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Pro domo 

Allgemein bekannt ist, dass trotz vielfa­
cher Beteuerungen während der ver­
gangenenjahre und insbesondere wäh­
rend des letzten Wahlkampfs ab nächs­
tem jahr für das Studium an Öster­
reichs Universitäten Studiengebühren 
anfallen werden. 

Weniger Aufmerksamkeit erfahren 
die Einsparungsmaßnahmen, die im 
universitären Bereich auf der Ausga­
benseite vorgenommen werden, etwa 
die Streichungen der (leistungsbezoge­
nen) Abgeltung für Prüfungstaxen. Es 
ist durchaus zu verstehen, dass dies zu 
keinem Aufschrei in den Medien und in 
der Bevölkerung führt. BeamtInnen 
und Vertragsbedienstete - insbeson­
dere solche, die an der Universität be­
schäftigt sind - leiden an gravierenden 
Imageproblemen: Die weit verbreitete 
Meinung über UniversitätslehrerInnen 
ist ja die, dass sie in ihrem Elfenbein­
turm ein ruhiges Leben führen, diesen 
während des Semesters zuweilen ver­
lassen, um einige wenige Lehrveran­
staltungen vor einigen wenigen Studie­
renden zu halten oder auf Kongresse in 
sonnige Länder fliegen, jedenfalls bloß 
8 Monate im jahr arbeiten und bei alle­
dem pragmatisiert sind und ziemlich 
gut verdienen. 

So ist es freilich nicht: Hoch qualifi­
zierte AkademikerInnen bescheiden 
sich zu Beginn ihrer Karriere mit einem 
wenig attraktiven Grundgehalt (weI­
ches durch Lehr- und Korrekturtätig­
keit etwas aufgebessert wird bzw. auf­
gebessert werden konnte). In der viel 
gepriesenen freien Wirtschaft, im frei­
en Wettbewerb wäre weitaus mehr Ge­
halt zu verdienen. Trotzdem wird die 
Universitätskarriere gerne in Aussicht 
genommen. Die Arbeit an der Universi­
tät mag mit hehren Vorstellungen über 
die Freiheit der Wissenschaft, den in" 
tellektuellen Umgang und der Freude, 
mit StudentInnen zu arbeiten verbun­
den sein. Leistungsanreiz für Universi­
tätsassistentInnen ist es, durch die Ha­
bilitation erstmalig in ein definitives 
Dienstverhältnis und zu professoralen 
Würden zu gelangen. Bis zum Ab­
schluss des Habilitationsverfahrens 
nämlich haben UniversitätsassistentIn­
nen nur befristete Dienstverhältnisse 
und keinerlei Gewissheit, diese Dienst-

juridikum 4/00 Io{'ol 

Feldner 

verhältnisse auch künftig fortsetzen zu 
können. Das impliziert Arbeits- und Le­
bensbedingungen, die es insbesondere 
für Frauen schwierig machen, eine Uni­
versitätskarriere realistischerweise an­
streben zu können: müssen doch die 
jahre, die man/frau bei beabsichtigter 
Familiengründung einer solchen wid­
men würde, mit Arbeiten an der Habili­
tationsschrift zugebracht werden, weI­
che den Weg zum Vertrag auf Lebens­
zeit eröffnet. 

Eben dieser Vertrag auf Lebenszeit 
nach erfolgter Habilitation steht nun in 
Diskussion: die Habilitation wäre zwar 
wie bisher erforderlich für die weitere 
Universitätskarriere, würde aber kein 
definitives Dienstverhältnis mehr mit 
sich ziehen. Eine solche Fortsetzung 
der beruflichen Unsicherheit macht die 
Universitätskarriere vor allem für Frau­
en noch ein Stück unattraktiver. Wenn 
man/frau mitdenkt, wie wenige Frauen 
schon derzeit von der untersten Spros­
se der Karriereleiter nach oben klet­
tern können, sollten solche Vorhaben­
ebenso wie die Einführung der Studi­
engebühren und sonstige Vorhaben, 
die Frauen potenziell benachteiligen -
die zuständigen PolitikerInnen alar­
mieren. Tun sie aber nicht. 

Die Bildungssprecherin der FPÖ Syl­
via Paphazy spricht sogar selbst davon, 
dass die "Habilitation auf Lebenszeit 
[siel]" abgeschafft werden müsste. Pap­
hazy fordert mehr Wettbewerb an den 
Universitäten und sieht den "pragmati-

. sierte[n] Professor [siel] [als] Gefahr für 
die Wissenschaft" (Die Presse vom 
31.07.2000, Ressort Bildung). Und der 
auch mit Frauenagenden betraute frei­
heitliche Sozialminister (das eigenstän­
dige Frauenministerium ist bei Antritt 
der neuen Regierung sofort eliminiert 
worden) Herbert Haupt, der als solcher 
den "Ansprüchen gerecht" werden will 
(s. der Standard vom 25. 10. 2000), 
scheint von der Problematik wenig tan­
giert. Was nicht weiter erstaunlich ist. 
Von einem Mann, der als "Frauenminis­
ter" agiert, ist als solchem nicht viel zu 
erwarten. Insofern sind die Ansprüche 
an ihn auch nicht sehr hoch. 

Immerhin werden nun vermehrt ge­
schlechterneutrale Formulierungen 
verwendet - wurde in der freiheitli-

chen Terminologie bislang vorwiegend 
vom kleinen Mann gesprochen, erklärt 
Haupt, Politik aus der "Sicht der klei­
nen Leute" zu machen. Ehefrau Haupt 
hat zu den Verhältnissen dieser kleinen 
Leute offenbar nichts zu sagen. Was 
vielleicht besser ist - ihr Kommentar 
zur Aufteilung häuslicher pflichten in 
gut verdienenden Kreisen ist aussage­
kräftig genug: eine gleiche Aufteilung 
sei nicht von Bedeutung, "denn gerade 
Leute in höheren Positionen können es 
sich leisten, dass sie der Frau Geräte 
kaufen, die ihr die Hausarbeit erleich­
tern." (Kurier vom 24.10.2000). Damit 
ist dann auch gleich festgestellt, weI­
cher Teil der Bevölkerung als Leute zu 
verstehen ist: nämlich der männliche. 
Damit zugleich der verdienende. 

Nun darf freilich nicht gleich die 
ganze Sippe in Haftung genommen 
werden; der Ehem'ann mag ja vielleicht 
anders denken, jedenfalls wäre er ge­
schult und vorsichtig genug, öffentlich 
andere Stellungnahmen als seine Frau 
abzugeben. Der Einblick in die häusli­
che Sphäre des Sozialministers lässt 
aber schon einige Rückschlüsse zu. Ei­
ne mit ein bisschen feministischer Sen­
sibilität ausgestattete Frau hätte etwas 
Ähnliches gesagt wie dass die Auftei­
lung häuslicher Pflichten in besserver­
dienenden Kreisen weniger problema­
tisch scheine als in schlechterverdie­
nenden, weil es sich hier das Ehepaar 
leisten könnte, jemanden für das Put­
zen, Waschen und Kinderbeaufsichti­
gen zu bezahlen. 

Wenigstens das. 
Und dass gerade eine Frau aus 

schlechter verdienenden Kreisen auf 
eine gleiche Aufteilung der häuslichen 
Pflichten achten muss. Und nicht etwa 
ihr Gehalt in die Studiengebühren des 
Mannes stecken soll, der für sein Studi­
um unbelastet von häuslichen Pflichten 
lernen will und erklärt, er werde dann 
später sein Gehalt in Haushaltsgeräte 
investieren ... 
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Kehrtwende in der 
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Österreich. In der justizpolitik war es 
zur Tradition geworden, dass man/frau 
sich mit den Gesetzesentwürfen und 
Novellierungsvorschlägen inhaltlich 
auseinandersetzte. Zu diesem Zweck 
wurden auch die Fachleute in Hearings 
befragt und deren Meinung wurde in 
der Regel auch berücksichtigt. Auch 
sachlich fundierte Argumente der Op­
positionsparteien wurden beachtet. Im 
justizausschuss herrschte ein offenes 
Klima, dem inhaltlich konstruktive Par­
teiengespräche vorausgingen. So 
scheute sich der seinerzeitige ÖVP­
Ausschussvorsitzende Dr. Michael Graff 
nicht, die Beratung über den allgemein 
anerkannten Initiativantrag der Grünen 
zur Novellierung des Strafvollzugsge­
setzes in einem Unterausschuss aufzu­
nehmen, was schließlich dazu führte, 
dass die Novelle des StVG im jahre 
1994 doch nicht unwesentlich von den 
Änderungsvorschlägen der Grünen 
mitgeprägt wurde. Dieses offene Klima 
war auch Ausdruck der Unabhängigkeit 
der justiz und prägte dieses Bewusst­
sein in der Öffentlichkeit. 

Bereits unter der Ausschussführung 
der Abg. Dr. Maria Theresia Fekter än­
derte sich dieses offene Klima merk­
lich. Mehr und mehr wurde auch in der 
justizpolitik nach parteipolitischen Kri­
terien entschieden. So konnten die di­
versionellen Maßnahmen im Strafrecht 
erst nach langer öffentlicher Debatte 
beschlossen werden, obwohl der ver,~ 
suchsweise eingeführte außergerichtli­
che Tatausgleich für Erwachsene nur 
positive Ergebnisse brachte und inter­
national in Fachkreisen Beachtung 
fand. Die Unabhängigkeit der justiz 
konnte sich daher nur mehr auf den 
parteiunabhängigen justizminister 
stützen. 

Mit der ÖVP-FPÖ-Koalition wurde 
diese Tradition endgültig über Bord 
geworfen. Schon die Auswahl des jus­
tizministers erfolgte nicht nach den 
Kriterien, die Unabhängigkeit der jus­
tiz zu wahren, sondern nach den Wün­
schen des einfachen Partei mitgliedes 
in Kärnten. Wie in allen anoeren politi­
schen Bereichen wird nun auch die jus­
tizpolitik nur mehr nach parteipoliti­
schen(-taktischen) Überlegungen ge­
macht. Sachliche Argumente, egal ob 
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sie von Fachleuten oder der Oppositi­
on kommen, bleiben unberücksichtigt. 
So hält man stur an der lebenslängli­
chen Freiheitsstrafe für Drogendealer 
fest, obwohl sich in der Enquete-Kom­
mission alle Experten dagegen ausge­
sprochen haben (siehe zB die Stellung­
nahme des Univ.-Prof. Dr. Peter 
Schick). Den Koalitionsparteien geht es 
offensichtlich nur mehr um die Umset­
zung ihrer populistischen Slogans, 
sachliche justizpolitische Überlegun­
gen spielen dabei keine Rolle mehr. So 
ist zu befürchten, dass die Ergebnisse 
der Enquete-Kommission und anderer 
Hearings nur für das stenografische 
Protokoll produziert aber politisch nie 
umgesetzt werden. Dass die Regierung 
auf die Vorschläge der Oppositionspar­
teien nicht eingeht, auch wenn diese 
von Fachleuten unterstützt werden, ist 
nichts Neues. Zu bedenken ist aller­
dings, dass mit dieser Politik auch die 
Unabhängigkeit der justiz in Misskre­
dit gerät. 

Sepp Brugger 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

BVerfG prüft 
Deutschland. In Deutschland wurden 
die Weichen für ein Verbot der rechts­
extremen Nationaldemokratischen Par­
tei Deutschlands (NPD) gestellt. Sowohl 
die Innenminister der Länder als auch 
die Ministerpräsidenten haben sich dar­
auf verständigt, einen entsprechenden 
Antrag beim Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) zu stellen. Lediglich die Vertre­
ter der CDU-regierten Länder Hessen 
und Saarland enthielten sich bei der da­
zu einberufenen Sonderkonferenz der 
Stimme. Damit ist jedenfalls gesichert, 
dass vom Bundesrat ein Verbotsantrag 
eingebracht wird. Ob von der rot-gri.i­
nen Bundesregierung und vom Bundes­
tag gleich lautende Anträge gestellt 
werden, wird noch diskutiert. 

Das deutsche Grundgesetz sieht die 
Möglichkeit eines Parteienverbots ex­
plizit vor, über das das BVerfG auf An­
trag des Bundestags, des Bundesrates 
oder der Bundesregierung zu entschei· 
den hat. Art 21 des Grundgesetzes 

baut dafür jedoch hohe Hürden auf: Ei­
ne Partei muss "nach ihren Zielen oder 
nach dem Verhalten ihrer Anhänger 
darauf ausgehen, die freiheitliche de­
mokratische Grundordnung zu beein­
trächtigen oder zu beseitigen oder den 
Bestand der Bundesrepublik zu gefahr­
den". Seit Gründung der Bundesrepu­
blik wurden erst zwei Parteienverbote 
ausgesprochen. 1952 wurde die Sozia­
listische Reichspartei (SRP) verboten, 
weil sie als wesensverwandt mit der 
NSDAP eingestuft wurde. SRP-Abge­
ordnete im Bundestag und in den 
Landtagen von Niedersachsen und Bre­
men verloren daraufhin ihre Mandate. 
Vierjahre später war es die Kommunis­
tische Partei Deutschlands (DKP), de­
ren Ziel einer "Errichtung einer Dikta­
tur des Proletariats" das BVerfG als mit 
der demokratischen Grundordnung un­
vereinbar ansah. 

Grundlage der Entscheidung der 
Bundesländer, einen Antrag auf Verbot 
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der NPD zu stellen, war ein Bericht 
des Bundesverfassungsschutzes. Darin 
heißt es, die NPD verfolge eine ge­
gen die freiheitliche, demokratische 
Grundordnung gerichtete Zielsetzung. 
Die Partei fordert in ihrem Programm 
eine "neue Volksgemeinschaft" mit ei­
ner "Herrschaft der Besten, die die 
Herrschaft der Minderwertigen" been­
de. Auch die offen propagierte Einglie­
derung Österreichs und Südtirols und 
die Nichtanerkennung der Oder-Nei­
ße-Linie sprechen fUr ein Verbot der 
1964 in Hannover gegründeten Partei. 
Zwar ist die NPD von der Mitglieder­
zahl her nicht als ernsthafte Bedro­
hung fUr die deutsche Demokratie an­
zusehen, da sie mit knapp 7.000 ein­
geschriebenen Anhängern die kleinste 
der drei rechtsextremen Parteien in 
Deutschland ist. Dass sie in einen 
Landtag gewählt wurde, liegt bereits 
mehr als zwanzig jahre zurück. Anders 
als die Republikaner und die Deutsche 
Volksunion (DVU) hat sich die NPD 
aber in den letzten jahren unter Par­
teichef Udo Voigt insbesondere in den 
Gebieten der ehemaligen DDR von ei­
nem Zusammenschluss betagter Ewig­
gestriger zum Sammelbecken militan­
ter Neonazis entwickelt. Diese profi­
tieren vom legalen Dach, das ihnen die 
NPD bietet, weil Veranstaltungen einer 
zugelassenen Partei nur äußerst 
schwer zu verbieten sind. 

Dennoch verläuft die Diskussion 
über die Sinnhaftigkeit eines Verbots­
verfahrens innerhalb des Bundestages 
äußerst kontroversieIl, wobei die 
Fronten quer zum Parteienspektrum 
laufen. Gegen ein Verbot der NPD wird 
vor allem vorgebracht, dass ein sol­
ches eine Beobachtung der rechtsex­
tremen Szene bedeutend schwerer 
machen würde und dass davon vor QI­
lern die bei den anderen rechten Par­
teien - DVU und Republikaner - profi­
tieren würden. Diese seien, da sie in 
einigen Parlamenten vertreten sind, 
weitaus gefährlicher als die bislang 
rein außerparlamentarisch agierende 
NPD. Experten schätzen, dass das Ver-· 
botsverfahren des BVerfG rund ein 
jahr dauern wird. 

Daniel Ennöckl 
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Pflichtversicherung 
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Österreich. Für den Großteil der Öster­
reicherinnen ist der Schutz, den die so­
ziale Krankenversicherung fast der ge­
samten Bevölkerung bietet, bereits so 
selbstverständlich geworden, dass vie­
len Menschen gar nicht mehr bewusst 
wird, wie bedeutend sie eigentlich ist. 
Das historisch gewachsene Kranken­
versicherungssystem hat seinen Ur­
sprung im 19. jahrhundert. Im Laufe 
von über einhundert jahren wurde aus 
einem Schutz fUr Bergleute über Verei­
ne das heutige Prinzip der Pflichtversi­
cherung geschaffen. Das soziale Netz 
umfasst einen Großteil (-98%) der 
österreichischen Bevölkerung. Dieses 
System kann aber nur funktionieren, 
weil es auf dem Prinzip der Pflichtversi­
cherung aufgebaut ist und dadurch ei­
ne negative Riskenauslese verhindert -
es basiert auf dem Grundsatz der Soli­
darität. Das bedeutet: 
1. jeder, auch wenn er bereits erkrankt 
ist oder zu einer Risikogruppe gehört, 
wird versichert. 
2. Auch im Bereich der Beiträge 
kommt es zu keiner Risikoeinstufung 
(dh zB ältere Menschen zahlen nicht 
mehr als jüngere). 
3. Bei der Beitragsbemessung wird auf 
den persönlichen Arbeitsverdienst 
Rücksicht genommen. 
4. Bestimmte nahe Angehörige (zB 
Kinder, Ehegatten) können beitragsfrei 
mitversichert sein. 

® 

I 
Unter dem Schlagwort ,,versicherungs­
pflicht statt Pflichtversicherung" ist in 
den letzten Monaten von manchen Me­
dien und bestimmten Politikern die 
Diskussion über eine Umgestaltung un­
seres derzeitigen Krankenversiche­
rungssystems wieder aufgeflammt. 
Dies würde einen Schritt in Richtung 
Privatisierung unserer sozialen Kran­
kenversicherung bedeuten. Auf den 
ersten Blick klingen die mitgelieferten 
Begründungen: "jeder kann sich aussu­
chen, wo er versichert sein will", "kei­
ne Zwangsversicherung", "mehr Wett­
bewerb" durchaus plausibel und gut. 
Übersehen wird dabei aber, dass priva­
te Krankenversicherungen nach rein 
versicherungsmathematischen und 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunk­
ten ohne soziale Komponente ausge­
richtet sind. Es würde ein Wettbewerb 
um günstige Risken einsetzen, weIcher 
nicht nur das Gesundheitssystem in 
Österreich verteuert, sondern auch 
zwangsläufig zu einer Zwei-Klassen­
Medizin fUhrt. 

WeIche Auswirkungen ein Umstieg 
auf die so genannte "freie Kassenwahl" 
hätte, zeigt das Beispiel Deutschland, 
wo diese Umstellung bereits geschah. 
Auf der einen Seite hat dort ein Wett­
bewerb um junge, gesunde und gut 
verdienende Erwerbstätige eingesetzt, 
weIcher die Kosten in die Höhe getrie­
ben hat, und andererseits haben -
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nachdem It. Gesetz keine Versicherten 
abgelehnt werden dürfen - Verhinde­
rungsstrategien gegen alte, kranke und 
schlecht verdienende Menschen Platz 
gegriffen (so Franz Knieps vom AOK­
Bundesverband). Deshalb ist das 
Schlagwort "Mehr Wettbewerb" im Be­
reich der sozialen Krankenversiche­
rung wenig zielführend, denn hier geht 
es vorwiegend um Solidarität sowie 
Riskenausgleich, damit eine ausrei­
chende medizinische Versorgung für 
die gesamte Bevölkerung gewährleis­
tet ist. 

Am Beispiel USA sehen wir, welche 
Auswirkungen ein überwiegend pri­
vatwirtschaftlich ausgerichtetes Ge­
sundheitssystem hat. Dieses System 
ist mit Abstand das teuerste der Welt 
(s. IHS, Gesundheitsausgaben im inter­
nationalen Vergleich mit Schwerpunkt 
Österreich 1999). Das teuerste Ge­
sundheitssystem ist für die Menschen 
eines Landes freilich nicht auch das 
beste: Es können in den USA zwar die 
schwierigsten und kompliziertesten 
Operationen und Behandlungen 
durchgeführt werden, viele Kliniken 
haben den Standard von Luxushotels, 
aber ein Großteil der Bürgerinnen hat 
überhaupt nichts davon, da er sich 
diese Einrichtungen nicht leisten 
kann. Für mehr als 40 Millionen Ame-

rikaner ist nicht einmal eine minimale 
gesundheitliche Grundversorgung ge­
währleistet. 

In Österreich sind rund 98 Prozent 
der Bevölkerung durch die soziale 
Krankenversicherung geschützt. Nur 
durch sie ist es möglich, eine umfas­
sende gesundheitliche Betreuung zu 
einem vernünftigen Preis für alle anzu­
bieten. Im internationalen Vergleich 
hat Österreich eines der günstigsten 
Krankenversicherungssysteme der 
Welt (der Anteil der Verwaltungskos­
ten liegt bei rund 3%). 

Dieses System kann jedoch nur 
dann funktionieren, wenn es keine ne­
gative Riskenauslese gibt. Das aber 
wird ausschließlich durch das Prinzip 
der Pflichtversicherung erreicht. Denn 
ein System, wo viele gut verdienende, 
junge und gesunde Menschen aus der 
sozialen Krankenversicherung aus­
scheiden und den - wesentlich teure­
ren - Komfort der Privatversicherung 
wählen, würde bewirken, dass in der 
sozialen Krankenversicherung über­
wiegend die Älteren, bereits kranken, 
finanziell schwächeren und kinderrei­
chen Personen verbleiben. Damit wäre 
die soziale Krankenversicherung nicht 
oder nur mit wesentlichen Leistungs­
einschränkungen finanzierbar. 

Michael Aichinger 

• Einführende Terminologie 
- Definition von Frauenhandel 

liebe leserin, lieber leser! 

Sie halten - inklusive der O-Num­
mer - die fünfte Ausgabe des "wie­
dergeborenen" juridikum in Hän­
den. Ein bewundernswertes Stück 
Arbeit von Herausgebern und Au­
toren. 

Wir blicken also auf ein erfolg­
reiches Jahr zurück. 

Der Neustart wurde belohnt. 
Durch viel positives, persönliches 
Feed-back, aber auch durch ein 
breites mediales Echo. 

Der Verlag Österreich hat, um 
dem juridikum die ihm gebühren­
de breite Kenntnisnahme zu si­
chern, vpn den ersten fünf Heften 
jeweils eine beträchtliche Anzahl 
kostenlos an einschlägige Empfän­
gergruppen versandt. 

Nachdem selbst das schönste 
Fest einmal ein Ende hat, wird es 
ab der ersten Nummer 2001 nicht 
zuletzt von Ihrer Bindungsfreudig­
keit, geschätzte Leserin, werter 
Leser, abhängen, welches Stimm­
volumen das juridikum im Konzert 
rechts politischer Foren hinkünftig 
haben wird. 

Wir blicken einem schönen 
Jahr entgegen. 

Gerald Muther 

- Abgrenzung Frauenhandel - Schlepperei 
- Verschiedene Fonnen von Frauenhandel 
- Frauenhandel und Regelung der Prostitution 

• UN Standards zur Bekämpfung des Frauenhandels 
- Konvention zur Unterdrückung des Menschenhandels und der Ausbeutung der 

Prostitution anderer 
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Ist § 19 Abs 3 
Signaturgesetz 
verfassungskonform? 

Martin Schimak 
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facto zu keiner Zeit bieten konnte. Er­
reicht wird dies durch mathematische 
Verfahren, weiche in der Praxis auf 
dem Prinzip der "asymmetrischen Ver­
schlüsselung" aufbauen, auch wenn 
das Gesetz diesbezüglich (bewusst) 
technologieneutral gehalten wurde. 
Diese Tatsache darf jedoch nicht mit 
der Verschlüsselung von Nachrichten 
selbst vermischt werden. Signierte 
Nachrichten sind, sofern nicht zusätz­
lich ein Verschlüsselungsmechanismus 
angewandt wird, fLir jedermann frei 
lesbar. Die elektronische Signatur, wel­
che nur vom Inhaber eines weltweit 
mit an Sicherheit grenzender Wahr­
scheinlichkeit eindeutigen "privaten 
Schlüssels" ("private key") erzeugt 
worden sein kann, wird in Form eines 
aus dem Nachrichtentext und dem 
"private key" generierten Codes dem 
eigentlichen Nachrichtentext beigege­
ben und bestätigt somit, dass der Text 
unverändert angekommen ist und tat­
sächlich vom Inhaber der elektroni­
schen Signatur stammt. 

§ 19 Abs 3 des Bundesgesetzes über 
elektronische Signaturen1 (BGBI. I Nr. 
190/1999) enthält eine verfassungs­
rechtlich interessante Konstruktion. 
Sein erster und zweiter Satz lauten: 

"Der Bundeskanzler hat im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister fLir Justiz mit Ver­
ordnung festzustellen, dass eine Einrich­
tung als Bestätigungsstelle geeignet ist. 
Eine solche Verordnung kann nur auf Antrag 
der betreffenden Einrichtung erlassen wer­
den." 

Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung 
stellt der Bundeskanzler (im Einverneh­
men mit dem Bundesminister fLir Jus­
tiz) die Eignung einer Bestätigungsstel­
le im Wege einer Verordnung fest, wel­
che auf Antrag und nur auf Antrag der 
betreffenden Einrichtung zu erlassen 
ist. 

Der Frage, ob hier vom verfassungs­
rechtlichen Katalog der Rechtsformen 
des Verwaltungshandelns in fLir den 
einfachen Gesetzgeber zulässiger Art 
und Weise Gebrauch gemacht wurde, 
wird in diesem Beitrag nachgegangen. 
Zunächst soll jedoch die Gelegenheit 
genutzt werden, das informations­
rechtlich interessante Umfeld dieser 
Bestimmung näher zu beleuchten. 

Die elektronische Signatur 
Das am 1. Jänner 2000 neu in Kraft ge­
tretene Signaturgesetz2 "regelt den 
rechtlichen Rahmen fLir die Erstellung 
und Verwendung elektronischer Signa­
turen sowie fLir die Erbringung von Si­
gnatur- und Zertifizierungsdiensten" 
(§ 1 Abs 1 SigG). 

Eine "elektronische Signatur" soll 
nach dem Willen und der Definition des 

Gesetzgebers der "Authentifizierung, 
also der Feststellung der Identität des 
Signators, dienen" (§ 2 Z. 1 SigG). Sie si­
chert also in der "neuen" Welt der Kom­
munikation über offene Computernet­
ze (zB per eMail) genau das, was in der 
traditionellen Welt der Kommunikation 
über reale Briefe und sonstige Schrift­
stücke durch die herkömmliche Unter­
schrift gewährleistet werden sollte: die 
empfangene Nachricht, das "unter­
zeichnete" Dokument soll auch tat­
sächlich vom vermuteten Absender 
stammen (Authentizität), und den von 
diesem festgehaltenen Text unverän­
dert wiedergeben (Integrität). 

In der Welt der elektronischen 
Kommunikation ist eine traditionelle 
Unterschrift zur Gewährleistung von 
Authentizität und Integrität eines 
"Schriftstücks" nur noch sehr unzurei­
chend geeignet: Ob der Kommunikati­
onspartner tatsächlich der vermutete 
ist, wird sich auch durch die BeifLigung 
einer (etwa eingescannten) Unter­
schrift nicht wesentlich besser beurtei­
len lassen. Um unter Inanspruchnahme 
grundsätzlich offener Computernetz­
werke wie dem Internet, Transaktio­
nen durchzufLihren, ohne dabei allzu 
große Risken eingehen zu müssen, be­
darf es eines technischen Mechanis­
mus, weicher Authentizität und Inte­
grität übermittelter Nachrichten in ei­
ner den traditionellen Beweismetho­
den zumindest ebenbürtigen Art und 
Weise sicherstellt. 

Dieser Mechanismus ist die "elek­
tronische Signatur". Sie bietet ein Aus­
maß an technischer Sicherheit, weiches 
die herkömmliche "Unterschrift" de 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Durch das Signaturgesetz wurden 
"elektronische Signaturen" mit her­
kömmlichen Unterschriften weitgehend 
gleichgestellt. Weitere Schritte werden 
aber vermutlich folgen müssen.3 

Das Zertifikat 
Das hohe Maß an technischer Sicherheit 
elektronischer Signaturen muss durch 
die rechtliche Absicherung einer 
"Schwachstelle", weicher auf techni­
schem Wege nicht beizukommen ist, er­
gänzt werden: Es muss gewährleistet 
sein, dass der Inhaber eines privaten 
Schlüssels jene Person ist, weiche die an­
deren Kommunikationsteilnehmer hin­
ter diesem Schlüssel vermuten. Dies 
kann erreicht werden, indem ein an der 
Kommunikation nicht beteiligter Dritter, 
dem die Kommunikationspartner ent­
sprechendes Vertrauen entgegenbrin­
gen, dafLir mit seiner Glaubwürdigkeit 
"geradesteht" und die Übereinstim­
mung von Person und elektronischer Si­
gnatur bestätigt oder "zertifiziert". Die­
sem Zweck dienen die vom Signaturge­
setz geregelten "Zertifikate", nach der 
Definition des Gesetzes "elektronische 
Bescheinigungen, mit der Signaturprüf-

1 Zu beachten ist, dass § 19 Abs 3 
SigG gemäß der geplanten, derzeit 
im Stadium der Regierungsvorlage 
befindlichen Novelle zum Signatur­
gesetz (GP XXI RV 315) durch diese 
zum § 19 Abs 4 SigG wird. 

2 Das "Bundesgesetz über elektro­
nische Signaturen (Signaturgesetz -
SigG)" (BGB!.I Nr.190/1999) wurde 
auf der Basis der letzten Regie­
rungsvorlage der vergangenen Ge­
setzgebungsperiode (GP XX) am 14. 

Juli 1999 nach relativ kurzer Plenar­
debatte einstimmig beschlossen. 

Nikolaus Forg6, Was sind und wozu 
dienen digitale Signaturen?, ecolex 
1999,235 ff verwiesen. 
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3 Zur detaillierten Information 
darüber, was elektronische Signatu­
ren sind, wozu sie dienen und wie 
sie funktionieren, sei vor allem auf 
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daten einer bestimmten Person zuge­
ordnet werden und deren Identität be­
stätigt wird" (§ 2 Z. 8 SigG). 

Der Zertifizierungsdiensteanbieter 
Über die Frage, wem die Kommunikati­
onsteilnehmer entsprechendes Ver­
trauen entgegenbringen (sollten), ist in­
ternational ein reger und wohl bis heu­
te nicht ganz ausgestandener Streit ent­
brannt, so insbesondere hinsichtlich 
der grundsätzlichen Entscheidung, ob 
diese Aufgabe durch private "Selbstre­
gulierung" wahrgenommen werden 
sollte, oder aber ob der Staat seine Fitti­
che über den Teilnehmern des elektro­
nischen Verkehrs ausbreiten sollte. 

Die Europäische Union und mit ihr 
Österreich in seinem die europäische 
Richtlinie bereits vor ihrer Verabschie­
dung weitgehend umsetzenden Signa­
turgesetz4 hat in dieser Frage einen 
Mittelweg zwischen diesen bei den An­
sätzen gewählt, indem "Zertifizie­
rungsdienste" zwar von jedermann ge­
nehmigungsfrei angeboten werden 
dürfen, aber doch unter eine gewisse 
staatliche Aufsicht gestellt werden. Die 
staatliche Aufsichtsstelle ist in Öster­
reich die Telekom Control Kommission 
(§ 13 SigG), Zertifizierungsdienstean­
bieter müssen ihr die Aufnahme ihrer 
Tätigkeit anzeigens. 

Die Bestätigungsstelle 
Die Telekom Control Kommission kann 
zu ihrer Beratung die im Zentrum der 
weiteren Betrachtung stehenden "Be­
stätigungsstellen" heranziehen (§ 13 
Abs 5 SigG). Grundsätzliche Aufgabe 
dieser Bestätigungsstellen ist es vor al­
lem, die Einhaltung der durch das Slg­
naturgesetz aufgestellten technischen 
Anforderungen durch die Zertifizie­
rungsdiensteanbieter zu evaluieren 
und zu bestätigen (vg!. § 18 Abs 5 
SigG). Ein Zertifizierungsdiensteanbie­
ter muss gegenüber der Aufsichtsbe­
hörde für sichere elektronische Signa­
turen eine positive Bescheinigung ei­
ner Bestätigungsstelle über die Sicher-

heit seiner Verfahren und seiner Tech­
nik vorweisen. Die Bestätigungsstelle 
kann diese Sicherheitsbescheinigung 
gegebenenfalls abgeben. 

Wie eingangs bereits erwähnt stellt 
der Bundeskanzler gemäß § 19 Abs 3 
SigG (im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für justiz) die Eignung ei­
ner Bestätigungsstelle im Wege einer -
nur auf Antrag der betreffenden Einrich­
tung zu erlassenden Verordnung fest. 
Nach dem Wortlaut des Gesetzes wird 
hier also auf Antrag einer Rechtsperson 
eine bestimmte rechtliche Qualität der­
selben per Verordnung festgestellt. 

Erwähnenswert ist in diesem Zu­
sammenhang vielleicht, dass bezüglich 
der Art von Institutionen, an welche 
zur Wahrnehmung der Aufgaben einer 
Bestätigungsstelle bei Erstellung die­
ser Bestimmung gedacht wurde, die 
Meinungen zwischen Regierung und 
Parlament scheinbar ein wenig ausein­
ander gingen: Die Regierungsvorlage6 

sah noch einen Absatz vor, in welchem 
das den Bestätigungsstellen für die er­
brachten Leistungen von den Zertifi­
zierungsanbietern zu zahlende Entgelt 
mit Verordnung festgesetzt werden 
sollte. Der Bericht des justizausschus­
ses7 trat jedoch erfolgreich gegen die­
se Vorgangsweise auf: "Um den Wett­
bewerb" zwischen diesen für die Zerti­
fizierungsdiensteanbieter das "Evalua­
tionsmanagement" durchführenden In­
stitutionen "nicht auszuschließen", 
sollte das für die "erbrachten Leistun­
gen zu bezahlende Entgelt nicht mit 
Verordnung festgesetzt werden". 

Bisher wurde lediglich die A-SIT 
("Zentrum für sichere Informations­
technologie - Austria")B, ein Verein, 
dessen ordentliche Mitglieder öffentli­
che Institutionen sein müssen, per Ver­
ordnung als Bestätigungsstelle aner­
kannt9 • 

Verordnung oder Bescheid? 
Unter Verordnungen sind generelle 
Rechtsvorschriften zu verstehen, die 
von Verwaltungsbehörden erlassen 

werden und sich an die Rechtsunter­
worfenen richten10• Insbesondere in 
Abgrenzung zum Bescheid wird ein 
Verwaltungsakt von herrschender Leh­
re und judikatur (VfSlg. 313, 3142, 
5813,12.744,12.935) dann als Verord­
nung qualifiziert, wenn er sich seinem 
Inhalt nach an einen unbestimmten, nur 
nach Gattungsmerkmalen umschriebe­
nen Personenkreis richtet. 

Betrachtet man beispielhaft die 
"Verordnung" BGB!. 11 Nr. 31/2000, mit 
welcher die Eignung der A-SIT als Be­
stätigungsstelle festgestellt wurde, so 
ist klar, dass sich diese ohne Zweifel an 
die Bestätigungsstelle selbst richtet, 
sie wird als individuell bestimmte Per­
son angesprochen und mit Aufgaben 
betraut, welche ihr ohne die Feststel­
lung nicht zugekommen wären. Frag­
lich ist jedoch, ob nicht dem Inhalt des 
Verwaltungsakts nach neben diesen in­
dividuellen Adressaten ,im konkreten 
Fall noch weitere, implizit nach gene­
rellen Merkmalen umschriebene Adres­
saten treten, deren Rechtsverhältnisse 
mitgeregelt werden. Insbesondere die 
Zertifizierungsdiensteanbieter sind un­
mittelbar von diesem Verwaltungsakt 
betroffen: gemäß § 18 Abs 5 SigG be­
nötigen sie eine Bestätigungsstelle, 
welche ihnen die Erfüllung der Sicher­
heitsanforderungen für die Erzeugung 
sicherer Signaturen bescheinigt. 

Nimmt man eine derart "materiel­
le", an den Interessen orientierte Sicht 
des Normadressatenkreises vor, so ent­
hält dieser also sowohl individuelle als 
auch generelle Elemente der Umschrei­
bung. "janusköpfige" Verwaltungsakt­
kombinationen von Bescheiden und 
Verordnungen werden jedoch aufgrund 
der starken Unterschiede dieser beiden 
Verwaltungsaktarten abgelehnt11

• 

Wendet man die von Walter/Mayer12 

in den Vordergrund gestellte Abgren­
zungsmethode für Verordnungen und 
Bescheide an, welche darauf abstellt, 
ob es sich um eine primär rechtsetzende 
oder aber um eine primär rechtsvollzie­
hende Anordnung handelt, wird man 

4 Die "Richtlinie 1999/93/EG über 
gemeinschaftliche Rahmenbedin­
gungen für elektronische Signatu­
ren" war bereits in ihrem Vorberei­
tungsstadium als "Gemeinsamer 
Standpunkt" Basis für das österrei­
chische Signaturgesetz, welches so­
mit die doch nicht allzu häufig anzu­
treffende "Umsetzung" einer euro­
päischen Richtlinie "in vorauseilen­
dem Gehorsam" darstellt. 

S Die derzeit der Telekom Control 
Kommission als aktiv gemeldeten 
Anbieter von Zertifizierungsdiensten 
sind die "Generali Office-Service und 

7 Bericht des parlamentarischen Jus­
tizausschusses GP XX, AB 2065. 

10 Walter/Mayer, Grundriß des 
Österreichischen Bundesverfas­
sungsrechts, Rz 590 (9. Auflage, 
2000). 
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:,Consulting AG", die "Datakom Aus­
"''tria GmbH" und der Verein "ARGE 

Daten - Österreichische Gesellschaft 
für Datenschutz". 
6 Regierungsvorlage zum Signatur­
gesetz GP XX, RV 1999. 

8 A-SIT ("Zentrum für sichere Infor­
mationstechnologie-Austria"), im 
Internet zu finden unter http:// 
www.a-sit.at).derzeitigeVereinsmit­
glieder sind der Bund, die Österreichi­
sche Nationalbank und die TU Graz. 
9 Verordnung des Bundeskanzlers 
BGB!.II Nr. 3112000. 

11 ZB Adamovich-Funk, Allgemeines 
Verwaltungsrecht, S. 265 unten 
(3. Auflage, 1987). 
12 Walter/Mayer, Bundesverfas­
sungsrecht, Rz 593 (9. Auflage, Wien 
2000). 

juridikum 4/00 



recht & gesellschaft 

wohl zum Ergebnis gelangen, dass der 
in § 19 SigG geregelte Verwaltungsakt 
in Wahrheit ein Bescheid ist: Im kon­
kreten Fall wird die Norm nicht in ers­
ter Linie rechtsetzend weiter präzisiert, 
sondern wohl eher endgültig vollzogen. 
Die Kriterien zur Eignung einer Bestäti­
gungsstelle werden auf einen konkre­
ten Fall angewandt, die Eignung des 
Bewerbers wird letztendlich festge­
stellt oder eben nicht festgestellt. 

Diese von mir favorisierte Lösung 
hätte vor allem den "Charme", dass die 
antragstellende Institution, welche 
sich um die Feststellung der Eignung 
als Bestätigungsstelle im Sinne des Sig­
naturgesetzes bewirbt, nicht in ihren 
Rechtsschutzmöglichkeiten verkürzt 
wird. Im Lichte der vorherrschenden, 
einen stärkeren "Graubereich" aufwei­
senden Abgrenzungsmethode und der 
ihr entsprechenden Judikatur erscheint 
es aber doch zumindest fraglich, ob 
der Verfassungsgerichtshof ebenfalls 
zu diesem Schluss kommen würde: 

Der VfGH hat in VfSlg 9873/1983 
urheberrechtIiche Satzungen als Ver­
ordnungen qualifiziert, obwohl die 
primären Adressaten solcher Verord­
nungen (die Verwertungsgesellschaf­
ten) in diesen Verordnungen taxativ 
aufgezählt werden. Für die Lösung des 
VfGH kann in diesem Fall ins Treffen 
geftihrt werden, dass hier noch die 
Präzisierung einer Norm und nicht die 
endgültige Vollziehung im Vorder­
grund steht. Der VfGH begründet sei­
ne Auffassung aber vor allem damit, 
dass durch solche Satzungen auch 
Rechtsverhältnisse zwischen den Ver­
wertungsgesellschaften und ihren Mit­
gliedern geregelt würden, und hält zu­
sammenfassend fest, dass "der Kreis 
der von der Satzung betroffenen 
Rechtssubjekte im Zeitpunkt der 
Normerlassung nicht feststell bar ist". 

Adamovich-Funk zählen in ihrem 
Lehrbuch des Verwaltungsrechts eine 
Reihe von Verwaltungsakten auf, in de­
nen sich generelle und individuelle 
Merkmale nachweisen lassen, und erin­
nern insbesondere daran, dass Flä­
chenwidmungspläne selbst dann als 
Verordnung gelten, wenn sie nur ein 
einzelnes Grundstück betreffen. Folge 
der Unmöglichkeit einer scharfen Ab­
grenzung könne auch eine "Wahlfrei-

heit des Gesetzgebers zwischen Allge­
meinregelung und Einzelakt sein". 

Lässt man ftir die Qualifikation als 
Verordnung freilich genügen, dass auch 
Rechtsverhältnisse geregelt werden, 
die nicht nur die individuellen Adressa­
ten eines Verwaltungsakts betreffen, so 
ist man der ,,verordnung" im Fall des 
§ 19 SigG bereits wieder ein gutes 
Stück näher gerückt. Zweifelsohne sind 
von dem als Verordnung kundgemach­
ten Verwaltungsakt auch Dritte betrof­
fen, welche nicht individuell genannt 
werden. Zweifelhaft ist aber, ob die Zer­
tifizierungsdiensteanbieter in ihren 
Rechtsverhältnissen betroffen sind, ob al­
so ihre Rechtsstellung durch diesen 
Verwaltungsakt unmittelbar gestaltet 
wird. Ein Argument könnte jedoch das 
folgende sein: die Konkretisierung des 
§ 19 Abs 3 SigG in Form der Feststellung 
der Eignung zumindest einer Institution 
als Bestätigungsstelle ist absolut not­
wendig, um den Zertifizierungsdienste­
anbietern die Möglichkeit zu geben, ih­
ren Pflichten aus dem SigG bezüglich si­
cherer Signaturen nachzukommen. 
Umgekehrt werden sie von ihrem 
Recht, als Anbieter von Zertifikaten ftir 
sichere Signaturen am Markt auftreten 
zu können, erst nach Kundmachung ei­
ner Verordnung nach § 19 Abs 3 SigG 
Gebrauch machen können, womit sie 
nicht nur tatsächlich in der Ausübung ih­
res Rechts gehindert, sondern eben in 
ihren Rechtsverhältnissen von einer sol­
chen Verordnung betroffen wären. 

Erlassung einer Verordnung auf 
Antrag? 

Die Verordnung ist gemäß § 19 SigG 
"auf Antrag" zu erlassen. Dies wird als 
zulässig erachtet, sofern damit keine 
Bindungswirkung ftir die Behörde ver­
bunden ist13

• Auch Mayer14 bejaht die 
Zulässigkeit der Erlassung einer Ver­
ordnung auf Antrag, weil das den Ver­
waltungsbehörden nach Art 18 Abs 2 B­
VG eingeräumte Verordnungsermessen 
diesfalls gewahrt bleibt. 

VerfassungsrechtIich bedenklich er­
scheint aber der Umstand, dass die 
Verordnung nur auf Antrag erlassen 
werden kann, womit eine Bindung ei­
nes obersten Organs der Vollziehung 
im Raum steht (vgl. Art 19 Abs 1 und 
101 B-VG): 

j I • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

13 Vgl wiederum Adamovich-Funk, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, 
5.246 unten. 
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14 Mayer, Heinz, Die Verordnung, 
S. 20 (Wien 1977). 

In VfSlg 6495/1971 hob der Ge­
richtshofbeispielsweise eine landesge­
setzliche Bestimmung auf, welche vor­
sah, dass eine Verordnung der Landes­
regierung über den Umfang von Schi­
schulgebieten nur auf Antrag des 
Pflichtverbandes der Schilehrer erlas­
sen werden dürfe. Ebenso qualifizierte 
der VfGH in VfSlg 12183/1989 eine Be­
stimmung des Stmk. Abfallwirtschafts­
gesetzes als verfassungswidrig, welche 
vorsah, dass die Verordnung zur Ab­
wehr oder Beseitigung von Gefahren 
nur über Antrag von mindestens zwei 
Dritteln der Gemeinden eines politi­
schen Bezirkes erlassen werden dürfe. 

In VfSlg 12506/1990 schließlich hob 
der VfGH eine Bestimmung des Auslän­
derbeschäftigungsgesetzes auf, die 
den Bundesminister bei der Festset­
zung von Kontingenten in Verord­
nungsform an einen gemeinsamen An­
trag von kollektiwertragsfahigen Kör­
perschaften band. Zur Begründung 
ftihrte der VfGH allerdings aus, dass die 
Bedeutung einer Festsetzung (Ände­
rung) von Kontingenten, insbesondere 
die daraus folgende Erschwerung des 
Bewilligungsverfahrens und der Mög­
lichkeit des Abschlusses von Arbeits­
verträgen, über den Rahmen jener In­
teressen hinausgehe, die wahrzuneh­
men die kollektiwertragsfahigen Kör­
perschaften in der Weise berufen wä­
ren, dass dies eine Bindung des Bundesmi­
nisters rechtfertigen würde. 

Dementsprechend hatte der VfGH 
in der Folge in VfSlg 14977/1997 keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken ge­
gen die Bindung der Landesregierung 
an einen Antrag der Gemeinde bei Er­
lassung einer Assanierungsverord­
nung, weil den Hintergrund eines An­
trages der Gemeinde gemäß § 5 Abs 1 
StEG einerseits die Interessen der Ge­
meinde als Trägerin von Privatrechten 
und andererseits die der Gemeinde zu­
gewiesenen Aufgaben auf den Gebie­
ten der örtlichen Baupolizei und der 
örtlichen Raumplanung bilden. 

Wendet man diese Grundsätze nun 
auf den Fall der im § 19 Abs 3 SigG 
vorgesehenen Verordnung an, wird 
klar, dass den Hintergrund des hier 
zwingend vorgesehenen Antragsrechts 
wohl nicht nur Interessen bilden, die 
wahrzunehmen der Antragsteller beru-
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fen ist. Vielmehr könnte einerseits aus 
Sicht der Zertifizierungsdiensteanbie­
ter, andererseits aber auch aus Sicht 
der an sicheren Signaturen interessier­
ten Öffentlichkeit ein vitales Interesse 
an der Existenz von BestätigungssteI­
len eingewendet werden, da insbe­
sondere flir den Fall, dass überhaupt 
keine Institution Interesse gezeigt hät­
te, die Zertifizierungsdiensteanbieter 
die nach § 18 Abs 5 flir sichere Signa­
turen notwendige Bescheinigung nicht 
beibringen könnten, der Bundeskanz­
ler aber ohne Antrag auch nicht flir die 
Existenz einer Bestätigungsstelle sor­
gen könnte. 

Fazit 
Zusammenfassend kann daher festge­
halten werden, dass der in § 19 Abs 3 
SigG vorgesehene Verwaltungsakt bei 
inhaltlicher Betrachtung der beteilig­
ten Interessen wohl besser als Be­
scheid (mit Verfahrensrechten der Zer­
tifizierungsdiensteanbieter) geregelt 
worden wäre, aber unter Heranzie­
hung von vor allem in der Lehre vertre­
tenen Abgrenzungsmethoden durch­
aus auch schon jetzt entgegen dem 
Wortlaut der Bestimmung als Bescheid 
gesehen werden kann. Sofern man die 
generellen Elemente des Verwaltungs­
akts in den Vordergrund rückt (was bei 
einer Anwendung der traditionellen 
Abgrenzungsmethode nach dem in­
haltlichen Adressatenkreis nahezu "au­
tomatisch" geschieht) oder dem Ge­
setzgeber im unscharfen "Grau be­
reich" zwischen Verordnung und Be­
scheid eine gewisse Wahlfreiheit zuge­
steht15

, wird man jedenfalls das Wort 
"nur" in der Wendung "nur auf Antrag" 
in § 19 Abs 3 SigG als verfassungswid­
rig qualifizieren müssen. 

Mag. Martin Schimak, MAS, ist 
Projekt/eiter in der On/aw Internet 
Verlags AG. 

1S So zB auch VfSlg 10430/1985. 
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Privatru n dfu n I<be h ö rd e 
verfassu ngswid rig Brugger 

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 29. 6. 
2000 (G 175 - 266/1999) in dem von 
Amts wegen eingeleiteten Gesetzes­
prüfungsverfahren festgestellt, dass 
§ 13 Regionalradiogesetz, mit dem die 
Privatrundfunkbehörde als weisungs­
freie Kollegialbehörde mit richterli­
chem Einschlag im Sinne des Art 133 Z 4 
B-VG eingerichtet wird, verfassungs­
widrig war. In der Folge wurden in die­
sem Herbst 26 der angefochtenen Li­
zenzbescheide aufgehoben. Aufgrund 
der weiteren anhängigen Beschwerden 
ist damit zu rechnen, dass der VfGH ein 
weiteres Prüfungsverfahren einleiten 
und die Verfassungswidrigkeit der Pri­
vatrundfunkbehörde (§ 13 RRG) auch in 
der zuletzt gültigen Fassung (seit 1. 8. 
1999) feststellen wird. 

Der VfGH "erachtete zum einen die 
Einrichtung der Privatradiobehörde als 
- weisungsfreie - Kollegialbehörde 
mit richterlichem Einschlag als ver­
fassungswidrig, weil die Einrichtung 
solcher Behörden im Sinne des 
Art 133 Z 4 B-VG von Verfassungs we­
gen nur ausnahmsweise zulässig ist 
und im Hinblick auf die damit verbun­
dene Durchbrechung der Leitungs­
und Weisungsbefugnis der obersten 
Organe der Vollziehung und die da­
durch bedingte Ausnahme von der 
parlamentarischen Kontrolle einer be­
sonderen Rechtfertigung bedarf. Die 
von der Privatrundfunkbehörde zu 
besorgenden Aufgaben der Verwal­
tungsflihrung, nämlich die Erteilung 
von Rundfunklizenzen, stelle nach An­
sicht des Verfassungsgerichtshofes je­
doch keinen Verwaltungsbereich, der 
eine solche Einrichtung rechtfertigen 
würde. 

Die Verfassungswidrigkeit der ge­
nannten Bestimmung sah der Verfas­
sungsgerichtshof zum anderen darin, 
dass Entscheidungen der Privatrund­
funkbehörde bis 1. 8. 99 nicht der 
nachprüfenden Kontrolle durch den 
Verwaltungsgerichtshof unterlagen. "1 

Zur Vorgeschichte 
Mit der Zulassung von Privatradios in 
Österreich wurde zwecks Lizenzverga­
be die Regionalradiobehörde als wei­
sungsfreie Kollegialbehörde mit rich­
terlichem Einschlag im Sinne des 
Art 133 Z 4 B-VG eingerichtet (Regio­
nalradiogesetz - RRG, BGBI 506/1993). 
Die Behörde bestand ursprünglich aus 
zwanzig Mitgliedern. Es stand seit je­
her außer Zweifel, dass die Vergabe 
von Lizenzen flir den Privatrundfunk 
von einer weisungsfreien unabhängi­
gen Behörde vorgenommen werden 
soll. Im Zuge des Beschwerdeverfah­
rens gegen acht Regionalradiolizenzen 
hat der VfGH die Bestimmungen be­
treffend die Frequenzplanung (§ 2 
RRG) als zu unbestimmt aufgehoben2 • 

Andere Beschwerdegründe hat der 
VfGH damals nicht aufgegriffen. Er hat 
auch keine Bedenken gegen die Ein­
richtung der Regionalradiobehörde als 
weisungsfreie Kollegialbehörde mit 
richterlichem Einschlag im Sinne des 
Art 133 Z 4 B-VG geäußert. Selbst ge­
gen die fehlende nachprüfende Kon­
trolle durch den VwGH erhob er keine 
Einwände. Mit der Noveilierung des 
Regionalradiogesetzes (BGBI I 1997/ 
41) wurde auch die Behörde auf zwölf 
Mitglieder verkleinert. Im Rahmen ei­
ner weiteren Novellierung des Regio­
nalradiogesetzes wurde die nachprü­
fende Kontrolle durch den VwGH ge­
schaffen (BGBI I 1999/160). Viele der 
im Jahre 1997 ergangenen Lizenzbe­
scheide wurden neuerlich beim Verfas­
sungsgerichtshof angefochten und 
dieser fasste am 14. 12. 1999 den Be­
schluss, die Bestimmung des § 13 RRG 
zu prüfen. Es gingen die Bedenken des 
VfGH dahingehend, "ob die Einrich­
tung der Privatrundfunkbehörde, der 
in einziger und letzter Instanz sowohl 
Aufgaben der Verwaltungsflihrung als 
auch Aufgaben der Verwaltungskon­
trolle zukommen, im Hinblick auf die 
bis 1. 8. 1999 fehlenden nachprüfen-

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
1 Siehe Presseaussendung des 
VfGH vom 13. 7.2000. 

2 Erkenntnis des VfGH vom 
27.9.1995, G 1219-1244/95. 
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den Kontrolle durch den Verwaltungs­
gerichtshof verfassungsrechtlich zuläs­
sig ist"3. 

Zur Begründung 
Was die fehlende nachprüfende Kon­
trolle durch den VwGH betrifft, kann 
den Bedenken des VfGH nur zuge­
stimmt werden und es soll daher auf 
dieses Argument nicht näher eingegan­
gen werden. Die darüber hinausgehen­
de Begründung betreffend die Verfas­
sungswidrigkeit der Behörde kann je­
doch nicht kritiklos hingenommen 
werden. 1995 verwies der VfGH in ei­
nem Erkenntnis4 betreffend die als 
Art 133 Z 4 B-VG eingerichtete Lan­
desgrundverkehrskommission des Lan­
des Oberösterreich auf seine ständige 
Judikatur und stellte fest, dass die Bun­
desverfassung nicht vorschreibe, "es 
müsse eine Mehrzahl von Instanzen 
eingerichtet werden. Etwas anderes 
gilt nur, soweit dies verfassungsgesetz­
lich angeordnet ist. Weder Art 20 Abs 2 
B-VG noch Art 133 Z 4 B-VG gebieten, 
dass die Entscheidung einer in diesen 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
geregelten Kollegialbehörde ein admi­
nistrativer Instanzenzug vorangehen 
muss. Es ist daher zulässig, dass eine 
solche Kollegialbehörde in erster und 
zugleich oberster (letzter) Instanz ent­
scheidet."s Der Verfassungsgerichtshof 
sieht die Grundverkehrsbehörden als 
Kollegialbehörden mit richterlichem 
Einschlag gemäß Art 133 Z 4 B-VG und 
Tribunal iS des Art 6 EMRK, zumal ih­
nen auch Entscheidungen über ,civiI 
rights' übertragen sind. Die Verfahren 
im Zuge der Lizenzentscheidungen, 
insbesondere die mündlichen Verhand­
lungen mit den einzelnen BewerberIn­
nen und das Hinwirken auf eine Veran­
staltergemeinschaft sind klassische 
kontradiktorische Verfahren, weshalb 
zu Recht von Entscheidungen über ,ci­
vii rights' gesprochen werden kann. 
Darüber hinaus hat die Privatrundfunk­
behörde, wie die Telecom-Control­
Kommission auch Entscheidungen zu 
treffen, die zweifellos als ,civii rights' 
zu bewerten sind, wie zB die Entschei­
dungen bei Streitigkeiten über die Ver­
breitung eines Programmes durch ei-

nen Kabelnetzbetreiber. Warum daher 
bei diesen Entscheidungen kein Tribu­
nal iS des Art 6 EMRK notwendig sein 
soll, ist daher nicht wirklich nachvoll­
ziehbar, zumal dies der VfGH bei den 
Grundverkehrsbehörden bejaht. 

Laut VfGH ist der Telecom-Control­
Kommission anders als der Privatrund­
funkbehörde ein Verwaltungsbereich 
übertragen worden, der aus ganz be­
sonderen Gründen die Einrichtung als 
Art 133 Z 4 B-VG Behörde rechtfertige6

• 

Als Gründe ftir diese Rechtfertigung 
werden angeftihrt, dass es sich bei den 
Regulierungsaufgaben im Bereich der 
Telekommunikation um einen weitge­
hend neuen Verwaltungsbereich hand­
le, dessen Bewältigung nicht nur juris­
tischen und wirtschaftlichen, sondern 
im hohen Maß auch technischen Sach­
verstand erfordere. Andererseits seien 
regelmäßig Entscheidungen über ,civii 
rights' in jenem Sinne zu treffen, den 
der EGMR diesem Begriff des Art 6 
EMRK beimisst. Da in Österreich erst­
mals mit Inkrafttreten des Regionalra­
diogesetzes (1. 1. 1994) Privatradioli­
zenzen vergeben wurden, kann daher 
wie der Telecom-Bereich wohl auch 
der Privatradiobereich als neuer Ver­
waltungsbereich des Bundes bezeich­
net werden. Aus eigener Erfahrung be­
zweifle ich außerdem, dass dabei we­
sentlich weniger technischer Sachver­
stand notwendig ist als bei den Regu­
lierungsaufgaben der Telecom-Con­
trol-Kommission: Die Lizenzvergaben 
und die Festlegung der Versorgungsge­
biete setzen notwendigerweise techni­
sches Fachwissen voraus, sei es im fre­
quenztechnischen oder im medienwis­
senschaftlichen Bereich. Der VfGH ver­
kennt eindeutig den Umfang und die 
Vielfaltigkeit der Vorbringen und Fra­
gen, die sich allein im Zuge einer Aus­
wahlentscheidung ergeben, wenn er 
meint, dass daftir wirtschaftliche 
Kenntnisse und solche der regionalen 
Gegebenheiten ausreichen. 

Es ist daher nicht wirklich nachvoll­
ziehbar, warum der Gesetzgeber mit 
der Einrichtung der Privatrundfunkbe­
hörde die bedingte und begrenzte Er­
mächtigung gemäß der Art 20 Abs 2 
und 133 Z 4 B-VG, kollegiale Verwal-

i • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

tungsbehürd<O'n mit rkht{~r1idwm Hln~ 
schlag einzurichten, Uberschdttell Im· 
ben soll. Die Anzahl der Bt'htlrdt'l1 
kann es wohl nicht sein, zum,,1 die Tc· 
lecom-Control-Kommission erst nach 
der Privatrundfunkbehörde eingerich­
tet wurde. Außerdem wird sich der 
Verfassungsgerichtshof die Frage gefal­
len lassen müssen, warum diese Be­
denken bei der Prüfung des Regional­
radiogesetzes im Jahre 1995 noch 
nicht bestanden. Auch wenn man dem 
VfGH zugestehen muss, weiser zu wer­
den, so wird man doch auch vom VfGH 
im Sinne größerer Rechtssicherheit ftir 
die Rechtsschutzsuchenden eine ein­
heitliche und klare Linie seiner Judika­
tur verlangen können. 

Bei der Vergabe der Privatradioli­
zenzen geht es im Wesentlichen auch 
um die Sicherstellung der Rundfunk­
freiheit sowie der Meinungs- und Me­
dienvielfalt. Dieser medienpolitisch 
wie kulturell sensible Aufgabenbereich 
bedarf wohl keiner weiteren besonde­
ren Rechtfertigung, die Privatrund­
funkbehörde als w,eisungsfreie Kollegi­
albehörde mit richterlichem Einschlag 
einzurichten. Es ist daher nicht ver­
ständlich, warum der VfGH auf dieses 
Argument überhaupt nicht eingegan­
gen ist. Ich kann mir aber nicht vorstel­
len, dass der VfGH tatsächlich dafür 
eintritt, dass die Vergabe von Rund­
funklizenzen einer weisungsgebunde­
nen Verwaltungsbehörde übertragen 
wird. Damit wäre die Verwendung des 
Begriffes "Medienalbanien" ftir Öster­
reich wohl eine Beleidigung Albaniens. 

Dr. Sepp Brugger ist Mitglied der 
Privatrundfunkbehörde und Jurist 
des Grünen Klubs im Parlament. 

3 Siehe Presseaussendung des VfGH 
vom 14. 12. 1999. 
4 Siehe VfSlg 14.109/1995. 

5 Siehe auch Stellungnahme der 
Bundesregierung im gegenständ­
lichen Verfahren zum Prüfungs­
beschluss. 

6 Siehe auch Erkenntnis des VfGH 
zur Telecom-Control-Kommission 
vom 14. 12. 1999, B 162st98. 
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Das Rotlicht und der 
Verwaltungsgerichtshof 
oder die Überhöhung des Banalen 

In Wien wird eine Mutter vor ihren Kin­
dern mit Handschellen abgefUhrt, 
nachdem sie als Radfahrerin bei Rot 
über die Kreuzung gefahren sein soll. 
Der Polizeibeamte wird wegen Miss­
brauchs der Amtsgewalt von einem 
Schöffengericht bestraft; 1 seine Amts­
handlung habe jede Verhältnismäßig­
keit überschritten. Man ist versucht zu 
sagen: "selbstverständlich" hat sich der 
Polizeibeamte veranlasst gesehen, ge­
gen dieses Urteil Nichtigkeitsbe­
schwerde anzumelden. Beim UVS wird 
die Maßnahmenbeschwerde der Rad­
fahrerin als unbegründet abgewiesen.2 

Während das erstgerichtliche Urteil die 
Eskalation als paradigmatisches Bei­
spieP einer danebengegangenen Amts­
handlung anschaulich beschreibt, bei 
der Würdigung der Aussagen der Be­
amten von der ,,(in derartigen Verfah­
ren wie auch in Verfahren wegen Wi­
derstandes gegen die Staatsgewalt 
häufig festzustellender) Solidarität un­
ter Polizisten" spricht und darauf hin­
weist, dass die Zeugen Untergebene 
des Beschuldigten sind, verwendet der 
Bescheid des UVS Wien die "bewährte" 
vorrechtsstaatliche Formel vom "über­
aus glaubwürdigen Eindruck", den die 
Beamten hinterlassen hätten. 

Schon im Jänner 19904 hatte am­
nesty international erklärt, es sei nicht 

® @ ® 

möglich, die Richtigkeit von Misshand­
lungsvorwürfen gegen Österreich in je­
dem Einzelfall zu bestätigen.5 Die "Re­
gelmäßigkeit, mit der solche Vorwürfe 
erhoben würden, und die Übereinstim­
mung in den Aussagen" gäben aller­
dings "Grund zu der Annahme, dass die 
Misshandlungsproblematik in Öster­
reich nicht auf einige wenige Einzelfäl­
le beschränkt ist". Da ist es beklagens­
wert, wenn zehn Jahre später die UVS 
immer noch die Leerformel vom "über­
aus glaubwürdigen" Beamten verwen­
den, an statt Beweise inhaltlich zu wür­
digen und den Gang der Amtshandlung 
einzubeziehen, der ja gerade im Fall 
der Radfahrerin bewiesen hat, dass der 
Leiter der Amtshandlung zu ihrer ange­
messenen Abwicklung ohne Eskalation 
nicht in der Lage war.6 

So meint etwa auch der Vorarlber­
ger UVS, dass das Erfordernis der "Un­
verzüglichkeit" der Vorlage eines Rei­
sepasses nach § 108 Abs 2 FrG "streng" 
auszulegen sei,7 ohne auf den Sachzu­
sammenhang im Entferntesten abzu­
stellen. 

Ein kompetenter BeobachterS 
meint zum "Rotlichturteil", der tiefere 
Grund fUr das erwähnte Urteil dürfte 
das Unbehagen darüber sein, dass das 
Gesetz in einem solchen Falle über­
haupt eine Festnahme zulasse. Abhilfe 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

dagegen könnte nur der Gesetzgeber 
schaffen, der seine Gewohnheit able­
gen müsste, jeden noch so geringfUgi­
gen Verstoß gegen Verwaltungsvor­
schriften unter Strafe zu stellen. Wie 
Recht er doch hat. Und wie genau kon­
trär der VwGH leider ständig judiziert 
- und damit solchen Missständen Vor­
schub leistet. 

Im Verfahren Rainer9 beim VwGH10 
ging es um die Erteilung der Staatsbür­
gerschaft fUr einen bosnischen Staats­
bürger, der seit seinem fUnften Lebens­
jahr durchgehend in Österreich lebte, 
über einen Hauptschulabschluss ver­
fUgte, mit einer Österreicherin verhei­
ratet war und mit ihr ein gemeinsames 
eheliches Kind hatte. Wegen keines­
wegs besonders gravierender, imJahre 
1993 begangener Vermögensdelikte 
hatte ihn das LG zu einer Geldstrafe von 
240 Tagessätzen verurteilt, bedingt auf 
drei Jahre. Diese Geldstrafe war inzwi­
schen endgültig nachgesehen. ImJahre 
1997 wurde der Bf. mit StrafVerfUgung 
wegen "Rotlichtvergehens" (Übertre­
tung nach § 38 Abs 5 StVO) mit S 700,­
bestraft. Der VwGH kam zum Ergebnis, 
dass die Landesregierung dem Antrag­
steller rechtens die Staatsbürgerschaft 
verweigert habe, mit folgender rich­
tungweisender Begründung: 

Entgegen der in der Beschwerde vertrete­
nen Auffassung kommt es bei der von der 
belangten Behörde richtigerweise auf die 
der gerichtlichen Verurteilung zugrundelie­
genden Tathandlungen gestützte Prognose 
nicht darauf an, ob die gerichtliche Verur­
teilung unter Setzung einer Probezeit be­
dingt nachgesehen oder unbedingt ausge­
sprochen wurde. Die von der Behörde vor­
zunehmende Prognose künftigen Wohlver­
haltens des Verleihungswerbers ist - unab­
hängig vom Strafausspruch und der beding­
ten Strafnachsicht - aufgrund der Schwere 
der der strafgerichtlichen Verurteilung zu-

1 Urteillandesgerichtfür Strafsa­
chen Wien 6a Vr 8528/99 vom 
30. 05. 2000. Das Verfahren über die 
Nichtigkeitsbeschwerde war zum 
Zeitpunkt des Redaktionsschlusses 
noch offen, für den Beschuldigten 
gilt also die Unschuldsvermutung. 
2 Bescheid des UVS Wien vom 
14.03.2000, UVS-02/P/44f48/19991 
15· 
3 Angesichts der nicht eingetrete­
nen Rechtskraft soll hier nicht die 
Richtigkeit der Feststellungen be­
hauptet werden, die Darstellung wä­
re aber auch als rein fiktive Kurzge­
schichte lebensnah und überzeu­
gend. 
4 ai-Index: EUR 13101/89. 

5 In dem vorliegenden Bericht ge­
langt amnesty international zu der 
Schlussfolgerung, dass die österrei­
chischen Behörden bestehende Un­
zulänglichkeiten im System des 
Schutz- und Beschwerdemechanis­
mus sowie bei der gerichtlichen Kon­
trolle der strafrechtlichen Ermitt­
lungsverfahren einer Überprüfung 
unterziehen und überdies nach Mit­
teln und Wegen suchen sollten, die 
Bestimmungen der Anti-Folter-Kon­
vention der Vereinten Nationen in 
der Rechtspraxis umzusetzen. 
6 Mit den Behörden ist der VwGH 
allerdings leider nicht selten großzü­
giger. Als ein Fremder bei der Fest­
nahme mit seinem Rechtsvertreter 

telefonieren wollte, weil die Beam­
ten nicht glaubten, dass er nach Aus­
kunft seines Anwaltes aufgrund ei­
nes Aufschiebungsbeschlusses des 
VwGH vorläufig zum Aufenthalt im 
Inland berechtigt sei, wurde ihm dies 
verweigert. Als sich die Existenz des 
Aufschiebungsbeschlusses bestätig­
te und der Fremde aus der Schubhaft 
entlassen war, hat ihm der VwGH im 
Erkenntnis vom 31. 03. 2000, 20001 
02/0011 dennoch die gesonderte An­
fechtung der telefonischen Kontakt­
verweigerung verweigert. Es sei ja 
schon die Schubhaft, die bei erfolg­
ter Kontaktnahme in radice verhin­
dert worden wäre, mit Bescheid UVS 
Vbg. vom 08. 07.1999, 3-5°-021991 

E2 für rechtswidrig erklärt worden. 
Die Behörde bekommt bei Kumula­
tion von Rechtsbrüchen und Grund­
rechtsverletzungen also nicht bloß 
Mengenrabatt, sondern die zweite 
Grundrechtsverletzung überhaupt 
IIgratisll, 
7 Ein Erkenntnis des VwGH zu die­
ser Frage liegt noch nicht vor. 
S Dr. Werner Frank, leserbrief in der 
Wiener Zeitung vom 07. 06. 2000. 
9 Bescheid VlReg. 30. 11. 1998, la 
370-56/98, Autor am Vf. beteiligt. 
Auf anderweitige Verfahrensbeteili­
gungen des Autors wird nicht hinge­
wiesen werden. 
10 VwGH 12. 05. 1999, 99/01/000 
8-5· 
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grundeliegenden Taten zu treffen (vgl. das 
hg. Erkenntnis vom 14. Oktober 1998, 
ZI. 97/01/1039). Die bedingte Strafnachsicht 
(§ 43 Abs 1 StGB) berührt nur den Vollzug 
einer Verurteilung (vgl. das hg. Erkenntnis 
vom 14. Oktober 1998, ZI. 98/01/0449). 
[ .. ·1 

Denn entgegen der der Beschwerde of­
fenbar zugrunde liegenden Ansicht des 
Beschwerdeführers hat er sich nicht im 
Sinne des § 10 Abs 1 Z 6 StbG insge­
samt wohlverhalten. Die der von der 
belangten Behörde festgestellte rechts­
kräftige Bestrafung vom 13. August 
1997 wegen Übertretung des § 38 
Abs 5 iVm § 99 Abs 3 lit. a StVO zugrun­
de liegenden Tathandlung (Missach­
tung des Rotlichtes einer Verkehrslicht­
signalanlage) betrifft die Verletzung ei­
ner Schutznorm, die der Sicherheit des 
Straßenverkehrs dient (vgl. z. B. das 
hg. Erkenntnis vom 21. April 1999, Zl. 
98/01/0335). Auch unter diesem Ge­
sichtspunkt erscheint die Prognoseent­
scheidung der belangten Behörde da­
her nicht rechtswidrig. 

Man könnte nun versucht sein, die 
Entscheidung als Ausdruck jener Le­
bensferne abzutun, die den Höchstge­
richten manchmal nachgesagt wird. 
Beim VfGH hat allerdings im Gegensatz 
dazu ein Parteienvertreter einen Hei­
terkeitserfolg mit dem Argument ein­
fahren können,11 sein trotz Lebensge­
meinschaft mit einer Österreicherin 
und gemeinsamem Kind allein wegen 
acht Verwaltungsübertretungen12 mit 
einem zehnjährigen Aufenthaltsverbot 
bedachter Klient liege mit acht Verwal­
tungsübertretungen in 16 Jahren ziem­
lich genau im Durchschnitt der Vorarl­
berger Bevölkerung, denn statistisch 
treffe es jeden Vorarlberger alle zwei 
Jahre mit einer Verwaltungsstrafe. 

Bei näherer Betrachtung erweist 
sich die Sache allerdings als komple­
xer. Die Fehlbegründung des VwGH er­
weist sich nicht als Ausdruck einer spe­
ziellen Lebensferne, sondern der sinn­
entleerten Formelhaftigkeit seines Be-

gründungsstils in Polizeisachen über­
haupt, seines allgemeinen Fehlver­
ständnisses über die Aufgaben eines 
Verwaltungsgerichts. Es ist unvermeid­
lich, dass sich eine solche Fehljudika­
tur in einem zusammenwachsenden 
Europa nicht nur als lebensfern, son­
dern auch als juristisch unhaltbar er­
weist. Im Kern geht es darum, ob der 
VwGH eine effiziente gerichtliche Kon­
trolle der Verwaltung ausübt, die gera­
de im Polizei recht dringender vonnö­
ten wäre als aufvielen anderen Rechts­
gebieten. 

Tatsächlich leugnet der VwGH klare 
gesetzliche Vorgaben und negiert die 
Rechtsprechung des für Strafsachen 
primär zuständigen OGH ebenso wie 
die ständige Rechtsprechung des Euro­
päischen Gerichtshofs (EuGH) und des 
Europäischen Gerichtshofs für Men­
schenrechte (EGMR). 

Nach Art 3 der Richtlinie 64/221/ 
EWG13 können strafrechtliche Verurtei­
lungen allein diese [aufenthaltsbeenden­
den] Maßnahmen nicht begründen. 
Selbstverständlich bedeutet es keiner­
lei konkrete Zukunftsprognose, wenn 
aufgrund der Schwere der strafgericht­
lichen Verurteilung allein auf die Zu­
kunft geschlossen wird, dies ist viel­
mehr das genaue Gegenteil dessen, 
was etwa auch der EuGH für eine kon­
krete spezialpräventive negative Zu­
kunftsprognose verlangt. Im Urteil Bou­
chereau14 hat der EuGH festgehalten: 
"Somit darf eine frühere strafrechtliche 
Verurteilung nur insoweit berücksichtigt 
werden, als die ihr zugrunde liegenden 
Umstände ein persönliches Verhalten er­
kennen lassen, das eine gegenwärtige Ge­
fährdung der öffentlichen Ordnung dar­
stellt. "15 Wenn sich eine nationale Be­
hörde auf die öffentliche Ordnung be­
ruft, setzt das auf jeden Fall voraus, 
dass "eine tatsächliche und hinreichend 
schwere Gefährdung vorliegt, die ein 
Grundinteresse der Gesellschaft berührt. "16 

Diese Frage ist von den nationalen Be­
hörden in jedem Einzelfall auf der 
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Grundlage des Gemeinschaftsrechts zu 
prüfen.17 

Eine Zukunftsprognose besteht 
darin, dass ein Gericht oder eine Be­
hörde anhand aller objektivierbaren 
Umstände darüber nachdenkt, wie sich 
jemand in Zukunft voraussichtlich ver­
halten dürfte, und nicht, wie er sich in 
der Vergangenheit verhalten hat. Der 
mit allen Unsicherheiten behaftete, an­
hand möglichst genauer Faktenkennt­
nis vorgenommene prognostische 
Blick in die Zukunft ist natürlich un­
gleich mühsamer als der Hinweis auf 
eine erfolgte strafrechtliche Verurtei­
lung. 

Es bedeutet eine klare Leugnung 
des Willens des Gesetzgebers des § 43 
StGB, den der VwGH sogar zitiert (!), 

die bedingte Strafnachsicht nur dem 
Vollzug der Verurteilung zuzuschrei­
ben, obwohl § 43 StGB die Gewährung 
der bedingten Strafnachsicht zwin­
gend vorsieht, wenn anzunehmen ist, 
dass die bloße Androhung der Strafe . .. 
genügen werde, den Beschuldigten von 
weiteren strajbar~n Handlungen abzu­
halten. 

Es bedeutet auch eine klare Miss­
achtung des Willens des Gesetzgebers 
des § 37 StGB, den der VwGH aller­
dings in seiner Begründung gänzlich 
übergeht, die Verhängung der Geld­
strafe nur dem Vollzug der Verurtei­
lung zuzuschreiben, obwohl § 37 StGB 
die Umwandlung einer Haftstrafe in ei­
ne Geldstrafe zwingend vorsieht, wenn 
es nicht der Verurteilung zu einer Freiheits­
strafe bedaif, um den Täter von weiteren 
strajbaren Handlungen abzuhalten oder 
der Begehung strajbarer Handlungen 
durch andere entgegenzuwirken. In der 
Verhängung einer Geldstrafe durch ein 
Gericht kommt also nicht bloß eine 
günstige spezialpräventive Prognose 
zum Ausdruck, sondern sogar eine Ver­
neinung der generalpräventiven Not­
wendigkeit. 

Im Urteil Ergat18 sagt der EuGH aus­
drücklich, dass Rechtsverstößen "kein 

11 Anlässlich der ersten Prüfung 
des § 3 Fremdenpolizeigesetz, Ver­
handlung vom 12. 12. 1985, Verfah­
ren G 225-228/85, Erkenntnis VfSlg. 
10737. S. weiter VfSlg. 11455 und 
insb. auch Weh, Aufenthaltsverbot 
und "Familienleben" - ein Problem 
der gesetzlichen Regelung, ZN 
1984,374 ff, und Weh, Aufenthalts­
verbot und "Familienleben", Ein 
Rechtsbereich konkreter Grund­
rechtsumsetzung, ZN 1986, 303 f. 

12 Mit einer Gesamtstrafsumme 
von S 2300,-. 
13 RL 641221/EWG des Rates zur 
Koordinierung der Sondervorschrif­
ten für die Einreise und den Aufent­
halt von Ausländern, soweit sie aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerecht­
fertigt sind, samt Anhang vom 

15 Randnr. 28. Laut Randnr. 29 ist 
es jedoch in Ausnahmefällen "mög­
lich, daß schon allein das vorgezo­
gene Verhalten den Tatbestand ei­
ner solchen Gefährdung der öffent­
lichen Ordnung erfüllt". 

weisung einer Gemeinschaftsbürge­
rin nur dann gerechtfertigt sein 
kann, wenn sie nicht nur gegen das 
Betäubungsmittelgesetz verstoßen 
hat, sondern ihr persönliches Ver­
halten darüber hinaus eine tatsäch­
liche und hinreichend schwere Ge­
fährdung darstellt, die ein Grundin­
teresse der Gesellschaft berührt. 

juridikum 4/00 

25. Februar 1964. 
14 Urteil Bouchereau, 27.10.1977, 
Rs. 30177, Randnr. 21. 

16 Randnr.35. 
17 Im jüngsten Urteil zu diesem 
Thema, in der Rechtssache (-3481 
96, Donatella Calfa, hat der Ge­
richtshof diesen Grundsatz spezifi­
ziert und festgestellt, dass die Aus-

18 Ziffer 25 des Urteils Sezgin Er­
gatlStadt Ulm vom 16. 03. 2000, Rs. 
(-3 29/97. 
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besonderes Gewicht" zukommen könne, 
wenn sie nur mit Geldstrafen geahndet 
werden konnten. 

Im deutschen Vorabentscheidungs­
fall Nazli19 hat der EuGH aufgezeigt, 
welche Aufgabe einem Höchstgericht 
in Polizeisachen zukommt. Trotz einer 
Verurteilung "wegen Beihilfe zum vor­
sätzlichen Handeltreiben mit Betäu­
bungsmitteln (Heroin, Handelsmenge 
1.500 g)" hat der EuGH ein Aufenthalts­
verbot gegen Nazli fUr unverhältnismä­
ßig und damit gemeinschaftsrechts­
widrig befunden, wenn diese Maßnah­
me nur aus generalpräventiven Grün­
den verfUgt werde, ohne dass das per­
sönliche Verhalten des Betroffenen kon­
kreten Anlass zu der Annahme gebe, 
dass er weitere schwere Straftaten be­
gehen werde, die die öffentliche Ord­
nung im Aufnahmemitgliedstaat stören 
könnten. Der EuGH macht eindrucks­
voll deutlich, dass ein Höchstgericht in 
die polizeiliche Wertung einzutreten 
hat. 

Der VwGH verletzt diese Grundsät­
ze elementar, wenn er bei seinen Ent­
scheidungen allein auf generalpräven­
tive Gründe abstellt, heißt es doch et­
wa in einem jüngeren Erkenntnis20 im 
klaren Anwendungsbereich des Ge­
meinschaftsrechts21 mit nicht zu über­
bietender Deutlichkeit: "Im hier vorlie­
genden Fall eines Suchtgifthandels mit 
einer Übermenge ist jedenfalls die Erlas­
sung eines Aufenthaltsverbots auch bei 
ansonsten völliger sozialer Integration 
des Fremden nicht rechtswidrig ( ... )." 
und weiter unten: "Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, dass die Unterbin­
dung schwerster Suchtgiftkriminalität 
im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
und im Interesse der Gesundheit ande­
rer liegt." Dies ist alles Generalpräven­
tion pur, verfolgt allgemeine Abschre­
ckung, berücksichtigt mit keinem Wort 
die persönliche Situation oder gar Zu­
kunftsprognose, die spezialpräventive 
Notwendigkeit. Mit einem Wort, der 
Verwaltungsgerichtshof leugnet auch 
im selbst erkannten Anwendungsbe­
reich des Gemeinschaftsrechts regel­
mäßig die Kriterien, die ihm vom Ge­
meinschaftsrecht und der Rechtspre-

chung des EuGH vorgegeben wären. Auch 
fUr die Anwendung des fremdenrechtli­
chen Gemeinschaftsrechts auf Dritt­
staatsangehörige dürfen die Spruch­
prinzipien nicht grundsätzlich abwei­
chen, denn einerseits gibt Art 8 EMRK 
qua Geltung der Menschenrechte als 
allgemein anerkannter Rechtsgrund­
sätze der Mitgliedstaaten nach Art 288 
Abs 2 EGV die Richtschnur VOr.22 Ande­
rerseits wurde das Einwanderungswe­
sen mit dem Vertrag von Amsterdam 
europäisiert,23 sodass die Grundprinzi­
pien der Rechtsprechung des EuGH 
auch fUr aufenthaltsbeendende Maß­
nahmen nicht einfach ignoriert werden 
dürfen. Man wird jedenfalls davon aus­
gehen müssen, dass auch die schon be­
stehende Richtlinie 64/221/EWG zu 
den von Art 63 Ziffer 3 EG-Vertrag ver­
wiesenen Richtlinien zu zählen und da­
mit auf Drittstaatsausländer anzuwen­
den ist. 

Mit seinem Urteil Nazli hat der Eu­
ropäische Gerichtshof also klargestellt, 
dass das Gericht abzuwägen und nicht 
bloß Globalformeln darzubieten hat. 
Dabei ist die Notwendigkeit und die 
Verhältnismäßigkeit einer Polizeimaß­
nahme in einem den gemeinschafts­
rechtlichen und menschenrechtlichen 
Anforderungen entsprechenden Ver­
fahren oder Bescheid festzustellen. Es 
kann keine nachhaltige Strategie sein, 
dass der Verwaltungsgerichtshof den 
Europäischen Standard bei der Prüfung 
von Polizeibescheiden generell unbe­
achtet lässt. 

Es ist auch ständige Praxis des 
VwGH, selbst getilgte Vorstrafen bei 
polizeilichen Verfahren heranzuzie­
hen. Erster Anlassfa1l24 der Aufhebung 
des § 3 FrPG durch den VfGH im Jahre 
1985 war der Fall eines deutschen 
Staatsbürgers, über den ein unbefriste­
tes Aufenthaltsverbot ausgesprochen 
worden war, weil er bei der AntragsteI­
lung auf Erteilung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft eine getilgte Vor­
strafe verschwiegen habe. Wozu hat 
der Gesetzgeber die Tilgung von Stra­
fen angeordnet, wenn sie dann doch 
nicht getilgt sein sollen? Wenn der Ge­
setzgeber die Tilgung anordnet, weil 
er davon überzeugt ist, dass eine Be-

strafung nach einer je nach Delikt un­
terschiedlichen Zeitdauer in Folge 
Wiederherstellung des Rechtsfriedens 
bedeutungslos geworden ist, dann wird 
dies auch fUr die polizeiliche Würdi­
gung gelten müssen. 

Die Europäische Kommission hat25 

Deutschland wegen wiederkehrender 
Verletzung der Richtlinie 64/221/EWG 
eine begründete Stellungnahme26 zu­
geleitet, wegen folgender Hauptkritik­
punkte: 
~ Die AusweisungsverfUgungen stütz­
ten sich auf das deutsche Ausländerge­
setz, dem zufolge bestimmte Strafta­
ten automatisch - oder quasi-automa­
tisch - eine Ausweisung nach sich zie­
hen. In den deutschen Rechtsvorschrif­
ten müsste eindeutig festgelegt wer­
den, dass dieser Zusammenhang nicht 
fUr Unionsbürger gelten darf. 
~ Die Verwaltungsbehörden nennen 
lediglich die begangenen Straftaten, 
prüften jedoch in den meisten Fällen 
weder konkret das persönliche Verhal­
ten des Betroffenen noch dessen Ent­
wicklung im Anschluss an die begange­
nen Straftaten, obwohl dies in der 
Richtlinie 64/221/EWG ausdrücklich 
vorgeschrieben ist. 
~ In den AusweisungsverfUgungen ist 
die Gefährdung der öffentlichen Ord­
nung nur unzureichend begründet, 
während den Kriterien des Gerichtsho­
fes zufolge eine "gegenwärtige, tat­
sächliche und hinreichend schwere Ge­
fährdung" vorliegen müsse, "die ein 
Grundinteresse der Gesellschaft be­
rührt". 
~ In vielen Fällen verletzten die Aus­
weisungsverfUgungen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit und den 
Schutz der Familie (die Ausweisungen 
betreffen in den meisten Fällen Perso­
nen, die seit vielen Jahren in Deutsch­
land wohnhaft sind, mehrere Betroffe­
ne sind sogar in Deutschland geboren, 
die dort die Schule besucht und dort 
ihren Lebensmittelpunkt haben, wäh­
rend die Beziehungen zu Italien sehr 
locker sind - einige der Betroffenen 
beherrschen nicht einmal die Sprache 
ihres Heimatstaates. 
~ Es fehle an der Wahrung des Grund­
satzes der Verhältnismäßigkeit und an 

19 EuGH Urteil 10. 02. 2000, Ömer, 
(aglar und Melike Nazli, Rs. (-3401 

97· 

iich auch der OGH im Urteil vom 
21.06.2000,1 Ob 179/99a. 

23 Art 63 Ziffer 3 EG-Vertrag idF. des 
Amsterdamer Vertrags. 

26 Zweite Phase des Vertragsverlet­
zungsverfahrens nach Artikel 226 EG 
(früher Art 169 EGV). 

20 ZB. auch im Erkenntnis 13. 11. 
1996,96121/0564. 
21 50 im konkreten Fall ausdrück-
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22 ZB. Weh, Die Grundrechtsge­
richtsbarkeit im Gemeinschaftsrecht, 
in: Recht und Europa 3, Wien 1999, 
101ff. 

24 G 225/85, Vf5lg. 10737. 
25 Zitiert nach Presse bericht IP/ool 
747, Brüssel, 11. 07. 2000. 
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der Berücksichtigung aller relevanten 
Fakten bei der Beurteilung der Gefähr­
dung der öffentlichen Ordnung. 
Nichts von all dem trifft nicht auch fiir 
Österreich annähernd hundertprozen­
tig zu. Hier stellt sich die ganz prakti­
sche Frage, ob der VwGH ein gleicharti­
ges Vertragsverletzungsverfahren ge­
gen Österreich provozieren will. 

Gutmann27 verweist in diesem Zu­
sammenhang auch auf das von Art 9 RL 
64/221 normierte Erfordernis einer un­
abhängigen Kontrolle.28 Nach dieser 
Vorschrift muss eine von der auswei­
senden Behörde unabhängige Stelle ih­
re Stellungnahme abgegeben haben, 
bevor eine Ausweisung verfiigt werden 
darf, sofern Rechtsmittel nur die Ge­
setzmäßigkeit der Entscheidung be­
treffen.29 Weil das Fremdengesetz die­
se unabhängige Stelle nicht vorsieht, 
wird nur der VwGH selbst diese Funkti­
on auszuüben oder alle Bescheid auf­
zuheben haben, die diese Vorausset­
zung der Anhörung der unabhängigen 
Stelle nicht erfiillt haben. 

Auch ein anderes Problem der Ver­
waltungsrechtsprechung konnte nur 
durch einen Kraftakt des Gesetzgebers 
bereinigt werden, nämlich der gänzlich 
verschobene Abwägungsmaßstab des 
VwGH bei Aufenthaltsverboten gegen 
lebenslang in Österreich wohnhafte 
Gastarbeiterkinder. Nach einer Serie 
von Menschenrechtsvergleichen30 zur 
Vermeidung sicherer Verurteilungen 
hat der Gesetzgeber derartige Aufent­
haltsverbote generell untersagt.31 

Noch formelhafter, ja geradezu le­
bensfremd ist die Heranziehung einer 
Rotlichtübertretung als Beweis dafiir, 
dass sich jemand nach einmaliger straf­
rechtlicher Verurteilung nicht bewährt 
haben soll, obwohl ihm die Strafnach­
sicht endgültig erteilt worden ist. 

Der OGH hat bereits vor Jahren ent­
schieden, dass StrafVerfiigungen gene­
rell nicht als Vorstrafen gewertet wer­
den dürften, weil ihnen die Garantie ei­
ner materiellen Prüfung des Sachver­
halts durch einen unabhängigen Rich­
ter fehle. Er hat mit Urteil vom 20. 3. 
199732 dezidiert ausgesprochen, dass 
die durch einen verstärkten Senat des 
OGH33 aus der materiellen Rechtskraft 

einer strafgerichtlichen Verurteilung 
abgeleitete Bindungswirkung nicht gei­
ten könne, wenn die Bestrafung bloß 
durch eine StrafVerfiigung (ohne die ei­
nem Strafurteil immanenten ausrei­
chenden gerichtlichen Wahrheitsga­
rantien) erfolgt sei, mit folgender über­
zeugender Begründung: 

Zwar erwächst eine StrafVerfügung ebenso 
wie ein StrafU in Rechtskraft. Der Gesetzge­
ber hat das ·Mandatsverfahren des § 460 
StPO aber auf Fälle beschränkt, in denen 
dem Beschuldigten nur ein relativ geringer 
vermögensrechtlicher Nachteil zugefügt 
wird. Der Beschuldigte wird die StrafVerfü­
gung häufig deshalb unbekämpft lassen, 
weil er die Geldstrafe ( ... ) wirtschaftlich 
leicht tragen kann, weil er die mit der 
Durchführung einer HV verbundenen finan­
ziellen und persönlichen Belastungen ver­
meiden will und weil die Gefahr der refor­
matio in peius besteht. Schon das BerG hat 
betont, dass es im Falle einer StrafVerfü­
gung - anders als im Falle eines StrafU - an 
ausreichenden gerichtlichen Wahrheitsga­
rantien fehlt. Unter diesen Umständen kann 
dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden, 
er habe mit der Rechtskraft der in einem 
bloßen Mandatsverfahren ergangenen 
StrafVerfügung wesentliche weiter gehende 
und für den Betroffenen in ihren Auswir­
kungen oft noch schwer erkennbare Haf­
tungsfolgen verknüpfen wollen (Oberham­
mer, JAP 1995/96,129; vgl auch Simotta aaO 
mwN; Fasching aaO). 

Tatsächlich hatte der Gesetzgeber bei 
seinem Kompromiss zwischen der ma­
teriellen Wahrheitsfindung im Rahmen 
eines mündlichen StrafVerfahrens und 
prozessökonomischen Überlegungen 
entscheidend darauf abgestellt, dass 
nur Bagatellstrafsachen mit StrafVerfii­
gung bestraft werden dürfen - dann 
ist es aber naturgemäß denkunmög­
lich, derartige Bagatellstrafsachen zur 
Grundlage eines Widerrufs der Ertei­
lung der Staatsbürgerschaft zu ma­
chen. Wenn - wie der OGH völlig zu 
Recht ausgesprochen hat - eine Straf­
verfiigung keine Bestrafung in einem 
ordnungsgemäßen Strafoerfahren dar­
stellt, weil die materielle Wahrheit bei 
Erlassung einer StrafVerfiigung nicht 
gewährleistet ist, dann darf eine sol­
che StrafVerfiigung nach dem Grund­
recht auf Beachtung der Unschuldsver­
mutung eben in keinem anderen Verfah-
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Bulut, 20807/92 und Bekir Ciftci, 

2437st94· 

ren als Beweis einer Straftat herange­
zogen werden. 

Der Gesetzgeber hat inzwischen 
reagiert und die StrafVerfügung gänz­
lich aus der Strafprozessordnung elimi­
niert.34 

Nun soll hier nicht der Standpunkt 
vertreten werden, StrafVerfiigungen 
gehörten auch aus der Verwaltungs­
strafrechtsordnung gänzlich elimi­
niert. Ihre Aufgabe besteht darin, den 
verwaltungsstrafrechtlichen Kleinkram 
einer schnellen Erledigung zuzufiihren, 
eben weil es sich um Kleinkram han­
delt. Dann allerdings trifft die Über­
legung des OGH im Verwaltungsstraf­
recht noch mehr zu, dass StrafVer­
fiigungen häufig nicht deshalb un­
bekämpft bleiben, weil sie materiell 
berechtigt sind, sondern weil der Be­
strafte die Geldstrafe wirtschaftlich 
leicht tragen kann, weil er die mit 
der Durchfiihrung eines Verwaltungs­
strafVerfahrens verbundenen Belastun­
gen (und hohen auch im Erfolgsfalle 
nicht refundierbaren Vertretungskos­
ten) und insbesonpere auch den damit 
verbundenen Zeitverlust, die üblichen 
langen Wartezeiten bei der Behörde, 
die einseitige Bevorzugung der Polizei 
bei der Beweiswürdigung etc. vermei­
den will. Wenn nun aber offensichtlich 
ist, dass Verwaltungsbestrafungen kei­
nerlei Vermutung, geschweige denn 
Gewissheit materieller Wahrheit be­
gründen, gebietet es der Rechtsstaat, 
die weitere Berücksichtigung von 
StrafVerfiigungen über ihre schlichte 
Verhängung hinaus ausdrücklich zu 
untersagen bzw. Strafverfiigungen 
eben als Gericht unbeachtet zu lassen, 
wie dies zu tun der OGH sich je­
denfalls in der Lage gesehen hat. 
Einen annähernd idealen Kompromiss 
zwischen der Durchsetzung der Baga­
tellanliegen der Verwaltungsrechtsord­
nung und dem Prinzip der materiellen 
Wahrheit stellt die AnonymstrafVer­
fiigung dar, die quasi in Analogie zur 
Diversion auch auf jene Fälle aus­
gedehnt werden sollte, wo zwar der 
präsumtive Täter vermutlich bekannt 
ist, aber die materielle Tatklärung ei­
nen unverhältnismäßigen Aufwand be­
deutet. 

33 1 Ob 612/95 = ZVR 199612. 27 Gutmann, Vertragsverletzung 
durch Ausweisungspraxis, InfAuslR 
2000,369. 
28 Vgl. zuletzt auch EuGH Urteil 
Vladom vom 09.11.2000, Rs. C-3571 
98. 

29 Vgl. dazu auch Weh, Vom Stu­
fenbau zur Relativität, Wien 1997, 
88ff. 
30 Vgl. die Fälle Inan Hüseyin, 
10215/82, Caslav Zikic, 14620/89, 
Muharrem Deniz, 20001/92, Mikdat 

31 § 38 Fremdengesetz 1997, insb. 
Abs 1 Z. 4 und Abs 2. 

34 Mit Wirkung vom 01. 01. 2000, 
StPO-Novelle, BGBI.I Nr. 5511999. 
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32 Urteil vom 20. 3. 1997, 2 Ob 721 
97W, ZVR 1997, '97 ff. 
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Jedenfalls stellt es nicht einmal 
mehr ein Entscheidungssurrogat dar, 
eine fUnfjährige Bewährung eines ein­
mal bestraften Straftäters nur deswe­
gen zu verneinen, weil er eine einzige 
Verwaltungsübertretung gesetzt hat, 
wegen der eine StrafverfUgung ergan­
gen ist. 

Wenn getilgte Vorstrafen als ge­
tilgt, Geldstrafen als Bagatellstrafen, 
die bedingte Strafnachsicht als positive 
Zukunftsprognose und StrafverfUgun­
gen als Zufallsprodukte ohne materiel­
len Wahrheitsanspruch erkannt sein 
werden, wird der Verwaltungsgerichts­
hof beginnen müssen, in Polizeiverfah­
ren Gerichtskontrolle auszuüben, an­
statt bloß Leerformen übereinander zu 
stapeln. 

Welche Gefahren bei einer aleman­
nischen Staatsbürgerschaftsbehörde 
lauern können, wenn die Einzubür­
gernden den Lokaldialekt nicht beherr­
schen, hat Walo Lüönd in dem genialen 
Film die "Schweizermacher" eindrucks­
voll gespielt, so eindrucksvoll, dass die 
Schweiz das Einbürgerungsrecht tat­
sächlich novelliert hat. Die bloß forma­
le Rechtsprechung des VwGH bestärkt 
eine solche lebensferne Spruchpraxis. 
Leider hat es auch der VfGH35 verab­
säumt, das formaler Rechtsprechung 
des VwGH entscheidenden Vorschub 
leistende Blankett des § 10 Abs 1 Z 6 
Staatsbürgerschaftsgesetz aus der 
Rechtsordnung zu eliminieren. Die for­
melhafte Rechtmäßigkeitsprüfung von 
Polizeibescheiden durch den VwGH 
wird dann zur Gefahr fUr den Rechts­
staat, wenn diese Rechtmäßigkeitsprü­
fung vor dem Hintergrund von Geset­
zesblanketten wie jenem des § 10 
Abs 1 Z 6 StbG stattfindet. Das war üb­
rigens auch seinerzeit der Hintergrund 
fUr die zweimalige Aufhebung des § 3 
FrPG.36 

Der VwGH ist nicht die Sacra Rota 
Romana, und in Polizeisachen geht es 
nicht um die Heiligsprechung. Der 
VwGH sollte deshalb den Normmen­
schen als Judikaturmaßstab einfUhren. 

Dr. Wilfried Ludwig Weh ist Rechts­
anwalt in Bregenz. 

35 Ablehnungsbeschluss vom 
26. Juni 2000, B 537/00-3. 
36 Erk VfSlg. 10737 und 11455 vom 
12.12.1985 bzw. 28.11.1987. 
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Humanitäres Aufent­
haltsrecht für Betroffene 
des Frauenhandels? 

Das Phänomen des Frauenhandels in 
Europa tritt seit dem Fall des Eisernen 
Vorhangs erheblich verstärkt auf. Die 
Wurzeln des Problems sind in der tris­
ten wirtschaftlichen Situation in den 
mittel- und osteuropäischen Ländern 
zu suchen. Hohe Arbeitslosigkeitsra­
ten, von denen verstärkt Frauen betrof­
fen sind, und Diskriminierung am Ar­
beitsmarkt veranlassen Frauen, nach 
Westeuropa zu emigrieren und in man­
chen Fällen in die Hände von Men­
schenhändlern zu geraten. 

Menschenhandel hat viele Facetten 
und Formen, wobei der Frauenhandel 
zum Zweck der Zwangsprostitution 
die häufigste Erscheinungsform dar­
stellt. Während sich manche Betroffe­
ne von Frauenhandel zunächst bewusst 
fUr die Prostitution entscheiden und 
von den Händlern über die tatsächli­
chen Bedingungen getäuscht werden, 
werden andere durch Inserate mit lu­
krativenJobangeboten als Tänzerinnen 
oder Kellnerinnen in den "Goldenen 
Westen" gelockt, wo sie schließlich zur 
Prostitution gezwungen werden. Die 
betroffenen Frauen werden vielfach 
unter sklavereiähnlichen Bedingungen 
"gehalten". Darüber hinaus sind sie oft 
hoch verschuldet und müssen ein Viel­
faches der Kosten fUr Transport und 
Unterkunft abarbeiten. In vielen Fällen 
steht den Betroffenen keinerlei staatli­
cher Schutz zur VerfUgung, da sie sich 
illegal in den Zielländern aufhalten 

und/oder unrechtmäßig der Prostituti­
on nachgehen und deshalb aus Angst 
vor der Abschiebung in ihr Heimatland 
jeglichen Kontakt mit den Behörden 
vermeiden. 

Österreich ist in erster Linie Ziel­
land fUr den Frauenhandel zum Zweck 
der Zwangsprostitution. Die betroffe­
nen Frauen kommen vor allem aus Mit­
tel- und üsteuropa. Nur wenige Fälle 
enden mit der gerichtlichen Verurtei­
lung der Täter,1 was darauf zurückzu­
fUhren ist, dass die Frauen oft wegen il­
legalen Aufenthalts oder unrechtmäßi­
ger Ausübung der Prostitution in ihre 
Herkunftsstaaten abgeschoben wer­
den, noch bevor sie vor Gericht als Zeu­
ginnen gegen die Täter aussagen kön­
nen.2 Daran vermochte bislang auch die 
1998 in Kraft getretene gesetzliche Ver­
ankerung eines humanitären Aufent­
haltsrechts fUr die Dauer des Strafver­
fahrens (§ 10 Abs 4 FrG)3 nichts zu än­
dern. Die Bestimmung lautet wie folgt: 

Die Behörde kann Fremden trotz Vorliegens 
eines Versagungsgrundes I ... ] gemäß Abs 1 
Z 2, 3 und 4 sowie gemäß Abs 2 Z 1, 2 und 5 
in besonders berücksichtigungswürdigen 
Fällen aus humanitären Gründen von Amts 
wegen eine Aufenthaltserlaubnis erteilen. 
I ... ] Im Falle strafbarer Handlungen gemäß 
§ 217 StGB IMenschenhandel] darf Zeugen 
zur Gewährleistung der StrafVerfolgung so­
wie Opfern von Menschenhandel zur Durch­
setzung zivilrechtlicher Ansprüche gegen 
die Täter eine solche Aufenthaltserlaubnis 
für die erforderliche Dauer erteilt werden. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
1 Zwischen 1988 und 1999 öster­
reichweit erfolgte Verurteilun­
gen (Anzeigen) wegen § 217 StGB 
(Menschenhandel): 1988: 25 An­
zeigen (8 Verurteilungen), 1989: 
28 (5),1990: So (19), 1991: 98 (23), 
1992: 161 (25),1993: 88 (46), 1994: 
316 (49), 1995:"5 (41), 1996: 55 
(20),1997: 74 (12), 1998: 194 (13), 
1999: 49 (12 [führendes Delikt]). 
Quellen: Österreichisches Statisti­
sches Zentralamt, Gerichtliche 
Kriminalstatistiken,1988- 1998 

(Verurteilungen 1988-1998), so­
wie telefonische Auskünfte des 
Österreich ischen Statistischen 
Zentralamts (Verurteilungen 
1999) und des Bundesministeri­
ums für Inneres (Anzeigen). Für 
1999 sind bislang nur solche Ver­
urteilungen zu § 217 StGB statis­
tisch erfasst, die wegen mehre­
ren strafbaren Handlungen er­
folgten, unter denen § 217 für 
den Strafsatz maßgeber\~ war 
("führendes Delikt"). 

2 Vgl etwa LEFÖ, Artikel 6, Frau­
enhandel, in: Verein Frauenrechte 
Menschenrechte (Hg), Überein­
kommen zur Beseitigungjeder 
Form von Diskriminierung der 
Frau, NGO Schattenbericht 
Österreich, Wien 2000, 15 f. 
3 Bundesgesetz über die Einrei­
se, den Aufenthalt und die Nie­
derlassung von Fremden 1997 
(FrG), BGB1175f1997 idF BGBII 
34/2000. 
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Die EinfUhrung dieser Bestimmung ist 
vom Gesichtspunkt staatlicher Interes­
sen an der Strafverfolgung ebenso wie 
aus der Perspektive des Schutzes der 
betroffenen Frauen grundsätzlich zu 
begrüßen: Einerseits erweist sich die 
sofortige Abschiebung der betroffenen 
Frauen in der Praxis als eines der größ­
ten Hindernisse fUr die effektive Straf­
verfolgung von Menschenhändlern, 
während eine humanitäre Aufenthalts­
erlaubnis es grundsätzlich ermöglicht, 
die Betroffenen des Frauenhandels den 
Strafverfahren gegen die Täter als Zeu­
ginnen beizuziehen. Andererseits ist 
ein geklärter rechtlicher Status wäh­
rend der Dauer des Strafverfahrens fUr 
die Stabilisierung der rechtlichen und 
psychischen Situation der betroffenen 
Frauen von größter Bedeutung. Die In­
terventionsstelle fUr Betroffene des 
Frauenhandels des Vereins LEFÖ (IBF/ 
LEFÖ) betont, dass durch die rechtliche 
Anerkennung als Betroffene des Frau­
enhandels in Gestalt der Gewährung ei­
nes Aufenthaltsrechts den Frauen ver­
deutlicht wird, dass ihrer Sicht der Ge­
schehnisse geglaubt und die erlittenen 
Verletzungen ihrer Menschenrechte 
anerkannt werden.4 Den Betroffenen 
soll dadurch auch die Möglichkeit ge­
geben werden, Betreuung in Anspruch 
zu nehmen, sich zu erholen und Zu­
kunftsperspektiven zu entwickeln. 
Auch haben sie so die Gelegenheit, all­
fallige Schadenersatzansprüche gegen 
die Menschenhändler geltend zu ma­
chen. 

In der Praxis hat sich diese Bestim­
mung jedoch bislang als wenig hilf­
reich erwiesen. Ungeachtet der Exis­
tenz des § 10 Abs 4 FrG werden Betrof­
fene des Frauenhandels, die sich un­
rechtmäßig in Österreich aufhalten 
und/oder illegal der Prostitution nach­
gehen, nach Angaben der IBF/LEFÖ oft 
schon binnen weniger Tage nach der 
Festnahme in ihr Heimatland abge­
schoben, noch bevor sie als Zeuginnen 
vor Gericht aussagen können. Frauen, 

die zur Zeuginnenaussage vor Gericht 
bereit sind und an deren Aufenthalt in 
Österreich im Sinne der Strafverfol­
gung Interesse besteht, wird lediglich 
ein Durchsetzungsaufschub erteilt 
(§ 40 FrG).5 Erst im September 2000, 
fast zwei Jahre nach Inkrafttreten der 
Bestimmung, wurde erstmals einer von 
der IBF/LEFÖ betreuten Frau ein vor­
übergehendes Aufenthaltsrecht nach 
§ 10 Abs 4 FrG gewährt. 

Haben die Sicherheitsbehörden ei­
nen Verdacht auf Menschenhandel, 
wird die IBF/LEFÖ informiert6 und die 
Unterbringung der Betroffenen in der 
sicheren Notwohnung der IBF/LEFÖ 
veranlasst, die ein "gelinderes Mittel" 
anstelle der Schubhaft gemäß § 66 FrG 
darstellt. In zahlreichen Fällen wird die 
IBF/LEFÖ allerdings nicht von den Be­
hörden, sondern durch den Schub haft­
sozialdienst von in Schubhaft befindli­
chen mutmaßlichen Betroffenen des 
Frauenhandels verständigt, die in der 
Folge von der Interventionsstelle be­
sucht und betreut werden. Bemerkens­
wert ist in diesem Zusammenhang, 
dass im Jahr 1998 im gesamten Bun­
desgebiet 194 Anzeigen und 13 Verur­
teilungen gemäß § 217 StGB erfolg­
ten/ die IBF/LEFÖ von den Sicherheits­
behörden aber nur in neun Fällen infor­
miert wurde. 1999 betreute die IBF/ 
LEFÖ 101 Frauen in der Schubhaft, 
wurde allerdings nur in sechs Fällen 
von den zuständigen Behörden infor­
miert.8 

Diese auffallige Diskrepanz lässt 
sich folgendermaßen erklären: Zu­
nächst spielt hier das Definitionspro­
blem eine Rolle: Den Behörden ist die 
enge Definition des § 217 StGB vorge­
geben, dessen Tatbestand auf das Zu­
fUhren oder Anwerben zur "gewerbs­
mäßigen Unzucht" beschränkt ist, wäh­
rend die IBF/LEFÖ von einem weiteren 
Begriff des Menschenhandels ausgeht. 
Frauenhandel nach der Definition von 
LEFÖ liegt vor, wenn Frauen auf grund 
von Täuschung und falschen Verspre-. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

chungen migrieren und dafUr oft hohe 
Verschuldung in Kauf nehmen und sich 
in der Folge im Zielland in einer 
Zwangslage befinden, die sich etwa 
darin äußern kann, dass die Betroffe­
nen infolge Zwang Tätigkeiten und 
Dienstleistungen gegen ihren Willen 
ausüben, in ausbeuterische oder skla­
venähnliche Arbeitsverhältnisse ge­
bracht werden oder durch Ehemänner/ 
Dienstgeber in ihrer persönlichen Frei­
heit bzw ihrem Selbstbestimmungs­
recht eingeschränkt werden.9 

Schließlich geht es auch um die Fra­
ge der Beurteilung der konkreten Sach­
verhalte; während die Fremdenpolizei 
Wien argumentiert, dass es sich eben 
nur in sechs Fällen um Menschenhan­
del gemäß § 217 StGB gehandelt habe, 
kritisiert die IBF/LEFÖ, dass in zahlrei­
chen Fällen von Frauenhandel, selbst 
wenn sie unter die Definition des § 217 
StGB subsumierbar wären, Verdachts­
momente von den Sicherheitsbehör­
den nicht erkannt würden. 

Abgesehen von der nicht zufrieden 
stellenden Anwendung der Bestim­
mung in der Praxis ist auch ihre inhalt­
liche Ausgestaltung kritikwürdig. Zu­
nächst besteht auf die Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis kein Rechtsan­
spruch.10 Vielmehr liegt die Entschei­
dung im Ermessen des Bundesminis­
ters fUr Inneres. Weiters handelt es 
sich lediglich um eine Aufenthaltser­
laubnis, nicht um eine Niederlassungs­
bewilligung, die den Betroffenen den 
Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen 
würde. Auch ist keine Möglichkeit ei­
ner Krankenversicherung vorgesehen. 
Abgesehen von der Betreuung durch 
die IBF/LEFÖ wird keine weitere spezi­
elle psychische oder soziale Unterstüt­
zung angeboten. Wie bereits erwähnt, 
haben die Frauen keinen Zugang zu Be­
schäftigung oder Krankenversiche­
rung. Ihnen wird weder polizeilicher 
Schutz zur Verfugung gestellt noch die 
Möglichkeit geboten, eine neue Identi­
tät anzunehmen. Schließlich sieht das 

4 LEFÖ, Tätigkeitsbericht der Inter­
ventionssteile für Betroffene des 
Frauenhandels des Vereins lEFÖ 
1999, Wien 2000, 22 f. 
5 LEFÖ, Artikel 6, Frauenhandel, 15 f. 
Ein Abschiebungsaufschub gewährt 
kein Aufenthaltsrecht, sondern be­
deutet lediglich, dass eine bereits er­
lassene Ausweisung oder ein Aufent­
haltsverbot für einen von der Behör­
de zu bestimmenden Zeitraum 
(höchstens drei Monate) nicht voll­
streckt werden darf. 

6 Auf der Grundlage des § 25 SPG. 
7 Quellen: Statistisches Zentralamt, 
Gerichtliche Kriminalstatistiken 
1988-1998 sowie Auskünfte des Bun­
desministeriums für Inneres. 
8 LEFÖ, Tätigkeitsbericht IBF/lEFÖ 
1998,13. 
9 (LEFÖ, NEIN zum Frauenhandel, 
1998,1). Eine solche weite Definition 
von Menschen-/Frauenhandel, die 
nicht auf die Art der ausgeübten Tä­
tigkeit (etwa: Prostitution), sondern 
auf die Elemente Zwang, Täuschung, 

Schuldknechtschaft, Ausnutzung ei­
nes Abhängigkeitsverhältnisses undl 
oder sklavereiähnliche Verhältnisse 
abstellt und somit etwa auch Hei­
ratshandel oder den Handel mit 
Hausangestellten umfasst, ist aus 
menschenrechtlicher Perspektive zu 
befürworten. Siehe etwa Global Alli­
ance Against Traffic in Women/Foun­
dation Against Trafficking in 
Women/lnternational Human Rights 
Law Group, Human Rights Standards 
für the Treatment of Trafficked Per-

sons, 1999 (erhältlich unter 
http://www.inet.co.th/org/gaatw/ 
HRSlndex.html). 
10 Vgl Gerhard Muzak, Kommentar 
zum Fremdengesetz, in: Muzak/Tau­
cher/Aigner/Lobner (Hg), Fremden­
recht. Kommentar, 1999,51, unter 
Hinweis aufVwGH 98118/0129 vom 
30.4. 1998. 
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Gesetz keine Mindestdauer des Aufent­
haltsrechts vor und beschränkt es auf 
die Dauer der jeweiligen Verfahren zur 
Strafverfolgung sowie zur Verfolgung 
zivilrechtlicher Ansprüche. Ein bloß für 
die Dauer des Strafverfahrens erteiltes 
Aufenthaltsrecht ist jedoch vom Ge­
sichtspunkt des Zeuginnenschutzes 
betrachtet nicht ausreichend. Die Frau­
en begeben sich im Falle der Bereit­
schaft zur Aussage als Zeuginnen in ei­
ne schwierige Situation. Die gerichtli­
che Einvernahme, möglicherweise in 
Gegenwart des Beschuldigten, bringt 
eine enorme psychische Belastung und 
die Gefahr einer Retraumatisierung mit 
sich. Selbst wenn sich die Betroffenen 
ungeachtet dieser Problematik für eine 
Aussage vor Gericht entscheiden, steht 
ihnen keine längerfristige Perspektive 
eines Aufenthalts in Österreich offen, 
da sie spätestens nach einigen Mona­
ten in ihren Heimatstaat zurückkehren 
müssen. Viele Frauen haben Angst, 
nach Hause zurückzukehren, da von ih­
ren Familien finanzielle Unterstützung 
erwartet wird, und sie oft ihre tatsäch­
liche Tätigkeit als Prostituierte im Aus­
land verschweigen. Zusätzlich zu die­
ser sozialen Stigmatisierung müssen 
sie vielfach um ihre Sicherheit fürch­
ten, da sie nicht selten von den Men­
schenhändlern, die über gut organi­
sierte internationale Kontakte verfü­
gen, im Fall einer Anzeige oder Aussa­
ge massiv bedroht werden. Seitens der 
Behörden wird oft mangelndes Interes­
se der Betroffenen beklagt, an der 
Strafverfolgung der Täter mitzuwirken, 
was jedoch angesichts der derzeitigen 
Ausgestaltung des humanitären Auf­
enthaltsrechtes nicht verwunderlich 
erscheint. 

§ 10 Abs 4 FrG sollte in der Vollzie­
hungspraxis vermehrt angewendet und 
von einer "Kann"- in eine "Muss"-Be­
stimmung umgewandelt werden, so­
dass Betroffene des Frauenhandels tat­
sächlich in den Genuss der humanitä-

ren Aufenthaltserlaubnis kommen. Ei­
ne solche Änderung allein würde frei­
lich am praktischen Problem der Beur­
teilung von "illegalen Prostitutionsfäl­
len" als Fälle von Frauenhandel nichts 
ändern. Diesbezüglich sollten verstärkt 
Schulungen der Sicherheitsbehörden 
dahingehend durchgeführt werden, 
Betroffene von Frauenhandel zu erken­
nen. 

Darüber hinaus sollte auch die in­
haltliche Ausgestaltung des humanitä­
ren Aufenthaltsrechts überdacht wer­
den. Insbesondere das belgische und 
das italienische Modell stellen in die­
sem Zusammenhang positive Beispiele 
dar: In Belgien wird gehandelten Frau­
en zunächst eine 45tägige "Nachdenk­
frist" und, für den Fall, dass diese be­
reit sind, vor Gericht als Zeuginnen ge­
gen die Täter auszusagen, eine verlän­
gerbare humanitäre Niederlassungsbe­
willigung eingeräumt. Damit ist auch 
der Zugang zu Arbeitsmarkt und Kran­
kenversicherung sowie die Gewährung 
rechtlicher und psychologischer Bera­
tung verbunden. Darüber hinaus be­
steht die Möglichkeit, eine permanen­
te Niederlassungsbewilligung zu erlan­
gen.11 In Italien besteht eine ähnliche 
Regelung, doch wird hier den Betroffe­
nen von Menschenhandel das humani­
täre Aufenthaltsrecht unabhängig von 
ihrer Bereitschaft gewährt, gegen die 
Täter auszusagen.12 

Vom Gesichtspunkt des Menschen­
rechtsschutzes wäre ein humanitäres 
Aufenthaltsrecht mit einer längerfristi­
gen Aufenthaltsperspektive unabhän­
gig von der Bereitschaft der Betroffe­
nen, gegen die Täter auszusagen, wün­
schenswert. Jedenfalls sollte jedoch 
denjenigen Frauen, die zu einer Zeu­
ginnenaussage bereit sind, eine solche 
längerfristige Perspektive geboten 
werden.13 In Anlehnung an das belgi­
sche Modell sollte den Betroffenen zu­
nächst eine "Nachdenkfrist" gewährt 
werden, in der sie entscheiden kön-

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
11 Lea Claes, Trafficking in Persons: 
Challenging Responses from Bel­
gium and Sweden, Abschlussarbeit 
für den Lehrgang European Master's 
Degree in Human Rights and Demo­
cratization, Wien 1999. 
12 Comitato per I Diritti Civili delle 
Prostitute et al, Agenda Legale, 2000. 
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13 Für den Fall, dass Betroffenen des 
Menschenhandels bei der Rückkehr 
in ihren Herkunftsstaat Gefahr 
droht, wird etwa in der Resolution 
des Europäischen Parlaments vom 
16.1.1996 (ABI C 3211996, 88) die Ge­
währleistung eines längerfristigen 
Aufenthaltsrechts empfohlen. 

nen, ob sie zu einer gerichtlichen Aus­
sage bereit sind. Die Dauer dieser Frist 
sollte mindestens drei Monate betra­
gen, um den Frauen ausreichend Gele­
genheit zum Überdenken ihrer folgen­
schweren Entscheidung zu bieten. Be­
reits zu diesem Zeitpunkt sollte die 
Möglichkeit einer Krankenversiche­
rung und erforderlichenfalls polizeili­
cher Schutz gewährleistet sowie ver­
stärkt rechtliche und psychologische 
Betreuung angeboten werden. Daran 
anschließend sollte den Betroffenen, 
wie es beispielsweise die italienische 
Regelung vorsieht, ein zumindest 
sechsmonatiges, verlängerbares huma­
nitäres Aufenthaltsrecht samt Zugang 
zum Arbeitsmarkt eingeräumt werden. 
Darüber hinaus sollte es ihnen offen 
stehen, eine Niederlassungsbewilli­
gung, die auch die Möglichkeit der 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu­
lässt, zu erlangen. EntsCiheiden sich die 
Frauen hingegen für eine Rückkehr in 
ihren Heimatstaat, sollten ihnen Unter­
stützung in Form von Weiterbildungs­
kursen und psychologischer Betreuung 
sowie finanzielle Mittel zur Verfügung 
gestellt werden. 

Maga. Angelika Kartusch ist juristin 
und wissenschaftliche Mitarbeite­
rin des Ludwig Boltzmann Instituts 
für Menschenrechte (BIM). Sie ist 
Mitautorin der vom BIM herausge­
gebenen Studie "Bekämpfung des 
Frauenhandels nach internationa­
lem und österreichischem Recht", 
welche dem vorliegenden Artikel 
zugrunde liegt und soeben im 
Verlag Österreich erschienen ist. 
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" ... nicht für die 
Rechtsbereinigung 
geeignet" JoachimStem 

"In allen Zweigen der Gesundheitsfür­
und -vorsorge sind die Grundsätze der 
Erb- und Rassenpflege zu beachten". 
Dieses und anderes rassenideologische 
Gedankengut war bis April des jahres 
2000 im Rechtsinformationssystem des 
Bundeskanzleramtes (RIS) als in Gel­
tung stehend dokumentiert. Eine Ta­
geszeitung berichtete, wenig später 
waren solche Bestimmungen unter Ver­
weis auf das Rechts-Überleitungsge­
setz 1945 gelöscht. 

Doch jahrzehntelang verdrängte Ge­
schichte taucht im Rechtsinformations­
system nach wie vor auf. Das Problem ist 
aber nur vermeintlich ein "dokumenta­
listisches" .' Es verweist vielmehr auf le­
gislative Unsensibilität und einen nach 
wie vor bedenklichen österreichischen 
Umgang mit dem Nationalsozialismus. 

April 1945. Das nach Ansicht der 
Provisorischen Staatsregierung "erste 
Opfer des Nationalsozialismus" Öster­
reich erlangte nach mehr als siebenjäh­
riger Besetzung seine Handlungsfähig­
keit wieder. Logische Folge der so ver­
tretenen Okkupationstheorie wäre ein 
Wiederaufleben der von deutschem 
Recht verdrängten österreichischen 
Rechtsordnung gewesen, wie sie am 
13. März 1938 bestanden hatte. 

In Hinblick auf das Verfassungs­
recht wurde jedoch - auf Grund des fa­
schistischen Charakters der vor dem 
Anschluss in Kraft gewesenen Staats­
ordnung - als Anknüpfungspunkt der 
5. März 1933 gewählt und mit dem 
Verfassungsüberleitungsgesetz2 das 
Verfassungsrecht nach dem Stand vor 
der Ausschaltung des Parlaments 1933 
wieder in Kraft gesetzt. 

Für ein der Konzeption nach ehrgei­
ziges Projekt entschied man sich aber 
im Hinblick auf die unterverfassungs­
rechtliche Ordnung. Eine österreichi­
sche Rechtsordnung sollte unter unge­
störter Fortführung des Rechtslebens 
hergestellt werden, Letzteres trat bald 
in den Vordergrund. 

Das Rechts-Überleitungsgesetz 
(R-ÜG)3 setzte deutsche Gesetze und 
Verordnungen, die nach dem 13. März 
1938 für die Republik Österreich oder 
ihre Teilgebiete erlassen wurden, "bis 
zu einer Neugestaltung der einzelnen 
Rechtsgebiete als österreichische vor­
läufig in Geltung" (§ 2). Alle Gesetze 
und Verordnungen sowie einzelne Be­
stimmungen in solchen, die "mit dem 
Bestand eines freien und unabhängi­
gen Staates Österreich oder mit den 
Grundsätzen einer echten Demokratie 
unvereinbar sind, die dem Rechtsemp­
finden des österreichischen Volkes wi­
dersprechen oder typisches Gedanken­
gut des Nationalsozialismus enthalten" 
(§ 1 Abs 1) sollten jedoch nicht Gegen­
stand dieser Überleitung werden, mit 
den - im Widerspruch zur Okkupa­
tionstheorie stehenden - Worten des 
R-ÜG "aufgehoben werden". Um eine 
einheitliche Rechtsprechung herbeizu­
führen und Auslegungszweifeln über 
den Umfang der Aufhebung vorzu­
beugen, wurde der Staatsregierung ein 
Interpretationsmonopol eingeräumt: 
"Die Provisorische Staatsregierung 
stellt mittels Kundmachung fest, weI­
che Rechtsvorschriften im Sinne des 
Abs 1 als aufgehoben zu gelten haben. 
Alle Gerichte und Verwaltungsbehör­
den sind an die Feststellungen die-

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

ser Kundmachungen gebunden." (§ 1 
Abs 2). Die Aufhebung konnte rückwir­
kend mit 10. April 1945 erfolgen, je­
doch für das Außerkrafttreten auch ei­
nen späteren Zeitpunkt festlegen (§ 4). 
Auch daraus geht klar hervor dass je­
ner Kundmachung konstitutive Wir­
kung zukommt und eine Norm trotz 
Erfüllung der Kriterien des § 1 Abs 1 zu 
einer österreichischen wurde. Weiters 
konnte bestimmt werden, ob und in­
wiefern frühere Rechtsvorschriften an 
Stelle der aufgehobenen treten sollten 
(§ 1 Abs 3). 

Zur Vorbereitung dieser Kundma­
chungen wurde durch § 3 R-ÜG eine 
"Kommission zur Vereinheitlichung 
und Vereinfachung der österreichi­
schen Rechtsordnung" aus "hervorra­
genden Vertretern der Rechtsberufe" 
eingerichtet, der auch die Aufgabe zu­
kam, "Vorschläge für eine möglichste 
Vereinheitlichung und Vereinfachung 
der gesamten österreichischen Rechts­
ordnung zu erstatten". Nach den Plä­
nen dieser Kommission sollte dies in 
drei Etappen erfolgen: Das unter natio­
nalsozialistischer Herrschaft verdräng­
te Recht sollte wieder zur Geltung ge­
bracht werden, durch Verlautbarung 
authentischer Texte der in Geltung ste­
henden Rechtsvorschriften sollte eine 
einwandfreie Sammlung der wichtigs­
ten Gesetze und Verordnungen ge­
schaffen werden, bis schließlich in drit­
ter Etappe die Erstellung einer ge­
schlossenen, nach sachlichen Gesichts­
punkten geordneten Kodifikation des 
gesamten österreichischen Rechts an­
gestanden wäre.4 

Noch im jahr 1945 ergingen 30 
Kundmachungen nach § 1 Abs 1 R-ÜG, 
mit denen aus thematisch zusammen­
gefassten Normenkomplexen national­
sozialistisches Gedankengut entfernt 
wurde, die Bundesregierung erließ in 
den jahren 1946 und 1947 noch weite­
re vier.5 Die ersten Kundmachungen 
hoben primär der "Rassenpflege" die­
nende Vorschriften, wie die "Nürnber­
ger Rassengesetze" und das "Gesetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuch­
ses" auf. Auf einzelnen Gebieten wur­
den Vorschriften durch Gesetz unab-

1 Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel in Beantwortung einer 
parlamentarischen Anfrage der 
Grünen, 749/AB XXI. GP, 7. Juli 
2000. 

2 Verfassungsgesetz vom 1. Mai 
1945 über das neuerliche Wirksam­
werden des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929, 
StGBI4/1945· 

Rechtslebens in Österreich, StGBI 

611945· 

5 Siehe Auflistung in: Adamovich 
Ludwig, Die Bundesverfassungsge­
setze samt Ausführungs- und Ne­
bengesetzen, 8. Aufl, Wien 1954, 

juridikum 4/00 

3 Verfassungsgesetz vom 1. Mai 
1945 über die Wiederherstellung des 

4 Adamovich Ludwig, Die Erneue­
rung der österreich ischen Rechts­
ordnung, ÖJZ 1946, S 3 f S 221 f. 
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hängig vom R-ÜG aufgehoben oder ab­
geändert, so im Bereich des Gesund­
heitswesens oder des Strafrechts. Etwa 
450 Vorschriften waren von der Aus­
serkraftsetzung durch Kundmachung 
betroffen,G doch eine vollständige Be­
reinigung der nunmehr österreich i­
schen Rechtsordnung von Bestimmun­
gen, die unter § 1 Abs 1 R-ÜG fallen, 
wurde dadurch keineswegs erreicht. 
Im Jahre 1946, als bereits 32 der Kund­
machungen erlassen worden waren, 
schreibt Adamovich: "Noch ist die erste 
Etappe nicht vollkommen abgeschlos­
sen und erst mit ihrem Abschluss wird 
sich ein genaues Bild darüber gewin­
nen lassen, welche ehemals deutschen 
Gesetze und Verordnungen als nun­
mehr österreichische Vorschriften der 
österreichischen Rechtsordnung dau­
ernd einverleibt wurden."7 

Dem Erliegen der Aufhebungen 
folgte das Scheitern eines Wiederbele­
bens österreichischer Gesetze. Das oh­
nehin schon durch Novellen und Ände­
rungen unübersichtlich gewesene 
österreichische Normensystem war 
durch eine Flut deutscher Gesetze, 
Verordnungen und Erlässe in höchstem 
Maß intransparent geworden. Hinzu 
kamen Auslegungsschwierigkeiten der 
nebeneinander bestehenden Vorschrif­
ten unterschiedlicher Herkunft und so­
mit Terminologie. Dem Rechnung tra­
gen sollte die Verlautbarung authenti­
scher Texte der in Geltung stehenden 
Vorschriften unter Erstellung einer ein­
wandfreien Sammlung der wichtigsten 
Gesetze und Verordnungen. Nachdem 
ein erstes Wiederverlautbarungsge­
setz8 auf Begehren des Alliierten Rates 
1946 wieder aufgehoben wurde, stat­
tete schließlich ein Jahr später das 
"Bundesverfassungs gesetz über die 
Wiederverlautbarung von Rechtsvor­
schriften"9 die Bundesregierung mit 
weit reichenden Befugnissen aus. Aus­
drücklich wurde bestimmt, dass diese 
anlässlich einer Wiederverlautbarung 
"der österreichischen Rechtsordnung 
fremde terminologische Wendungen 
durch solche österreichischer Rechts­
sprache ersetzen", sowie "Bestimmun­
gen, die zufolge einer nach § 2 R-ÜG in 

6 Brande Fred, in: Korinek (Hrsg), 
FS Wenger, Wien 1983, 5 206. 

:·,11 BGBI213/1947. 
12 BGBI 8211957. 

Geltung belassenen Vorschrift anzu­
wenden sind, dem österreichischen 
Recht anpassen und in den Text der 
wiederverlautbarten Rechtsvorschrift" 
einfligen könne (§ 2 Z 2 f). Doch auch 
von dieser Ermächtigung wurde nur 
äußerst unregelmäßig und selten Ge­
brauch gemacht, sodass die in dritter 
Etappe vorgesehene Kodifikation, die 
auf der amtlichen Sammlung wieder­
verlautbarter Rechtsvorschriften aufge­
baut hätte, ebenfalls zum Erliegen ver­
urteilt wurde. 

Nicht zufcillig tritt jenes Verfallen in 
die Untätigkeit in all diesen Instanzen 
in einer Zeit auf, als der antifaschisti­
sche Geist von 1945 verebbte. Auch 
Maßnahmen zur Entnazifizierung und 
StrafVerfolgung von Nationalsozialis­
ten waren bald nicht mehr opportun, 
ein Wettlaufaller Parteien um die Stim­
men der "Ehemaligen" hatte begon­
nen. 1948 wurden die ersten Amnesti­
en erlassen, bis schließlich im Jahre 
1957 das Kriegsverbrechergesetz10 so­
wie das Volksgerichtsverfahrens- und 
Vermögensverfallsgesetz11 durch die 
NS-Amnestie12 zur Gänze aufgehoben 
und die Entnazifizierung de facto rück­
gängig gemacht wurde: Wiedereinstel­
lungen, Gehalts- und Pensionsnachzah­
lungen, Aufhebung aller Verbots- und 
Sühnemaßnahmen, Strafnachsicht und 
-tilgungen von Verurteilungen folgten 
und brachten die völlige politische und 
wirtschaftliche Gleichstellung der ehe­
maligen Nationalsozialisten, im Ver­
gleich zu den Opfern des Naziregimes 
vielfach eine erhebliche Besserstel­
lung. 

Angesichts des Abflauens des anti­
nazistischen Geistes standen nun Ge­
richte und Verwaltungsbehörden mit 
der Frage, ob diese anzuwenden seien, 
vor Vorschriften reichsdeutscher Pro­
venienz, die nationalsozialistisches Ge­
dankengut enthielten oder auf andere 
Weise undemokratisch, aber nicht auf­
gehoben waren. 

Als der Verfassungsgerichtshof 
1953 erstmals mit der Frage nach An­
wendbarkeit solcher Regelungen be­
fasst war, stellte er sich auf den Stand­
punkt, dass solche Rechtsvorschriften 

auch dann nicht in Kraft seien, wenn 
keine Kundmachung erlassen worden 
war. Die Gerichte und Verwaltungsbe­
hörden hätten anhand einer konkreten 
Rechtssache zu prüfen, ob eine anzu­
wendende reichsdeutsche Norm Merk­
male des § 1 Abs 1 R-ÜG trüge und ge­
gebenenfalls das Gesetz als aufgeho­
ben und daher nicht als Bestandteil der 
österreichischen Rechtsordnung zu be­
trachten.13 Diese Ansicht wurde erst in 
einem späteren Erkenntnis begründet. 
Demnach sei der Wortlaut des § 1 
"werden aufgehoben" durch ein "hier­
mit" zu ergänzen und begründe eine 
unmittelbare Aufhebung ohne das Er­
fordernis einer Kundmachung. Geleitet 
wird der Verfassungsgerichtshof neben 
dieser zweifelhaften Interpretation 
von Zweckmäßigkeitsüberlegungen, 
nach denen es "nicht der Sinn des R-ÜG 
sein kann, Normen mit dem im § 1 
Abs 1 formulierten Umechtsgehalt in 
die österreichische Rechtsordnung Ein­
lass zu gewähren".14 

Die Offensichtlichkeit dieses, mit 
dem klaren Wortlaut des R-ÜG nicht in 
Einklang zu bringenden Versuches, die 
Untätigkeit der Regierungen zu korri­
gieren, hinderte jedoch auch die Lehre 
nicht daran, auf diesen komfortablen 
Kurs einzuschwenken, anstatt einzuge­
stehen, dass Exekutive und Legislative 
ihre Aufgabe der Entnazifizierung des 
Rechtssystems im Sand verlaufen hat­
ten lassen. Wie Versuche, dieses Ver­
halten zu legitimieren, wirken mitun­
ter die auch unter Widerruf der frühe­
ren Auffassung gegebenen Begründun­
gen: unter Anschluss an die Meinung 
des Verfassungsgerichtshofes ohne 
weitere Begründung,15 unter Behaup­
tung, dass § 1 Abs 2 R-ÜG nicht aus­
schließe, dass Behörden selbst eine 
Feststellung träfen solange diese einer 
Kundmachung der Regierung nicht wi­
derspreche.16 Häufig wird auf Zweck­
mäßigkeitsüberlegungen abgestellt, so 
etwa, dass die Bundesregierung mit 
der Erlassung derartiger Kundmachun­
gen nicht zu befassen sei, weil es sich 
nur mehr um eine geringe Anzahl von 
Vorschriften handle,17 oder dass es 
dem "Geist der Rechtserneuerung" 

7 Adamovich Ludwig, ÖJZ 1946, 
S3 f . 

13 VfSlg 2469/1953. 
14 VfSlg 297611956. 

gegen seiner früheren Auffassung in 
ÖJZ 1946, 5 3 f. Antoniolli Walter, All­
gemeines Verwaltungsrecht, Wien 

1954,599· 

17 Werner Leopold, JB11953, 5 224, 
entgegen seiner früheren Auffas­
sung, JB11946, 5 90. 

8 StGBI 28/1945. 
9 BGBI114/1947. 
10 BGBI198/1947. 
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16 Wolff Kar!, Faschistisches Recht 
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1947,S 225 f. 
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besser entspreche, bis zur Erlassung 
von Kundmachungen Gerichten und 
Verwaltungsbehörden das Selbstprü­
fungsrecht zu überlassen.18 Auch die 
Meinung, dass der Verfassungsge­
richtshof mit seiner Auffassung falsch 
liege, diese jedoch solange vertretbar 
sei, "als derart gewichtige Stimmen 
wie der Verfassungsgerichtshof selbst 
ohne Begründung, dafür sprechen"19 
zeugt von der Haltlosigkeit dieser An­
sichten. Auch der Behauptung, dass die 
Befugnis der Staatsregierung zur Erlas­
sung von Kundmachungen auf keinen 
Fall auf die Bundesregierung überge­
gangen sein könnte,2o steht nicht nur 
entgegen, dass die Bundesregierung 
tatsächlich Nachfolgerin der Staatsre­
gierung ist, sondern auch, dass diese 
vier der Kundmachungen erlassen hat. 

Der Oberste Gerichtshof ebenso 
wie der Verwaltungsgerichtshof folg­
ten jedoch der Rechtsprechung des 
Verfassungsgerichtshofes nicht.21 Zur 
Aufhebung auch nationalsozialisti­
schen Gedankengutes bedürfe es nach 
einhelliger Meinung einer Kundma­
chung der Bundesregierung, bei Nicht­
vorliegen einer solchen stehe die be­
treffende Vorschrift als österreichische 
nach § 2 R-ÜG im Kraft. So hat der Ver­
waltungsgerichtshof in ausdrücklicher 
Auseinandersetzung mit Erkenntnissen 
des Verfassungsgerichtshofes die glei­
che Bestimmung, die dieser für aufge­
hoben erachtet hat, als gültigen Be­
standteil der österreichischen Rechts­
ordnung angesehen.22 

Dass die Bereinigung von national­
sozialistischem Gedankengut auch in 
den Augen der Alliierten in Hinblick auf 
die, entgegen dem "obersten Grund­
satz des russischen Befehls Nr. 1, nach 
dem alle seit dem 13. 3. 1938 ergange­
nen Rechtsvorschriften aufgehoben 
waren",23 en bloc in Kraft gesetzten 
Normen, keineswegs abgeschlossen 
war, bestätigt Art 10 des Staatsvertra­
ges von Wien.24 Unter "Besondere Be­
stimmungen über die Gesetzgebung" 
verpflichtet sich die Republik explizit 

dazu, "alle gesetzgeberischen und ad­
ministrativen Maßnahmen, die zwi­
schen dem 5. März 1933 und dem 30. 
April 1945 getroffen wurden und die in 
Widerspruch mit den in den Artikeln 6 
(Menschenrechte), 8 (Demokratische 
Einrichtungen) und 9 (Antinazismus) 
festgelegten Grundsätzen stehen, auf­
zuheben oder abzuändern". Art 9 be­
sagt ferner, dass Österreich die Bemü­
hungen, aus dem politischen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Leben alle 
Spuren des Nazismus zu entfernen, 
fortzusetzen habe. Dass davon allein 
schon dann nicht ausgegangen werden 
kann, wenn es als selbstverständlich 
angesehen werden muss, zur Ermitt­
lung der geltenden Rechtslage histori­
sche Gesetzesbände heranzuziehen, 
die Rassenwahn mit dem Schein der 
Legalität verbinden, ist anzunehmen. 

Nun wäre zu erwarten, dass auch 
ohne Unrechts bewusstsein und ohne 
konkretem Willen, nationalsozialisti­
sches Gedankengut aus der Rechtsord­
nung zu verbannen, innerhalb von 55 
Jahren die reichsdeutschen Bestim­
mungen im Zuge von Neuregelungen 
außer Kraft gesetzt wurden. Doch auch 
dies trifft nur teilweise zu. Selbst bei 
Erlassen neuer Normen wurden mitun­
ter hartnäckig nur einzelne Paragrafen 
nationalsozialistischer Normen auf­
rechterhalten.25 In dem seit Mitte der 
Achtzigerjahre vom Bundeskanzleramt 
herausgegebenen "Index - Systemati­
sches Verzeichnis des geltenden Bun­
desrechts" werden über hundert Vor­
schriften reichsdeutscher Herkunft als 
geltende Normen aufgeführt, und gera­
de anlässlich der Bundesrechtsbereini­
gung 1999 zeigt sich ganz klar, dass 
ehemals nationalsozialistische Normen 
scheinbar unverzichtbarer Bestandteil 
der österreichischen Rechtsordnung 
sind. 

Ziel des Bundesrechtsbereinigungs­
gesetzes 199926 war laut Ministerial­
entwurf die Prüfung des Normenbe­
standes bis 1946 auf "Wirksamkeit, 
Bedarf, Anwenderfreundlichkeit und 

t ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Überschaubarkeit" und dieser folgend 
eine flächendeckende Ausscheidung 
nicht mehr relevanter Normen zwecks 
"Sicherung und Verbesserung der At­
traktivität des Wirtschaftsstandortes 
Österreich".27 Gezählte 68 Gesetze 
reichsdeutscher Herkunft wurden von 
dieser Generalaufhebung ausgenom­
men und somit mit 1. Jänner 2000 in 
ihrer Geltung bestätigt. Dass sich dar­
unter eine "Anordnung betreffend die 
Speicherung, Verleihung und Verwen­
dung von Gas"28 sowie vier Verordnun­
gen über die "Schädlingsbekämpfung 
mit hochgiftigen Stoffen"29 befinden, 
scheint an Zynismus kaum überbiet­
bar. Diese sind jedoch inhaltlich in Hin­
blick auf § 1 Abs 1 R-ÜG unbedenklich. 

Ganz anders beispielsweise das 
"Gesetz über die Vereinheitlichung des 
Gesundheitswesens",3o das samt drei 
Durchführungsverordnungen31 im An­
hang des Rechtsbereinigung als unbe­
grenzt weitergeltend aufgelistet ist, 
und einer Stellungnahme der Wiener 
Landesregierung zufolge "die Grundla­
ge für die Organi,sation und die Aufga­
ben der Gesundheitsämter" darstellt.32 

"Das Gesundheitsamt hat die natürli­
che Bevölkerungsbewegung in seinem 
Bezirk zu verfolgen, das wertvolle Erb­
gut in unserem Volke zu pflegen und 
hierauf insbesondere bei der Ehebera­
tung zu achten. Es hat die im Gesetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuch­
ses dem beamteten Arzt übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen ... "33 

In diesem authentischen Original­
wortlaut waren nämliche Vorschriften 
bis April 2000 im RIS dokumentiert, 
sorgfältig war auch das Wort "Erbpfle­
ge" mehrfach in den Schlagwortkatalog 
aufgenommen. Als die Zeitung "Der 
Standard" darauf aufmerksam mach­
te,34 wurden Bestimmungen aus der 
Datenbank mit Verweis auf § 1 R-ÜG ge­
löscht. Ein anderes Gesetz, eine ,Yer­
ordnung über den Erwerb und Verkauf 
von Uniformen" die besagte, dass ,,§ 5 
des Gesetzes gegen heimtückische An­
griffe auf Staat und Partei und zum 

18 Kulka, Fragen des Übergangs­
rechts, JB11947, S 25 ff. 
19 pfersmann Hans, Ist der § 1 
Rechtsüberleitungsgesetz wirklich 
problematisch?, JB11956, S 639. 

22 VwSlg 4086 unter Auseinander­
setzung mit Vf51g 2976. 
23 Nach Wolff Karl, Faschistisches 
Recht im demokratischen Öster­
reich, JB11947, S 225. 

1940 stammenden, sonst aufgeho­
benen Regelwerks in Kraft ließ; BGBI 
13911979, dRGBI438/1940. 

30 DRGBI 53111934. 
31 DRGBI177/1935, 215/1935, 327/ 

1935· 

20 Kittl Egon, Zur Problematik des 
Rechtsüberleitungsgesetzes, JBI 
1956, S 330 f. 
21 Siehe etwa VwSlg 860, 1705, 
2932; OGH 5 Os 68811955· 
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24 BGBI15211955. 
25 50 etwa im Bereich des gemein­
nützigen Wohnbaus, der 1979 einer 
Neuregelung unterzogen wurde, die 
nichts desto trotz § 7 Abs 2 des aus 

26 BGBI191/1999. 
27 ME 349, XX. GP. 
28 MBIW 74/1940; Index Nr 
58.02.06. 
29 DRGBI165/1919, dRGBI 36011936, 
dRGB1105811938, dRGBI72/1941; In­
dex Nr: 80.05.01/001-003. 

32 MD - VfR - 358/99, 6. April 1999; 
22/SN-349/ME, XX. GP. 
33 § 4 Abs 4 dRGBl1 S 177/1935. 
34 Der Standard, 19. 4. 2000. 
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Schutz der Parteiuniformen vom 20. 
Dezember 1934 ... von dieser Verord­
nung unberührt" blieb, und eine Erlas­
sung von Durchftihrungsvorschriften 
durch den "Reichsschatzmeister der 
NSDAP" vorsah35, war zwar mit 31. 12. 
1999 außer Kraft getreten, wurde aber 
gänzlich aus dem Informationssystem 
entfernt, obwohl generell Gesetze auch 
nach deren Außerkrafttreten zwecks 
historischen Überblicks in der Daten­
bank belassen werden. 

Der Grüne Klub richtete im Mai 
2000 Anfragen an den Bundeskanzler 
und die Bundesministerin ftir Soziale 
Sicherheit und Generationen mit Fra­
gen danach, inwiefern sie Inhalte sol­
cher Vorschriften und deren Dokumen­
tation ftir problematisch hielten und 
ob es Initiativen zu einer Ausserkraft­
setzung gäbe.36 Die Antworten fielen 
einseitig aus.37 In der österreichischen 
Rechtsordnung könne es auf Grund des 
§ 1 R-ÜG kein nationalsozialistisches 
Gedankengut geben. Die angesproche­
ne Problematik sei keine, die Löschun­
gen stellten lediglich eine "dokumen­
talistische Textkorrektur" dar, da es 
"dem Standard von Datenbanken" ent­
spräche, "anlässlich des Erkennens von 
Dokumentationsfehlern unverzüglich 
(!) die entsprechenden Korrekturen zu 
veranlassen." Das "Gesetz über die 
Vereinheitlichung des Gesundheitswe­
sens" und seine Durchftihrungsverord­
nungen stellen nach der Bundesminis­
terin auch "die einzig umfassende 
Rechtsgrundlage über die Organisation 
und die Aufgaben der Gesundheitsäm­
ter bzw der dort beschäftigten Amts­
ärzte dar"38 und seien so "nicht ftir die 
Rechtsbereinigung geeignet" .39 Au<;h 
"Krüppelftirsorge" gehört nach Ansicht 
des Bundeskanzlers nach wie vor zu 
diesem Betätigungsfeld, es sei von § 1 
R-ÜG nicht erfasst. 

Unter konsequenter Vertretung 
dieser Linie würde die Dokumentation 
der "bedeutungslosen" Bestimmungen 
jedenfalls mangels rechtlicher Grundla­
ge einen Verstoß gegen das Verbotsge­
setz 1947 bedeuten. Der - ohne Er-

wähnung gegenteiliger Auffassung -
vertretene Standpunkt der Rechtswir­
kung des § 1 R-ÜG im Sinne einer gene­
rellen Aufhebungsklausel ist jedoch, 
wie oben ausgeftihrt, keineswegs klar. 
Dem Autor dieses Artikels wurde zu­
sätzlich vom Rechts- und Legislativ­
dienst des Parlaments in einer Stel­
lungnahme bekundet, dass "tatsächlich 
noch Rechtsvorschriften bestehen, de­
ren Ausserkrafttreten nicht eindeutig 
geklärt ist. Die Klärung der Rechtsfra­
gen ist deshalb so schwierig, da auf 
dem Gebiet (Gesundheitswesen) eine 
gemischte Kompetenz Bund/Land in 
Gesetzgebung und Vollziehung be­
steht".40 

Aber auch unter Annahme, die will­
kürlich einseitige Ansicht der Regie­
rungsmitglieder wäre juristisch unum­
stritten, werden inhaltliche Fragen 
aufgeworfen. Denn dem entspricht die 
Auffassung, dass ein reichsdeutsches 
Gesetz ein Gesetz wie jedes andere 
sei, sobald aus einem solchen die in 
einzelnen Bestimmungen enthaltenen 
nationalsozialistischen Ausdrücke ent­
fernt würden. Dem steht jedoch die 
Tatsache entgegen, dass jedes Gesetz 
Ausfluss von Wertungen ist, dass na­
tionalsozialistischem Gedankengut 
nicht nur in einzelnen Paragrafen Aus­
druck verliehen wurde und der Ge­
sundheitsbegriff der Nationalsozialis­
ten per se mit demokratischem Ver­
ständnis unvereinbar ist. Eine Inkraft­
setzung hätte eben bestenfalls "vor­
läufig" erfolgen dürfen. 

Die Gesundheitspolitik des Natio­
nalsozialismus stand vor allem im Lich­
te der sozialen Funktion des faschisti­
schen Herrschaftssystems. Sozialkos­
ten sollten auf möglichst niedrigem Ni­
veau gehalten werden, im Zentrum der 
NS-Medizin stand nicht der kranke Ein­
zelmensch, sondern die Sorge um die 
Gesundheit des "Volkskörpers" . Haupt­
aufgabe des Arztes war die Stärkung 
der Volksgesundheit und Reinhaltung 
der "völkischen Erbmasse". Als Mittel 
zu diesem Zweck wurden auch Sterili­
sierung und "Euthanasie" angesehen.41 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Problematisch erscheinen in die­
sem Zusammenhang nicht nur die -
nach Auffassung des Bundeskanzlers 
nach wie vor in Kraft stehenden - Be­
stimmungen dass das "Gesundheits­
amt die ihm gesetzlich obliegenden 
Aufgaben nach wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten durchzuftihren"42 hat, 
als einer rechtlichen Grundlage des er­
barmungslosen Kosten-Nutzen-Kalkül 
des NS-Gesundheitssystems, oder dass 
es "Müttern Anleitung ftir eine gesun­
de Aufzucht der Kinder zu geben" ha­
be,43 nicht zuletzt als Ausdruck einer, 
Frauen als "Gebärmaschinen" diffamie­
renden und Individualismus gravierend 
missachtenden Ordnung. Dass das Ge­
sundheitsamt "auf dem Gebiet der 
Krüppelftirsorge einen Heilplan festzu­
legen hat",44 gehört nach Ansicht des 
Bundeskanzlers immerhin "einer nicht 
mehr in unsere Zeit passenden Aus­
drucksweise an", fällt aber ebenfalls 
nicht unter § 1 R-ÜG. Bereits vor dem 
Nationalsozialismus in Verwendung -
mit der ursprünglichen Bedeutung der 
Fürsorge ftir körperlich und geistig be­
hinderte Menschen - wurde "Krüppel­
fürsorge" vom Nationalsozialismus 
zum Massenmord an Kranken im Na­
men der Volksgesundheit pervertiert 
und unter dem Mantel von Eugenik 
und "Euthanasie" zum Teilaspekt von 
"Erb- und Rassenpflege" . Die "Festle­
gung eines Heilplanes" auf diesem Ge­
biet war in Abertausenden Fällen ein 
Antrag auf Zwangssterilisierung und 
Vernichtung "lebensunwerten Lebens", 
woftir die Gesundheitsämter die maß­
gebliche Instanz darstellten. 

Als wäre mit der Unabhängigkeits­
erklärung das Rechtsbewusstsein des 
"kraft der völligen politischen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Annexion 
macht- und willenlos gemachte Volk 
Österreichs"45 aus Unschuld indizieren­
der Hypnose wiedererwacht und hätte 
ohne Vorbelastung neutrale Rechtsbe­
griffe zu beurteilen gehabt, wirken je­
ne Anfragebeantwortungen und ent­
sprechen so ganz dem jede Verantwor­
tung abstreitenden Geist der Unabhän-

35 § 3 dRGBI758/1941. 
36 733 J XXI. GP (Bundesministerin 
für Soziale Sicherheit und Generatio­
nen); 734J XXI. GP (Bundeskanzler); 
11. Mai 2000. 

38 So die Bundesministerin, aaO 
39 So der Bundeskanzler, aaO. 
4.0 Stellungnahme des Rechts- und 
h~gislativdienstes des Parlaments, 
Ingrid Moser, vom 23.Juni 2000 an 
den Autor; unter Betonung, dass es 
"wünschenswert wäre, auf politische 
Weise eine KlarsteIlung (etwa durch 
Kundmachung des Außerkrafttre-

tens aufgrund des Rechtsüberlei­
tungsgesetzes) zu erreichen"; zu fin­
den unter www.NSGesetze.cjb.net. 
41 Vgl Neugebauer Wolfgang, Zur 
Psychiatrie in Österreich 1938-1945: 

42 § 1 dRGBI 21511935. 
43 § 4 Abs 7 dRGBI177/1935· 
44 § 4 Abs 10 dRGBI177/1935. 
45 So die Proklamation über die 
Selbständigkeit Österreichs, StGBI1/ 
1945, in der in keinem einzigen Wort 
der Massenmord an Abertausenden 
Unschuldigen beklagt wird. 

37 749 AB XXI. GP (Bundeskanzler); 
758 AB XXI. GP (Bundesministerin für 
soziale Sicherheit und Generatio­
nen); 7. Juli 2000. 
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"Euthanasie" und Sterilisierung, in: 
Weinzierl Erika (Hrsg), Justiz und 
Zeitgeschichte, Band 1, Wien 1995, 
5539 f. 
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gigkeitserklärung. Dies wäre bei Vor­
liegen unbelasteter Rechtsnormen un­
ter Umständen noch argumentierbar. 
Die Tatsache, dass gerade im Bereich 
des Gesundheitswesens auch eine per­
sonelle Entnazifizierung nur marginal 
stattgefunden hatte,46 und so mitunter 
dieselbe in Kraft belassene Vorschrift 
von eben diesen gleichen Personen an­
zuwenden war, gibt diesen suggestier­
ten Bruch gänzlich der Illusion preis. 

Und so hätten dieselben Personen, 
die sich in Hinblick auf von ihnen be­
gangene Verbrechen zumeist auf Be­
fehlsnotstand und positivistische Ge­
setzestreue beriefen, Gesetze selbst­
ständig auf Widerspruch mit dem R-ÜG 
prüfen sollen. Der Täter sollte gewisser­
maßen zum eigenen Richter werden, 
wobei aber auch das nie eindeutig judi­
ziert wurde - in jedem Fall ein mehr als 
zweideutiges Zeichen an die "Kriegsge­
neration" in Hinblick auf nationalsozia­
listisches Unrecht. Hinzu kommt, dass 
individuelle Rechtsakte aus dem dritten 
Reich generell als rechtskräftig angese­
hen wurden,41 hier insbesondere, dass 
Opfer der NS-Rassenhygiene nicht als 
Opfer des Nationalsozialismus im Sinne 
des Opferfürsorgegesetzes48 anerkannt 
wurden. Die Kontinuität zwischen Drit­
tem Reich und Österreich auch aufEbe­
ne des Vollzuges soll folgender letztin­
stanzlicher Bescheid aus 1961 illustrie­
ren: "Eine als Folge der im Jahre 1943 
durchgeführten Sterilisierung eingetre­
tene Gesundheitsschädigung hätte nur 
dann einen Anspruch nach dem Opfer­
fürsorgegesetz gegründet, wenn im 
konkreten Fall für die Anordnung dieser 
Operation nicht medizinische, sondern 
politische Gründe maßgebend gewe­
sen wären."49 

Doch mit eben dieser Erfordernis 
eines nationalsozialistischen Unrechts­
bewusstseins zur Ermittlung der gel­
tenden Rechtslage ist auch heute noch 
so mancher überfordert. So erfolgte 
auch das Erkennen von "Dokumentati­
onsfehlern" im RlS, das immerhin auch 
vom gleichen Verlag wie das Bundesge­
setzblatt unter dem Titel "Bundesrecht 
Professional" als CD-Rom-Gesetzes­
sammlung herausgegeben wird, nur 
sehr beschränkt. Zu Redaktionsschluss 
finden sich nach wie vor im RlS Bestim­
mungen, nach denen nur jener Bewer­
ber zur Dentistenprüfung zuzulassen 
sei, der "deutschen oder artverwand­
ten Blutes ist und, wenn er verheiratet 
ist, einen Ehegatten deutschen oder 
artverwandten Blutes hat"50. Bezüglich 
des lnkraftstehens dieser Bestimmun­
gen kann jedoch eindeutig Entwarnung 
gegeben werden. Sie wurden von der 
Generalklausel des Rechtsbereini­
gungsgesetzes erfasst und sind seit 
1. Jänner 2000 Geschichte. 

Wie lange es jedoch noch in gülti­
gen Vorschriften "auf Grund des Geset­
zes über die Wiedervereinigung mit 
dem deutschen Reich" heißen wird, 
darunter in so wesentlichen Bereichen 
wie dem Eherecht, bleibt eine schein­
bar nicht beantwortenswerte Frage in 
einer von der Vergangenheit eingehol­
ten Gegenwart. 

Joachim Stern ist Student der 
Rechtswissenschaften an der Uni­
versität Wien 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
46 Vgl etwa Neugebauer Wolfgang, 
Zur Psychiatrie in Österreich 
1938-1945: "Euthanasie" und Sterili­
sierung; in Justiz und Zeitgeschich­
te, Weinzierl Erika (Hrsg), Band 1, 
Wien 1995, S 574 ff. 
47 Vgl Brande Fred, in Korinek 
(Hrsg), FS Wen ger, Wien 1983, S 204. 
48 BGB1183/1947; dieses Gesetz war 
als freiwillige Leistung des Staates 
konzipiert für die "Opfer des Kamp­
fes für ein freies und demokrati­
sches Österreich" (§ 1 Abs 1) und 
"Opfer der politischen Verfolgung" 
(§ 1 Abs 2) im Sinne bescheidener fi­
nanzieller Abgeltungen, wobei letz­
tere eindeutig schlechter gestellt 
wurden. Der sehr enge Bezieher­
kreis wurde bis zuletzt kaum für 
Opfer der nazistischen Zwangssteri­
lisierung und Euthanasie geöffnet. 

juridikum 4/00 

49 Bescheid des Sozialministeriums 
vom 26. Mai 1961 gegen Ludmilla D., 
zit n Neugebauer Wolfgang, Zum 
Umgang mit der NS-Euthanasie in 
Wien nach 1945, Referat anlässlich 
des wissenschaftlichen Symposions 
"Zur Geschichte der NS-Euthanasie 
in Wien", Wien, 29. und 30. Jänner 
1998; www.doew.at/thema/ 
thema _ alt/justiz/euthjustizl 
gross.html. 
50 § 2 dMBI 58/1942; Index 
Nr 82.03.03. 
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Die Umsetzung des 
Gemeinschaftsrechts in 
Österreich Eine Untersuchung im 

Bereich der Gerichtsbarkeit 

"Europa ist eine Schöpfung des Rechts, es ist Rechtsquelle und 
es ist gelebte Rechtsordnung" Walter Hol/stein 

Die Forschungsstelle flir institutionel­
len Wandel und europäische Integrati­
on der Österreichischen Akademie der 
Wissenschaften analysiert im Rahmen 
eines Forschungsprojektes die Imple­
mentierung des Gemeinschaftsrechts 
in Österreich. 

Der Schwerpunkt der Erhebungen 
liegt in einer Untersuchung der Über­
einstimmung österreichischen Rechts 
mit Gemeinschaftsrecht und soll die 
Auswirkungen, die letzteres auf die ge­
setzgebende und die vollziehende Ge­
walt sowie auf die Gerichtsbarkeit hat, 
aufzeigen. Im Folgenden soll der Pro­
jektteil, der sich dem Bereich der Ge­
richtsbarkeit widmet, näher vorgestellt 
werden; das Ziel dieses Teils der Stu­
die, der in Kooperation mit Dr. Ger­
hard Kohlegger erarbeitet wird, ist es, 
einen repräsentativen Querschnitt aller 
österreichischen höchstgerichtlichen 
Entscheidungen, die sich mit Gemein­
schaftsrecht befassen, zu erstellen. 

Allgemeine Anmerkungen zur 
Struktur des Gemeinschaftsrechts 
Im Unterschied zu gewöhnlichen inter­
nationalen Verträgen hat der EGV eine 
eigene Rechtsordnung geschaffen, die 
bei seinem Inkrafttreten in die Rechts­
ordnungen der Mitgliedstaaten aufge­
nommen worden und von ihren Gerich­
ten anzuwenden ist. Durch die Grün­
dung der Europäischen Gemeinschaft 
flir unbegrenzte Zeit, die mit eigenen 
Organen, mit Rechts- und Geschäftsfä-

higkeit, mit internationaler Handlungs­
fähigkeit und mit echten - aus der Be­
schränkung der Zuständigkeit der Mit­
gliedstaaten oder der Übertragung von 
Hoheitsrechten - ausgestattet ist, ha­
ben die Mitgliedstaaten, wenn auch auf 
einem begrenzten Gebiet, ihre Souverä­
nitätsrechte beschränkt und so einen 
Rechtskörper geschaffen, der flir ihre 
Angehörigen und sie selbst verbindlich 
ist.' 

Die durch den Vertrag von Maastricht 
begründete Europäische Union beruht 
auf drei Säulen: den Europäischen Ge­
meinschaften ("Erste Säule") sowie der 
vertraglich verankerten intergouverne­
mentalen Zusammenarbeit in den Berei­
chen "Gemeinsame Außen- und Sicher­
heitspolitik" (GASP = "Zweite Säule") 
und - seit Inkrafttreten des Vertrages 
von Amsterdam - der zwischenstaatli­
chen Kooperation im Bereich der "Poli­
zeilichen und Justitiellen Zusammenar­
beit in Strafsachen" (PJZS = "Dritte Säu­
le"2). Die drei Gemeinschaften ("Erste 
Säule") unterscheiden sich von traditio­
nellen internationalen Organisationen 
durch supranationale Merkmale, wie 
beispielsweise die Staatenunabhängig­
keit einzelner Gemeinschaftsorgane; die 
Möglichkeit, einzelne Mitgliedstaaten 
auch ohne deren Zustimmung zu ver­
pflichten und die unmittelbare Verbind­
lichkeit des von Gemeinschaftsorganen 
erzeugten Rechts. 

Supranationales Recht weist Struk­
turprinzipien auf, die es von traditio-

nellem Völkerrecht fundamental unter­
scheiden. Die im Rahmen der zweiten 
und dritten Säule erzeugten Rechtsak­
te sind als Beschlüsse zwischenstaatli­
cher Einrichtungen einzustufen und 
unterfallen dem Völkerrecht. Das Ge­
meinschaftsrecht (im Sinne des Rechts 
der ersten Säule) stellt eine supranatio­
nale Rechtsordnung dar, zu deren 
Gunsten die Staaten, wenn auch in 
begrenztem Rahmen, ihre Souveränität 
eingeschränkt haben, eine Rechtsord­
nung, deren Rechtssubjekte nicht nur 
die Mitgliedstaaten, sondern auch die 
Einzelnen sind. Das von der Gesetzge­
bung des Nationalstaates unabhängige 
Gemeinschaftsrecht soll daher den Ein­
zelnen, ebenso wie es ihnen Pflichten 
auferlegt, auch Rechte verleihen.3 

Das Gemeinschaftsrecht unterschei­
det sich vom traditionellen Völkerrecht 
durch seine autonome Geltung und sei­
nen Anwendungsvorrang. Es vermag 
Rechtsverhältnisse von Individuen zu re­
geln, ohne dazu - im Gegensatz zum 

. Völkerrecht - der Inkorporation oder 
Transformation zu bedürfen. Das Ge­
meinschaftsrecht selbst legt fest, ob und 
wieweit sich seine Regelungen lediglich 
an die Mitgliedstaaten wenden oder un­
mittelbar Wirkungen flir den Einzelnen 
entfalten. Gilt eine Regelung des Ge­
meinschaftsrechts als "unbedingt und 
hinreichend genau bestimmt"" so ist sie 
unmittelbar anwendbar und bildet die 
Entscheidungsgrundlage flir nationale 
Gerichte und Behörden - auch wenn sie 
nicht jenen Grad an hinreichender Be­
stimmtheit aufweist, den das Legalitäts­
prinzip im Lichte der Rechtsprechung 
des VfGH verlangt.5 

Zumal das Gemeinschaftsrecht eine 
am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
orientierte Rechtsanwendung ver­
langt, stellt dies an die innerstaatli­
chen Vollzugsorgane, welche auch den 
Grundsatz der gemeinschaftsrechts­
konformen Interpretation zu beachten 
haben, neuartige Anforderungen der 
Rechtsanwendung und Rechtskonkreti­
sierung.6 

Unmittelbar anwendbares Gemein­
schaftsrecht genießt Anwendungsvor­
rang und verdrängt auch dann die An-

1 EuGH 15. 7. 1964, Rs 6/64, Costa/ 
ENEL, Sig 1964, 1269. 
2 In der vor dem 1. 5. 1999 geltenden 
Fassung des Vertrages über die Euro­
päische Union: "ZBJI" = Zusammen­
arbeit in den Bereichen Justiz und 
Inneres. 

~:.3 Dazu siehe auch: EuGH 5.2.1963 
"'Rs 26/62, Van Gend & Loos, Sig 1962, 

25, wobei von einer "neuen Rechts­
ordnung des Völkerrechts" nicht 
mehr gesprochen werden kann. 
4 Beispielsweise: EuGH 19. 1. 1982, 
Rs 8/81, Becker, Sig 1982, 53, Rn 25; 

EuGH 3.4.1968, Rs 28/67, Molkerei­
Zentrale Westfalen/Lippe, Sig 1968, 
216; EuGH 26.2.1986, Rs 152/84, Mar­
shall, Sig 1986, 723, Rn 52 ff; EuGH 
17.9.1996, verb Rs (-246-249/94, 
Cooperativa Agricola Zootecnica, Sig 
1996, 1-4373, Rn 18 f. 

sÖhlinger Theo, Verfassungsfragen 
einer Mitgliedschaft zur Europäi­
schen Union, Wien 1999, 197. 
6 Öhlinger ebd, 160 ff. 
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wendung nationalen Rechts und ist an 
dessen Stelle anzuwenden, wenn es 
selbst nicht den gleichen Grad an Präzi­
sion aufweist wie die verdrängte staat­
liche Regelung.? 

Zur Bedeutung der Rechtsprechung 
für die Anwendung des Gemein­
schaftsrechts 
Die europäische Rechtsordnung soll 
vor allem Rechte der Unionsbürger ver­
einheitlichen und verbessern. Die im 
Gemeinschaftsrecht begründeten, ge­
genüber dem nationalen Recht begüns­
tigenden Ansprüche müssen, um effizi­
ent zu sein, auch gerichtlich durchsetz­
bar sein. Die Anwendung unmittelbar 
anwendbaren Gemeinschaftsrechts 
und die Pflicht, den Individualrechts­
schutz der im Gemeinschaftsrecht be­
gründeten Ansprüche Einzelner zu ge­
währleisten, obliegt den nationalen Be­
hörden, insbesondere den innerstaatli­
chen Gerichten. 

Das Gemeinschaftsrecht im enge­
ren Sinne (dh der ersten Säule) als au­
tonome Rechtsordnung ist von öster­
reichischen Organen anzuwenden, wo­
bei die staatlichen Vollzugsorgane die­
ses nach den gemeinschaftsrechtlichen 
Interpretationsmethoden, welche sich 
in der Akzentuierung von den österrei­
chischen Auslegungsregeln unterschei­
den, auszulegen haben. 

Durch die Judikatur des EuGH wur­
den allgemeine Grundsätze (Vertrauens­
schutz8

, Verhältnismäßigkeit9
, Rechts­

sicherheitlO
, Effizienzgebot11

) des Ge­
meinschaftsrechts entwickelt und da­
durch neue Rechtsdimensionen erreicht. 
Wenn die Inhalte dieser Grundsätze in 
der einen oder anderen Form schon Be­
standteile des demokratisch-rechts­
staatlichen Selbstverständnisses der 
Mitgliedstaaten waren, so unterschei­
den sie sich doch nach Umfang und Be­
deutung von den Ausprägungen, die sie 
in den nationalen Rechtsordnungen er­
fahren haben. 

Um regional und sachlich unter­
schiedliche Ausprägungen der im Ge­
meinschaftsrecht begründeten An­
sprüche zu vermeiden und um die Ein­
heitlichkeit der europäischen Rechts­
ordnung sicherzustellen, ist aus­
schließlich der Gerichtshof der Euro-

päischen Gemeinschaften (EuGH) auch 
zur Gültigkeitskontrolle und Ausle­
gung des Gemeinschaftsrechts beru­
fen. Nationale Gerichte, die Gemein­
schaftsrecht anzuwenden und Beden­
ken an dessen Gültigkeit oder Ausle­
gung haben, können oder müssen 
selbständig und von Amts wegen den 
EuGH zu Rate ziehen. 

Die innerstaatlichen Spruchkörper 
stellen die ftir sie entscheidungswe­
sentlichen Fragen zum Gemeinschafts­
recht - in abstrahierter Form - zusam­
men, begründen und erläutern sie aus­
ftihrlich in einer so genannten Vorlage­
entscheidung und versenden diese in 
direktem Weg an den EuGH zwecks Be­
antwortung. 

Während der EuGH im Rahmen ei­
nes Vorabentscheidungsverfahrens die­
se Vorlagefragen unter Beiziehung aller 
Beteiligten des Ausgangsverfahren, al­
ler Mitgliedstaaten und weiterer in der 
Satzung und Verfahrensordnung des 
EuGH angeftihrten Pflichtverfahrensbe­
teiligten behandelt, bleibt das nationa­
le Verfahren - das so genannte Anlass­
verfahren - ausgesetzt. Im Grunde 
dient das Vorabentscheidungsverfah­
ren als Interimsverfahren (nicht als In­
stanzverfahren), es ist in das nationale 
Verfahren nach dem jeweiligen Verfah­
rensrecht des Mitgliedstaates einge­
bettet. 

Die Prinzipien des 
Vorabentscheidungsverfahrens 
Sinn des Vorabentscheidungsverfah­
rens vor dem EuGH ist es, die einheitli­
che Auslegung des Gemeinschafts­
rechts in allen Mitgliedstaaten zu ge­
währleisten. 

Der EuGH beantwortet die Fragen, 
wobei er die Antworten ausftihrlich er­
läutert und dabei so allgemein gültig 
fasst, dass sie nicht nur ftir das Anlass­
verfahren vor dem vorlegenden Ge­
richt, sondern auch ftir alle ähnlichen 
in Betracht kommenden Sachverhalte 
und Verfahren in allen Mitgliedstaaten 
anwendbar sind: So wird durch die 
Antwort des EuGH auf die Vorlagefra­
gen eines nationalen Gerichts, also mit 
einem verhältnismäßig kleinen Verfah­
rensaufwand, eine ungemein große 
Zahl von Rechtsproblemen des Ge-

i • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

meinschaftsrechts in (potenziell) allen 
(am Verfahren beteiligten) 15 Mitglied­
staaten erörtert und geklärt. Anders als 
die höchstgerichtlichen Entscheidun­
gen in Österreich entfalten diese Ant­
worten des EuGH also ihre Wirkung 
nicht nur im konkreten Anlassverfah­
ren sondern weit über den Anlassstreit 
hinaus. 

Erst nach Rücklangen der Antwort 
des EuGH entscheidet das vorlegende 
Gericht - entsprechend dem Inhalt der 
Gültigkeits- oder Auslegungsantwort 
seinen Anlassfall. Zumal die Antworten 
des EuGH generell gefasst sind und ih­
nen eine besondere rechtsbildende 
Kraft zukommt, können sie - vor allem 
nach ihrer Veröffentlichung (im Amts­
blatt der EG, in einer speziellen Ent­
scheidungssammlung, in der CELEX 
Datenbank und im Internet) auch von 
anderen Gerichten in anderen Mit­
gliedstaaten in deren Rechtsstreitig­
keiten zur Entscheidung über Fragen 
des Gemeinschaftsrechts herangezo­
gen werden. 

Die Grundzüge des Vorab­
entscheidungsverfahrens aus der 
Sicht der nationalen Gerichte 
Da die Hauptsache vor dem inner­
staatlichen Gericht anhängig ist, und 
dieses die Verantwortung ftir die zu feil­
lende Entscheidung zu treffen hat, ist 
es dessen Aufgabe, im Hinblick auf 
den ihm zur Entscheidung vorgetrage­
nen Sachverhalt zu beurteilen, ob ftir 
den Erlass seines Urteils die Beantwor­
tung einer Frage im Wege der Vorab­
entscheidung erforderlich ist. 12 Trotz 
der Einfachheit des Verfahrens stellt es 
an die innerstaatlichen Spruchkörper 
höchste Anforderungen: Zunächst sind 
aus dem Vorbringen der Parteien - oh­
ne Rücksicht auf dessen Inhalt - die al­
lenfalls nach Gemeinschaftsrecht maß­
gebenden Rechtsfragen herauszufil­
tern. Dann ist vom vorlegenden Ge­
richt zu prüfen, ob diese Frage durch 
eine bereits ergangene Antwort des 
EuGH schon geklärt ist. Anschließend 
hat das nationale Gericht zu prüfen, 
ob es vorlagepflichtig, also konkret 
letztinstanzlich tätig ist oder Gültig­
keitsbedenken hegt und vorlage be­
rechtigt ist. 

7 Öhlinger ebd, 200. 
8 EuGH 28.4.1988, Rs 120/86, Mul­
der, 51g 1988, 2321, Rn 24, 27. 
9 EuGH 26. 6.1980, Rs 136/79, Pana­
sonic, 51g 1980, 2033, Rn 28 ff. 

10 EuGH 9.7.1981, Rs 169/80, Gond­
rand Freres und Garancini, 51g 1981, 
1931, Rn 17; EuGH 29. 1. 1998, Rs 
c- 315/96, Lopex, 51g 1998, 1-317, 

11 EuGH 1.12. 1998, Rs C-326/96, 
Levez gegen Jennings, 51g 1998, 
1-7835, Rn 18 mit Hinweis auf frühe­
re Entscheidungen. 

12 EuGH 16. 12. 1981, Rs 244/80, 
Foglia/Novello 11, 51g 1981, 3045, 
Rn 15. 

Rn 29. 
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Den nach dem "gemeinschaftlichen 
Gerichtsbegriff'13 vorlage berechtigten 
Stellen wird in Art 234 EG die Möglich­
keit gegeben, den Höchstgerichten so­
gar die Pflicht auferlegt, bestimmte aus 
der Anwendung des Gemeinschafts­
rechts resultierende Fragen durch den 
EuGH entscheiden zu lassen. Muss 
oder will das innerstaatliche Gericht 
vorlegen, ist der entscheidungswesent­
liche Sachverhalt festzustellen, natio­
nale Rechtsfragen sind zu lösen und 
die Vorlageentscheidung zu verfassen, 
wobei beachtet werden muss, dass die 
diversen Rechtsgrundlagen für die Ein­
leitung eines Vorabentscheidungsver­
fahrens (Art 234 EG, Art 150 EAG, Art 
41 EGKS, Art 46 EU und Abkommen 
nach Art 293 EG) unterschiedliche An­
forderungen aufstellen. 

Nach Art 234 EG beantwortet der 
EuGH nur Fragen zum Gemeinschafts­
recht - zu den allgemeinen Grundsät­
zen und Rechtsgrundsätzen des Ge­
meinschaftsrechts, zum Primär- und 
Sekundärrecht, zu den Satzungen der 
Gemeinschaftsorgane, zu bestimmten 
völkerrechtlichen Verträgen, welche 
die Gemeinschaft als Ganzes binden 
und zu nationalem Recht oder indivi­
duellen Verträgen, die auf Gemein­
schaftsrecht verweisen. Dazu behan­
delt der EuGH nur Fragen zur Gültig­
keit (ie die Prüfung der Rechtmäßigkeit 
der Handlungen von Gemeinschaftsor­
ganen, wobei als Maßstab ausschließ­
lich höherrangige Normen des Gemein­
schaftsrechts in Frage kommen) und 
zur Auslegung des Gemeinschafts­
rechts (ie die Klärung von Inhalt und 
Tragweite der gemeinschaftsrechtli­
chen Bestimmung und mit Einschrän­
kungen, soweit dazu Gemeinschafts­
recht auszulegen ist, die Vereinbarkeit, 
dh das Übereinstimmen, nationalen 
Rechts mit den gemeinschaftsrechtli­
chen Grundlagen). 

Weiters darf das innerstaatliche Ge­
richt den EuGH nicht zur Erstellung 
von Gutachten oder zur Beantwortung 
allgemeiner oder hypothetischer Fra­
gen anrufen. 14 Das Anlassverfahren 
muss noch anhängig sein und einer 
Entscheidung über die vorgelegten 

Fragen bedürfen sowie einen konkre­
ten Bezug zum Gemeinschaftsrecht 
aufweisen. 

Ist das Vorabentscheidungsurteil 
ergangen, so stellt es eine gerichtliche 
Entscheidung dar, welche die vorle­
genden Gerichte hinsichtlich Gültigkeit 
und Auslegung der betreffenden ge­
meinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
und Handlungen bindet. 15 

Die Konsequenzen für die geplante 
Studie 
Das Vorabentscheidungsverfahren ist 
ein Grundpfeiler des kommunitären 
Rechtsschutzsystems. Seine eminente 
praktische Bedeutung verdankt es dem 
Umstand, dass nationales und Gemein­
schaftsrecht sich zunehmend gegensei­
tig beeinflussen und durchdringen. Die 
Rolle des nationalen Richters, ,juge de 
droit commun en matiere communau­
taire", kann in diesem Zusammenhang 
nicht nachdrücklich genug unterstri­
chen werden, hängt es doch von seiner 
verantwortungsbewussten Mitwirkung 
ab, ob die Wirksamkeit des Verfahrens 
gegeben ist (und damit die unverzicht­
bare Einheit und Kohärenz der europäi­
schen Rechtsordnung). 

Aus europarechtlicher Sicht ist 
wohl die wesentlichste Aufgabe der 
nationalen Gerichte die Anwendung 
des Gemeinschaftsrechts. Dabei müs­
sen diese die Rechtsgrundlagen auch 
in einer gültigen Fassung und in der 
richtigen Auslegung zur Anwendung 
bringen. Nach den vom EuGH in der 
Rs C/LFIT16 entwickelten Kriterien 17 

muss ein konkret letztinstanzliches 
oder mit Gültigkeitsfragen des Ge­
meinschaftsrechts befasstes nationa­
les Gericht, das Gemeinschaftsrecht 
anwenden will, den EuGH im Vorab­
entscheidungsverfahren generell bei­
ziehen. 

Die Vorlagepflicht ist nur dann ent­
behrlich, wenn es sich um ein Proviso­
rialverfahren handelt, weiters bei dele­
gierter Gültigkeitskontrolle, wenn die 
Frage des Gemeinschaftsrechts nicht 
(mehr) entscheidungserheblich ist, 
wenn eine gesicherte Rechtsprechung 
des EuGH besteht oder wenn auch für 

Co ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

potenziell vorlageberechtigte Gerichte 
anderer Mitgliedstaaten und den EuGH 
selbst - je unter Bedachtnahme auf alle 
anderen Sprachfassungen, die beson­
dere Terminologie, den speziellen Zu­
sammenhang und den konkreten Ent­
wicklungsstand des Gemeinschafts­
rechts - keinerlei Raum für vernünftige 
Zweifel an der richtigen Lösung der 
Auslegung besteht. 

Daraus folgt, dass in der Gerichts­
barkeit grundsätzlich zwei Fehlerquel­
len auftreten können: Die Verletzung 
der Anwendungspflicht und jene der 
Vorlagepflicht. 

Will man also aus gemeinschafts­
rechtlicher Sicht eine "Bewertung" des 
Umgangs einzelner gerichtlicher Ent­
scheidungen oder gar der Rechtspre­
chung vornehmen, so muss zunächst 
festgelegt werden, ob einer bestimm­
ten gerichtlichen Entscheidung einer 
dieser Fehler innewohnt. 

Entbehrlich erscheint eine Differen­
zierung, wenn die Vorlagepflicht ver­
letzt wurde; unproblematisch ist die 
Entscheidung, wenn sie den C/LFIT-Kri­
terien bzw. den davon abweichenden 
Ausnahmefcillen Rechnung trägt, pro­
blematisch, wenn dies nicht zutrifft. 

Näher betrachtet werden soll für 
den Zweck dieser Studie der Aspekt 
der Anwendungspflicht: 

Problematisch ist eine Entschei­
dung, wenn sie sich mit anwendbarem 
Gemeinschaftsrecht überhaupt nicht 
befasst. Befasst sich die Entscheidung 
mit Gemeinschaftsrecht, soll geprüft 
werden, ob auch tatsächlich die zutre} 
fenden Rechtsgrundlagen in der durch 
den EuGH (letztgültig vor der nationa­
len Entscheidung) vorgegebenen Ausle­
gung angewendet wurden. War dies 
der Fall, ist die Entscheidung unpro­
blematisch; trifft dies jedoch nicht zu, 
dann könnte in weiterer Folge entwe­
der ein Vertragsverletzungsverfahren 
(bei Nichtanwendung des Gemein­
schaftsrechts in der letztgültigen Aus­
legung) oder ein Staathaftungsan­
spruch (bei offenkundigem und erheb­
lichen Überschreiten des Ermessens­
spielraums, - dies zu beurteilen ob­
liegt letztgültig ebenfalls dem EuGH -

13 Zu den Kriterien: Gesetzliche .. 14 Wohlfahrt, Jürgen in Grabitz-
Grundlage, ständige Einrichtung, ob- Hilf, Kommentar zur Europäischen 

16 EuGH 6.10.1982, Rs 283/81, 
C.I.L.F.I. T., Sig 1982, 3415, Rn 10. 

reits entschieden; richtige Anwen­
dung des Gemeinschaftsrechts ist 
derart offenkundig, dass keinerlei 
Raum für einen vernünftigen Zweifel 
für die Beantwortung der Frage 
bleibt. 

ligatorische Gerichtsbarkeit, streiti- Union, 1998, Art 177; Rn 44, EuGH 
ges Verfahren, Anwendung von 16.12.1981, Rs 244/80, Foglia/No-
Rechtsnormen; siehe auch Grabitz/ vello 1/, Sig 1981,3045, Rn 18. 
Hilf, Kommentar zur Europäischen 15 EuGH 3. 2.1977, Rs 52/72, Bene-
Union, Art 177 Rz 41 ff. detti, Sis 1971, 163, Rn 26 u Rn 27. 

Seite 204 

17 Diese lauten: Keine Entschei­
dungserheblichkeit der Frage; Frage 
war schon in einem gleich gelager­
ten Fall Gegenstand eines Verfah­
rens; EuGH hat die Rechtsfrage be-
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welcher der innerstaatlichen Behörde 
kraft Gemeinschaftsrecht eingeräumt 
ist) in Betracht gezogen werden. 

Kurzcharakteristik der 
Untersuchungen im Bereich der 
Gerichtsbarkeit 
Gegenstand der Untersuchung soll 
nach der gegenwärtigen Projektkonfi­
guration die zugängliche österreichi­
sche Judikatur der ordentlichen Gerich­
te, des VwGH und des VfGH sowie der 
weisungsfreien und zur Rechtsanwen­
dung in einem formlichen Verfahren be­
rufenen Spruchkörper im Rahmen der 
Verwaltung, die Gemeinschafts- und 
Unionsrecht anzuwenden haben und 
sich damit auseinander setzen müssen, 
sein. Es ist mangels Auffindbarkeit 
nicht möglich, Entscheidungen zu sich­
ten, die sich mit Gemeinschafts- oder 
Unionsrecht auseinander setzen hätten 
müssen, es aber nicht getan haben, es 
sei denn, dieser Mangel wird beispiels­
weise in der Literatur, in einem Amts­
haftungs- oder Staatshaftungsverfah­
ren besonders aufgezeigt. 

Die Grundlage der Erhebungen bil­
den alle in den Printmedien, im Rechts­
informationssystem des Bundes (RIS) 
und in der Rechtsdatenbank (RDB) ver­
ftigbaren Entscheidungen des VfGH, 
des VwGH und des OGH, je vom 1. 1. 
1995 bis 31. 12.2000. Aufgrund eines 
besonderen Erlasses des Bundesminis­
teriums ftir Justiz (BMJ)18 werden auch 
die unveröffentlichten Entscheidungen 
der ordentlichen Gerichte im Zeitraum 
vom 1. 7. 1999 bis 31. 12.2000 gesam­
melt.19 Überdies sollen auch alle von 
österreichischen Spruchkörpern dem 
EuGH zur Vorabentscheidung vorge­
legten Fragen im Zeitraum vom 1. 1. 
1995 bis 31. 12. 2000 gesichtet und so­
weit dies möglich ist, die dazu ergan­
genen Folgeentscheidungen der vorle­
genden Stellen beleuchtet werden. 

Die Analyse der Entscheidungen 
wird nach folgender Gliederung durch­
geftihrt: Nach einer Kurzdefinition des 
Sachverhalts, der Zusammenfassung 
der Begründung und des Ergebnisses 

der Entscheidung werden die im Urteil 
von der entscheidenden Behörde 
selbst bezeichneten wesentlichen na­
tionalen und gemeinschaftsrechtlichen 
Grundlagen angeftihrt. Anschließend 
werden die in der Entscheidung erör­
terten Rechtsprobleme aus der Sicht 
des Gemeinschaftsrechts dargestellt 
und in einer Bewertung allenfalls dar­
über hinausgehende gemeinschafts­
rechtliche und unionsrechtliche Fragen 
und Verbesserungspotentiale aufge­
zeigt. 

Als grundsätzliche Bewertungskri­
terien sind die Beachtung und die Ver­
letzung der Anwendungspflicht und 
der Vorlagepflicht geplant: 

Als unproblematisch einzustufen sind 
Urteile, die der Rechtsansicht im Sinne 
der gemeinschaftsrechtlichen und uni­
onsrechtlichen Rechtsgrundlagen in 
der Auslegung des EuGH einschließlich 
der CILF1T-Kriterien entsprechen; dar­
über hinaus aber auch jene, die eine 
wenn auch der Auslegung des EuGH 
nicht folgende, aber vertretbare 
Rechtsansicht im Sinne der gemein­
schaftsrechtlichen und unionsrechtli­
chen Rechtsgrundlagen in der Ausle­
gung des EuGH, ohne die CILFlT-Krite­
rien zu verletzen, wiedergeben. 

Als problematisch sollen vorerst jene 
Entscheidungen eingestuft werden, die 
gemeinschaftsrechtliche und unions­
rechtliche Rechtsgrundlagen ein­
schließlich der Judikatur des EuGH völ­
lig übersehen, nur teilweise berück­
sichtigen oder eine unrichtige und un­
vertretbare Rechtsansicht im Sinne der 
gemeinschaftsrechtlichen und unions­
rechtlichen Rechtsgrundlagen in der 
Auslegung des EuGH aussprechen. 
Überdies gelten jene Fälle als proble­
matisch, bei denen die Vorlagepflicht 
im Sinne der CILF1T-Kriterien verletzt 
wurde, denn Vorlagen sind nur dann 
entbehrlich, wenn die dem nationalen 
Gericht gestellte Frage nicht entschei­
dungserheblich20 ist, wenn die gestell­
te Frage bereits Gegenstand einer Aus­
legung durch den EuGH war21 oder die 
richtige Anwendung des Gemein-

* , ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

schaftsrechts derart offenkundig ist, 
dass ftir einen vernünftigen Zweifel 
keinerlei Raum bleibt22. Das Absehen 
von der Vorlage hat jedoch unter Be­
rücksichtigung der Eigenheiten2] des 
Gemeinschaftsrechts und den beson­
deren Schwierigkeiten seiner Ausle­
gung zu erfolgen. 

Für eine umfassende Evaluierung 
könnten - die Zustimmung des Bun­
desministeriums ftir Justiz vorausge­
setzt - in weiterer Folge bei den vom 
Erlass des BMJ betroffenen Gerichten 
Anfragen bzw. Interviews mit Richte­
rinnen mit dem Ziel durchgeftihrt wer­
den, ihre Ausbildung im Bereich des 
Europarechts und sonstige Berüh­
rungspunkte mit dem Gemeinschafts­
und Unionsrecht aufzuzeigen. So 
könnte ein allfälliger Bezug zur un/pro­
blematischen Anwendung hergestellt 
werden, allenfalls könnte ein Profil ftir 
eine Verbreiterung der Ausbildung im 
Bereich des Gemeinschafts- und Uni­
onsrechts erstellt werden. 

Mag. Bedapna Bapuly arbeitet an 
der Forschungsstelle für institutio­
nellen Wandel und europäische 
Integration der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften. 

18 JABI1999,41/14. 
19 Unter Berücksichtigung aller Da­
tenschutzaspekte werden uns diese 
anonymisierten Entscheidungen zur 
Verfügung gestellt. 

22 Die Feststellung, dass die richti­
ge Anwendung des Gemeinschafts­
rechts so offenkundig ist, dass kei­
nerlei Raum für einen vernünftigen 
Zweifel an der Entscheidung der ge­
stellten Frage bleibt, ist an objekti­
ven Kriterien zu messen und kann 
daher nur angenommen werden, 
wenn das innerstaatliche Gericht 

überzeugt ist, dass auch für Gerich­
te der übrigen Mitgliedstaaten und 
den EuGH die gleiche Gewissheit 
bestünde. EuGH 6.10.1982, Rs 283/ 
81, C1.L.F.I. T., Sig 1982,3415, Rn 16. 

erfordert die Auslegung einer ge­
meinschaftsrechtlichen Vorschrift 
den Vergleich ihrer sprachlichen 
Fassungen. 

20 EuGH 6.10.1982, Rs 283/81, 
C. I. L.F. I. T., Sig 1982, 3415, Rn 10. 
21 EuGH 6.10.1982, Rs 283/81, 
C.I.L.F.I. T., Sig 1982, 3415, Rn 13. 
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23 Die Vorschriften des Gemein­
schaftsrechts sind in zwölf Sprachen 
abgefasst; alle Sprachversionen sind 
gleichermaßen verbindlich, daher 
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Eine Charta der 
Grundrechte für die EU 
Entwicklungen - Probleme - Perspektiven 

Die ersten konkreten Initiativen zur 
Ausstattung der Europäischen Union 
(EU) mit einem Grundrechtskatalog 
sind in den Achtziger- und Neunziger­
jahren vom Europäischen Parlament 
ausgegangen:1 Schon im Entwurfftir ei­
nen Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Union aus 19842 war ein Pro­
gramm zur stufenweisen Einftihrung 
eines Grundrechtskataloges vorgese­
hen.3 ln einer Erklärung des Parlaments 
aus dem Jahre 19894 war ein ausgear­
beiteter Grundrechtskatalog enthalten, 
der in veränderter Form in den Entwurf 
einer Europäischen Verfassung aus 
19945 Eingang fand. 

Nach der weit gehenden Vollen­
dung des Binnenmarktes und der Ein­
ftihrung der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion ist das Vorhaben einer 
Grundrechtscharta erneut aktuell ge­
worden. Entsprechend ihrem sozialpo­
litischen Aktionsprogramm 1998-2000 
setzte die Kommission eine Experten­
gruppe aus acht Wissenschaftern ein, 
die im Februar 1999 ihren Bericht "Die 
Grundrechte in der Europäischen Uni­
on verbürgen - Zeit zum Handeln" vor­
gelegt hat. .. 

Ein vom Gipfel des Europäischen 
Rates am 3. und 4. Juni 1999 in Köln 

gefasster Beschluss zur Ausarbeitung 
einer Grundrechts-Charta ist durch den 
Europäischen Rat von Tampere am 15. 
und 16. Oktober 1999 durch Einset­
zung eines aus 62 Mitgliedern beste­
henden Gremiums umgesetzt worden. 
Das Gremium ("Konvent") besteht aus 
62 Mitgliedern.6 Es soll rechtzeitig zur 
Tagung des Europäischen Rates unter 
französischem Vorsitz im Dezember 
2000 einen Entwurf einer Grundrechts­
Charta vorlegen, der dann gemeinsam 
mit dem Europäischen Rat und der 
Kommission als "Charta der Grund­
rechte der Europäischen Union" feier­
lich proklamiert werden soll. Im An­
schluss daran soll geprüft werden, ob 
und gegebenenfalls auf welche Weise 
diese Charta in die Verträge aufgenom­
men werden kann. 

Das Konvent hat seine Beratungen 
in Transparenz geftihrt und am 28. 9. 
2000 einen endgültigen Entwurf einer 
Charta der Grundrechte der Europä­
ischen Union vorgelegt? 

Zu erwähnen ist eine Entschließung 
des Europäischen Parlaments aus 
1999,8 die für die zu erarbeitende 
Grundrechts-Charta volle Rechtsver­
bindlichkeit, die Aufnahme in den Ver­
trag über die Europäische Union, den 

Beitritt der EU zur MRK und den Zu­
gang aller Personen unter dem Schutz 
der Charta zum EuGH verlangt. 

Die Charta besteht aus einer Präam­
bel und VII Kapiteln mit insgesamt 54 
Artikeln. In der Präambel werden die 
Würde des Menschen, die Freiheit, 
Gleichheit und Solidarität, die Grund­
sätze der Demokratie und Rechtsstaat­
lichkeit als gemeinsame Werte der Völ­
ker Europas angesprochen, zu deren 
Erhaltung und Entwicklung unter Ach­
tung der Vielfalt der Kulturen und Tra­
ditionen, der nationalen Identität der 
Mitgliedstaaten und der Organisation 
ihrer staatlichen Gewalt auf nationaler, 
regionaler und lokaler Ebene die Union 
beiträgt. Die Union soll eine ausgewo­
gene und nachhaltige Entwicklung för­
dern und den freien Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr so­
wie die Niederlassungsfreiheit sicher­
stellen. Unter Achtung der Zuständig­
keiten und Aufgaben der Gemeinschaft 
und der Union und des Subsidiaritäts­
prinzips versteht sich die Charta als 
Mittel der Sichtbarmachung, der 
Schutzverstärkung und der Bekräfti­
gung jener Rechte, die sich vor allem 
aus den gemeinsamen Verfassungstra­
ditionen und den gemeinsamen inter­
nationalen Verpflichtungen der Mit­
gliedstaaten, aus dem Vertrag über die 
Europäische Union und den Gemein­
schaftsverträgen, aus der MRK, aus den 
von der Gemeinschaft und dem Europa­
rat beschlossenen Sozialchartas sowie 
aus der Rechtsprechung des EuGH und 
des EGM ergeben. 

Das I. Kapitel (,dignity') handelt 
von der Unantastbarkeit, der Achtung 
und dem Schutz der Menschenwürde 
(Art 1), vom Recht auf Leben (Art 2)9, 
auf körperliche und geistige Unver-

1 Zur Geschichte der Bemühungen 
um eine Grundrechte-Charta für die 
EU siehe insbes Däubler-Gmelin, 
Vom Marktbürger zum EU-Bürger. 
Plädoyer für eine Grundrechte-Char­
ta der Europäischen Union, FAZ Nr 7 
vom 10.1.2000, 511; lose! Franz Lind­
ner, EG-Grundrechtscharta und ge­
meinschaftsrechtlicher Kompetenz­
vorbehalt, DÖV 2000,543; IngolfPer­
nice, Eine Grundrechte-Charta für die 
Europäische Union, DVB12000, 847; 
Theodor Schilling, Bestand und allge­
meine Lehren der bürgerschützen­
den allgemeinen Rechtsgrundsätze 
des Gemeinschaftsrechts, EuGRZ 
2000,3 (41). 

men. Die Teilgemeinschaften (EWG, 
EGK5, EAG) wären in der EU aufge­
gangen. Bzgl der Grundrechte ent­
hielt Art 4 folgende Bestimmungen: 
Die Union schützt die Würde des Ein­
zelnen und räumt jeder unter ihrer 
Rechtshoheit stehenden Person die 
Grundrechte und Grundfreiheiten 
ein, die sich insbesondere aus den 
gemeinsamen Grundsätzen der Ver­
fassungen der Mitgliedstaaten und 
der MRK ergeben (Abs 1). Die Union 
verpflichtet sich, die wirtschaftli-

Jahren beschließt die Union über ih­
ren Beitritt zu den vorgenannten in­
ternationalen Vertragswerken sowie 
zu den Pakten der Vereinten Natio­
nen über bürgerliche und politische 
Rechte und über wirtschaftliche, so­
ziale und kulturelle Rechte. Inner­
halb der gleichen Frist verabschiedet 
die Union nach dem in Art 84 dieses 
Vertrages vorgesehenen Vertragsän­
derungsverfahrens ihre eigene 
Grundrechtserklärung (Abs 3). 

ter des Europäischen Parlaments, 30 
(je 2) Mitglieder der Parlamente der 
Mitgliedstaaten. Als Beobachter sind 
2 Vertreter des Gerichtshofs der Eu­
ropäischen Gemeinschaften und 2 
Vertreter des Europarates, davon 1 
Vertreter des Europäischen Gerichts­
hofes für Menschenrechte, beizu­
ziehen. 
7 Charta 4487/00, Convent 50 
(fundamental.rights@consilium. 
eu.int). 

2 ABI EG vom 19. 3. 1984 Nr C n 5 33. 
3 Nach Art 6 des Entwurfes sollte 
der EU Rechtspersönlichkeit zukom-
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".ehen, sozialen und kulturellen 
"Rechte, die sich aus den Verfassun­
gen der Mitgliedstaaten und der Eu­
ropäischen Sozialcharta ergeben, 
nach Maßgabe ihrer Zuständigkeiten 
aufrechtzuerhalten und auszubauen 
(Abs 2). Innerhalb einer Frist von fünf 

4 ABI EG vom 16. 5. 1989 Nr C 120, 
551. 

5 ABI EG vom 10. 2. 1994 Nr C 61, 
5155. 
6 15 Beauftragte der 5taats- und Re­
gierungschefs der Mitgliedstaaten, 
1 Beauftragter des Präsidenten der 
Europäischen Kommission, 16 Vertre-

8 EP, Entschließung vom 16. 3. 2000, 
zur Erarbeitung einer Charta der 
Grundrechte der Europäischen Uni­
on, C5-0058/99 -199912064 (C05). 
9 Ausdrücklich festgelegt ist auch 
das Verbot der Todesstrafe und der 
Hinrichtung. 
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sehrtheit (Art 3)10, vom Verbot der Fol­
ter und unmenschlicher oder erniedri­
gender Strafe oder Behandlung (Art 4), 
der Sklaverei und der Zwangsarbeit 
(Art 5)11. 

Im ll. Kapitel (,freedoms') werden 
folgende Grundrechte verankert: das 
Recht auf Freiheit und Sicherheit (Art 
6), auf Achtung des Privat- und Famili­
enlebens (Art 7)12, auf Schutz perso­
nenbezogener Daten (Art 8)13, das 
Recht, eine Ehe einzugehen und eine 
Familie zu gründen (Art 9)14, das Recht 
auf Gedanken-, Gewissens- und Religi­
onsfreiheit (Art 10)15, die Freiheit der 
Meinungsäußerung und die Informati­
onsfreiheit (Art 11)16, die Versamm­
lungs- und Vereinigungsfreiheit (Art 

12)17, die Freiheit von Kunst und Wis­
senschaft (Art 13)18, das Recht auf Bil­
dung (Art 14)19, die Berufsfreiheit und 
das Recht zu arbeiten (Art 15)20, die un­
ternehmerische Freiheit (Art 16)21, das 
Eigentumsrecht (Art 17)22 sowie das 
Recht auf Asyl (Art 18)23 und auf Schutz 
bei Abschiebung, Ausweisung und Aus­
lieferung (Art 19)24. 

älterer Menschen (Art 25)29 sowie das 
Recht auf Integration von Menschen 
mit Behinderung (Art 25)30. 

Im IV. Kapitel (,solidarity') sind 
Grundrechte des Arbeitslebens und so­
zialstaatliche Garantien vorgesehen: 
das Recht auf Unterrichtung und Anhö­
rung der Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer im Unternehmen (Art 
27)31, auf Kollektiwerhandlungen und 
Kollektivmaßnahmen (Arbeitskampf) 
(Art 28)32, auf Zugang zu einem Ar­
beitsvermittlungsdienst (Art 29)33, auf 
Schutz im Falle ungerechtfertigter Ent­
lassung (Art 30)34, auf gerechte und an­
gemessene Arbeitsbedingungen (Art 
31)35, Verbot der Kinderarbeit und An­
spruch auf Schutz der Jugendlichen am 

Das 111. Kapitel (,equality') enthält 
Gleichbehandlungsgarantien und Ge­
währleistungsansprüche: Gleichheit 
vor dem Gesetz (Art 20)25, Anspruch 
auf Nichtdiskriminierung (Art 21)26, 
Achtung der Vielfalt der Kulturen, Reli­
gionen und Sprachen (Art 22), Gleich­
heit von Männern und Frauen (Art 
23)27, Rechte der Kinder (Art 24)28 und 

! •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

10 Im Rahmen der Medizin und Bio­
logie muss insbesondere Folgendes 
beachtet werden: die freie Einwilli­
gung der betroffenen Person nach 
vorheriger Aufklärung entsprechend 
den gesetzlich festgelegten Maß­
nahmen; das Verbot eugenischer 
Praktiken, insbesondere solcher, weI­
che die Selektion von Personen zum 
Ziel haben; das Verbot, den mensch­
lichen Körper und Teile davon als sol­
che zur Erzielung von Gewinnen zu 
nutzen; das Verbot des reprodukti­
ven Klonens von Menschen. 
11 Einschließlich des Menschenhan­
dels. 
12 Sowie der Wohnung und der 
Kommunikation. 
13 Mit der Auflage, dass solche Da­
ten nur nach Treu und Glauben für 
festgelegte Zwecke und mit Einwilli­
gung der betroffenen Person oder 
auf einer sonstigen gesetzlich gere­
gelten legitimen Grundlage verar­
beitet werden dürfen, dass jede Per­
son das Recht hat, Auskunft über die 
sie betreffenden erhobenen Daten 
zu erhalten und die Berichtigung der 
Daten zu erwirken, und dass die Ein­
haltung dieser Vorschrift von einer 
unabhängigen Stelle zu überwachen 
ist. 
14 Nach Maßgabe der einzeIstaatli­
chen Gesetze, die die Ausübung die­
ser Rechte regeln. 
15 Die Anerkennung des Rechts auf 
Wehrdienstverweigerung aus Ge­
wissensgründen bleibt der Regelung 
durch die einzelstaatlichen Gesetze 
überlassen. 
16 Dazu gehört auch die Achtung 
der Freiheit der Medien und ihrer 
Pluralität. 
17 Mit ausdrücklichem Bezug auf 
den politischen, gewerkschaftlichen 
und zivilgesellschaftlichen Bereich 
sowie mit einer institutionellen Ver­
ankerung der politischen Parteien 
auf der Ebene der Union, die dazu 
beitragen, den politischen Willen der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbür­
ger zum Ausdruck zu bringen. 
18 In folgender lapidarer Formulie­
rung: "Kunst und Forschung sind 
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frei. Die akademische Freiheit wird 
geachtet." 
19 Einschließlich des Zuganges zur 
beruflichen Aus- und Weiterbildung 
und der Möglichkeit der unentgeltli­
chen Teilnahme am Pflichtschulun­
terricht. Die Freiheit zur Gründung 
von Lehranstalten "unter Achtung 
der demokratischen Grundsätze" so­
wie das Recht der Eltern, die Erzie­
hung und den Unterricht ihrer Kin­
der entsprechend ihren eigenen reli­
giösen, weltanschaulichen und erzie­
herischen Überzeugungen sicherzu­
stellen, werden nach den einzeI­
staatlichen Gesetzen für ihre Aus­
übung geachtet. 
20 Danach hat jede Person das 
Recht zu arbeiten und einen frei ge­
wählten oder akzeptierten Beruf 
auszuüben. Alle Unionsbürger haben 
die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat 
Arbeit zu suchen, zu arbeiten, sich 
niederzulassen oder Dienstleistun­
gen zu erbringen. Die Staatsangehö­
rigen dritter Länder, die im Hoheits­
gebiet der Mitgliedstaaten arbeiten 
dürfen, haben Anspruch auf Arbeits­
bedingungen, die denen der Unions­
bürgerinnen und Unionsbürger ent­
sprechen. 
21 Sie wird nach dern Gemein­
schaftsrecht und den einzeIstaatli­
chen Rechtsvorschriften und Gepflo­
genheiten anerkannt. 
22 Mit folgenden, relativ ausführli­
chen Bestimmungen: Jede Person 
hat das Recht, ihr rechtmäßig er­
worbenes Eigentum zu besitzen, zu 
nutzen, darüber zu verfügen und es 
zu vererben. Niemandem darf sein 
Eigentum entzogen werden, es sei 
denn aus Gründen des öffentlichen 
Interesses in den Fällen und unter 
den Bedingungen, die in einem Ge­
setz vorgesehen sind, sowie gegen 
eine rechtzeitige angemessene Ent­
schädigung für den Verlust des Ei­
gentums. Die Nutzung des Eigen­
tums kann gesetzlich geregelt wer­
den, soweit dies im Allgemeininter­
esse erforderlich ist (Abs 1). Geisti­
ges Eigentum wird geschützt 
(Abs 2). 

23 Es wird nach Maßgabe des Gen­
fer Abkommens und des Protokolls 
über die Rechtsstellung der Flücht­
linge sowie gemäß dem Vertrag zur 
Gründung der EU gewährleistet. 
24 Verbot von Kollektivausweisun­
gen und Verbot des Refoulement. 
25 "Alle Personen sind vor dem Ge­
setz gleich". 
26 Verbot der Diskriminierung ins­
besondere wegen des Geschlechts, 
der Rasse, der Hautfarbe, der ethni­
schen oder sozialen Herkunft, der 
genetischen Merkmale, der Sprache, 
der Religion oder der Weltanschau­
ung, der politischen oder sonstigen 
Anschauung, der Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behin­
derung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung (Abs 1).lm Anwen­
dungsbereich des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft und des Vertrages über 
die EU ist unbeschadet der besonde­
ren Bestimmungen dieser Verträge 
jede Diskriminierung aus Gründen 
der Staatsangehörigkeit verboten 
(Abs2). 
27 Sie ist in allen Bereichen, auch 
auf dem Gebiet der Beschäftigung, 
der Arbeit und des Arbeitsentgelts, 
sicherzustellen. Der Grundsatz der 
Gleichheit steht der Beibehaltung 
oder der Einführung spezifischer 
Vergünstigungen für das unterreprä­
sentierte Geschlecht nicht entgegen. 
28 Kinder haben Anspruch auf 
Schutz und Fürsorge, die für ihr 
Wohlergehen notwendig sind. Sie 
können ihre Meinung frei äußern. 
Ihre Meinung wird in den Angele­
genheiten, die sie betreffen, in einer 
ihrem Alter und ihrem Reifegrad 
entsprechenden Weise berücksich­
tigt (Abs 1). Bei allen Kinder betref­
fenden Maßnahmen öffentlicher 
oder privater Einrichtungen muss 
das übergeordnete Interesse des 
Kindes eine vorrangige Erwägung 
sein (Abs 2). Jedes Kind hat An­
spruch auf regelmäßige persönliche 
Beziehungen und direkte Kontakte 
zu beiden Elternteilen, es sei denn, 

dies steht seinen Interessen ent­
gegen (Abs 3). 
29 Die Union anerkennt und achtet 
das Recht älterer Menschen auf ein 
würdiges und unabhängiges Leben 
und aufTeiInahme am sozialen und 
kulturellen Leben. 
30 Die Union anerkennt und achtet 
den Anspruch von Menschen mit Be­
hinderung auf Maßnahmen zur Ge­
währleistung ihrer Eigenständigkeit, 
ihrer sozialen und beruflichen Ein­
gliederung und ihrer Teilnahme am 
Leben der Gemeinschaft. 
31 Für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer oder ihre Vertreter 
muss auf jeweils entsprechender 
Ebene eine rechtzeitige Unterrich­
tung und Anhörung in den Fällen 
und unter den Voraussetzungen ge­
währleistet sein, die nach dem Ge­
meinschaftsrecht und nach den ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften 
und Gepflogenheiten vorgesehen 
sind. 
32 Die Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer sowie die Arbeitgeberin­
nen und Arbeitgeber oder ihre jewei­
ligen Organisationen haben nach 
dem Gemeinschaftsrecht und den 
einzelstaatlichen Gepflogenheiten 
das Recht, auf jeweils entsprechen­
der Ebene Tarifverträge auszuhan­
deln und zu schließen, sowie bei In­
teressenkonflikten kollektive Maß­
nahmen zur Verteidigung ihrer Inter­
essen, einschließlich Streiks, zu er­
greifen. 
33 Jede Person hat das Recht auf 
Zugang zu einem unentgeltlichen 
Arbeitsvermittlungsdienst. 
34 Jede Arbeitnehmerin und jeder 
Arbeitnehmer hat nach dem Ge­
meinschaftsrecht und den einzeI­
staatlichen Rechtsvorschriften und 
Gepflogenheiten Anspruch auf 
Schutz vor ungerechtfertigter Entlas­
sung. 
35 Recht auf gesunde, sichere und 
würdige Arbeitsbedingungen (Abs 1) 
sowie das Recht auf Begrenzung der 
Höchstarbeitszeit, auftägliche und 
wöchentliche Ruhezeiten sowie auf 
bezahlten Jahresurlaub. 
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Arbeitsplatz (Art 32)36, Anspruch auf 
Schutz des Familien- und Berufslebens 
(Art 33)37, auf soziale Sicherheit und 
soziale Unterstützung (Art 34)38, auf 
Schutz der Gesundheit (Art 35)39, auf 
Zugang zu Dienstleistungen von allge­
meinem wirtschaftlichen Interesse (Art 
36)40, auf Schutz der Umwelt (Art 37)41 
und der Verbraucher (Art 38)42. 

Das V. Kapitel (,citizens' rights') 
handelt von den politischen Rechten 
der Unionsbürger. Sie umfassen das 

Wahlrecht bei den Wahlen zum Euro­
päischen Parlament (Art 39)43, das 
Recht auf eine gute Verwaltung (Art 
41)44 und auf Zugang zu Dokumenten 
(Art 42)45, die Einrichtung eines Bürger­
beauftragten (Art 43)46, das Petitions­
recht (Art 44)47, die Freizügigkeit und 
Aufenthaltsfreiheit (Art 45)48 sowie das 
Recht auf diplomatischen und konsula­
rischen Schutz (Art 46)49. 

men Rechtsbehelf und auf Entschei­
dung durch ein unparteiisches Gericht 
(Art 47)50, die Unschuldsvermutung 
und die Verteidigungsrechte (Art 48)51, 
die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit 
und der Verhältnismäßigkeit im Straf­
prozess (Art 49)52 und das Verbot des 
ne bis in idem (Art 50)53. 

Das abschließende Kapitel VII (,ge­
neral provisions') betrifft den Anwen­
dungsbereich der Charta (Art 51 )54, 
die Tragweite der garantierten Rechte 

36 Zahlenmäßig bestimmte Alters­
grenzen sind nicht vorgesehen. Art 
32 lautet: Kinderarbeit ist verboten. 
Unbeschadet günstigerer Vorschrif­
ten für Jugendliche und abgesehen 
von begrenzten Ausnahmen darf das 
Mindestalter für den Eintritt in das 
Arbeitsleben das Alter, in dem die 
Schulpflicht endet, nicht unterschrei­
ten. Zur Arbeit zugelassene Jugendli­
che müssen ihrem Alter angepasste 
Arbeitsbedingungen erhalten und 
vor wirtschaftlicher Ausbeutung und 
vor jeder Arbeit gesch ützt werden, 
die ihre Sicherheit, ihre Gesundheit, 
ihre körperliche, geistige, sittliche 
oder soziale Entwicklung beeinträch­
tigen oder ihre Erziehung gefährden 
könnte. 
37 Der rechtliche, wirtschaftliche 
und soziale Schutz der Familie wird 
gewährleistet (Abs 1). Um Familien­
und Berufsleben miteinander in Ein­
klang bringen zu können, hat jede 
Person das Recht auf Schutz vor Ent­
lassung aus einem mit der Mutter­
schaft zusammenhängenden Grund 
sowie den Anspruch auf einen be­
zahlten Mutterschaftsurlaub und 
auf einen Elternurlaub nach der Ge­
burt oder Adoption eines Kindes. 
38 Die Union anerkennt und achtet 
das Recht auf Zugang zu den Lei­
stungen der sozialen Sicherheit und 
zu den sozialen Diensten, die in Fäl­
len wie Mutterschaft, Krankheit, Ar­
beitsunfall, pflegebedürftigkeit oder 
im Alter sowie bei Verlust des Ar­
beitsplatzes Schutz gewährleisten, 
nach Maßgabe des Gemeinschafts­
rechts und der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogen­
heiten (Abs 1). Jede Person, die in der 
Union ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
hat und ihren Aufenthalt rechtmä­
ßig wechselt, hat Anspruch auf Lei­
stungen der sozialen Sicherheit und 
die sozialen Vergünstigl!ngen nach 
dem Gemeinschaftsrecht und den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
und Gepflogenheiten (Abs 2). Um die 
soziale Ausgrenzung und die Armut 
zu bekämpfen, anerkennt und achtet 
die Union das Recht auf eine soziale 
Unterstützung und eine Unterstüt­
zung für die Wohnung, die allen, die 
nicht über ausreichende Mittel ver­
fügen, ein menschenwürdiges Da­
sein sicherstellen sollen, nach Maß­
gabe des Gemeinschaftsrechts und 
der einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften und Gepflogenheiten. 
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Kapitel VI (,justice') enthält Verfah­
rensrechte: das Recht auf einen wirksa-

39 Jede Person hat das Recht auf 
Zugang zur Gesundheitsvorsorge 
und auf ärztliche Versorgung nach 
Maßgabe der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogen­
heiten. Bei der Festlegung und 
Durchführung aller Politiken und 
Maßnahmen der Union wird ein ho­
hes Gesundheitsschutzniveau sicher­
gestellt. 
40 Die Union anerkennt und achtet 
den Zugang zu den Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse, wie er durch die einzeI­
staatlichen Rechtsvorschriften und 
Gepflogenheiten im Einklang mit 
dem Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft geregelt ist, 
um den sozialen und territorialen 
Zusammenhalt der Gemeinschaft zu 
fördern. 
41 Ein hohes Umweltschutzniveau 
und die Verbesserung der Umwelt­
qualität müssen in die Politiken der 
Union einbezogen und nach dem 
Grundsatz der nachhaltigen Ent­
wicklung sichergestellt werden. 
42 Die Politiken der Union stellen 
ein hohes Verbraucherschutzniveau 
sicher. 
43 Die Unionsbürgerinnen und Uni­
onsbürger besitzen in dem Mitglied­
staat, in dem sie ihren Wohnsitz ha­
ben, das aktive und passive Wahl­
recht bei den Wahlen zum Europäi­
schen Parlament, wobei für sie die­
selben Bedingungen gelten wie für 
die Angehörigen des betreffenden 
Mitgliedstaates (Abs 1). Die Mitglie­
der des Europäischen Parlaments 
werden in allgemeiner, unmittelba­
rer, freier und geheimer Wahl ge­
wählt (Abs 2). 
44 Jede Person hat ein Recht darauf, 
dass ihre Angelegenheiten von den 
Organen und Einrichtungen der Uni­
on unparteiisch, gerecht und inner­
halb einer angemessenen Frist be­
handelt werden (Abs 1). Dieses Recht 
umfasst insbesondere das Recht 
einer jeden Person, gehört zu wer­
den, bevor ihr gegenüber eine für sie 
nachteilige individuelle Maßnahme 
getroffen wird; das Recht einer jeden 
Person auf Zugang zu den sie betref­
f~nden Akten unter Wahrung des le­
gitimen Interesses der Vertraulich­
keit sowie des Berufs- und Ge­
schäftsgeheimnisses; sowie die Ver­
pflichtung der Verwaltung, ihre Ent­
scheidungen zu begründen (Abs 2). 
Jede Person hat Anspruch darauf, 

dass die Gemeinschaft den durch ih­
re Organe oder Bediensteten in Aus­
übung ihrer Amtstätigkeit verur­
sachten Schaden nach den allgemei­
nen Rechtsgrundsätzen ersetzt, die 
den Rechtsordnungen der Mitglied­
staaten gemeinsam sind (Abs 3). Je­
de Person kann sich in einer der 
Sprachen der Verträge an die Organe 
der Union wenden und muss eine 
Antwort in derselben Sprache erhal­
ten (Abs4). 
45 Die Unionsbürgerinnen und Uni­
onsbürger sowie jede natürliche 
oder juristische Person mit Wohnsitz 
oder satzungsmäßigem Sitz in 
einem Mitgliedstaat haben das 
Recht auf Zugang zu den Dokumen­
ten des Europäischen Parlaments, 
des Rates und der Kommission. 
46 Die Unionsbürgerinnen und Uni­
onsbürger sowie jede natürliche 
oder juristische Person mit Wohnsitz 
oder satzungsmäßigem Sitz in 
einem Mitgliedstaat haben das 
Recht, den Bürgerbeauftragten der 
Union im Falle von Missständen bei 
der Tätigkeit der Organe und Einrich­
tungen der Gemeinschaft, mit Aus­
nahme des Gerichtshofs und des Ge­
richts erster Instanz in Ausübung ih­
rer Rechtsprechungsbefugnisse, zu 
befassen. 
47 Die Unionsbürgerinnen und Uni­
onsbürger sowie jede natürliche 
oder juristische Person mit Wohnsitz 
oder satzungsmäßigem Sitz in 
einem Mitgliedstaat haben das 
Recht, eine Petition an das Europäi­
sche Parlament zu richten. 
48 Die Unionsbürgerinnen und Uni­
onsbürger haben das Recht, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
frei zu bewegen und aufzuhalten 
(Abs 1). Staatsangehörigen dritter 
Länder, die sich rechtmäßig im Ho­
heitsgebiet eines Mitgliedstaates 
aufhalten, kann gemäß dem Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft Freizügigkeit und Auf­
enthaltsfreiheit gewährt werden 
(Abs 2). 
49 Die Unionsbürgerinnen und Uni­
onsbürger genießen im Hoheitsge­
biet eines Drittlandes, in dem der 
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehö­
rigkeit sie besitzen, nicht vertreten 
ist, den Schutz der diplomatischen 
und konsularischen Stellen eines je­
den Mitgliedstaates unter denselben 
Bedingungen wie Staatsangehörige 
dieses Staates. 

50 Jede Person, deren durch das 
Recht der Union garantierte Rechte 
oder Freiheiten verletzt worden sind, 
hat das Recht, nach Maßgabe der in 
diesem Artikel vorgesehenen Bedin­
gungen bei einem Gericht einen 
wirksamen Rechtsbehelf einzulegen 
(Abs 1). Jede Person hat ein Recht 
darauf, dass ihre Sache von einem 
unabhängigen, unparteiischen und 
zuvor durch Gesetz errichteten Ge­
richt in einem fairen Verfahren, öf­
fentlich und innerhalb angemesse­
ner Frist verhandelt wird. Jede Per­
son kann sich beraten, verteidigen 
und vertreten lassen (Abs 2). Perso­
nen, die nicht über ausreichende 
Mittel verfügen, wird Prozesskosten­
hilfe bewilligt, soweit diese Hilfe er­
forderlich ist, um den Zugang zu den 
Gerichten wirksam zu gewährleisten 
(Abs 3). 
51 Jede angeklagte Person gilt bis 
zum rechtsförmlich erbrachten Be­
weis ihrer Schuld als unschuldig 
(Abs 1). Jeder angeklagten Person 
wird die Achtung der Verteidigungs­
rechte gewährleistet (Abs 2). 
52 Niemand darf wegen einer 
Handlung oder Unterlassung verur­
teilt werden, die zurzeit ihrer Bege­
hung nach innerstaatlichem oder in­
ternationalem Recht nicht strafbar 
war. Es darf auch keine schwerere 
Strafe als die zurzeit der Begehung 
angedrohte Strafe verhängt werden. 
Wird nach Begehung dieser Straftat 
durch Gesetz eine mildere Strafe ein­
geführt, so ist diese zu verhängen 
(Abs 1). Dieser Artikel schließt nicht 
aus, dass eine Person wegen einer 
Handlung oder Unterlassung verur­
teilt oder bestraft wird, die zurzeit 
ihrer Begehung nach den allgemei­
nen, von der Gesamtheit der Natio­
nen anerkannten Grundsätzen straf­
bar war (Abs 2). Das Strafmaß darf 
gegenüber der Straftat nicht unver­
hältnismäßig sein (Abs 3). 
53 Niemand darf wegen einer Straf­
tat, derentwegen er bereits in der 
Union rechtskräftig verurteilt oder 
freigesprochen worden ist, in einem 
Strafverfahren erneut verfolgt oder 
bestraft werden. 
54 Sie gilt für die Organe und Ein­
richtungen der Union unter Einhal­
tung des Subsidiaritätsprinzips und 
für die Mitgliedstaaten ausschließ­
lich bei der Durchführung des Rechts 
der Union. Dem entsprechend ach­
ten sie die Rechte, halten sich an die 
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(Art 52)55, das Schutzniveau (Art 53)5G 
und das Verbot des Missbrauchs der 
Rechte (Art 54)57. 

So viel über die Vorgeschichte und 
den aktuellen Stand des Entwurfes der 
Charta. Es ist damit zu rechnen, dass 
die Charta - vorläufig - nicht als ver­
bindliche Grundrechtsquelle, sondern 
nur als unverbindliche Proklamation 
beschlossen wird. Die Auffassungen 
über das Vorhaben sind geteilt. Es gibt 
zahlreiche kritische Stimmen, die bei­
den Varianten skeptisch gegenüberste­
hen: Eine Proklamation ohne Rechts­
verbindlichkeit sei den Aufwand nicht 
wert, und eine Kodifikation verbindli­
chen Charakters würde mehr Probleme 
schaffen als lösen. Es trifft zu, dass die 
Ausstattung der Charta mit Rechtsver­
bindlichkeit Fragen von grundsätzli­
cher Bedeutung aufwerfen und Schwie­
rigkeiten im Detail bereiten würde, die 
beim gegebenen Stand des Gemein­
schaftsrechts juristisch kaum zu bewäl­
tigen wären. 

Andererseits besteht die Überzeu­
gung von der Notwendigkeit der Schaf­
fung eines Grundrechtskataloges als 
Teil des Verfassungsprozesses der EU 
und der Europäischen Gemeinschaften. 
Die EU ist zwar weder ein Staat noch 
ist sie in ihren Entwicklungszielen auf 
Staatlichkeit ausgelegt. Selbst wenn 
einmal der Status einer politischen 
Union erreicht sein wird, wird es sich 
weder um einen Zentralstaat noch um 
einen Bundesstaat noch um einen Staa­
tenbund, sondern weiterhin um einen 
"Staatenverbund"58 mit deutlich verän­
derter Staatlichkeit der Mitgliedstaa­
ten handeln. Der Staat als territorialer 
Herrschaftsverband, wie er uns seit der 
Renaissance geläufig ist, ändert sein 

Gesicht und seine Substanz. Das gilt im 
besonderen Maße ftir die Mitgliedstaa­
ten der Europäischen Gemeinschaften 
mit den im Zuge der Integration statt­
findenden Transfers von Souveränitäts­
rechten. 

Im Verlauf dieser Entwicklungen 
ändern sich auch die Funktionen von 
Verfassungen. Die Organisation und 
Beschränkung politischer Herrschaft 
als Hauptaufgabe von Verfassungen 
wird durch richtunggebende und ga­
rantierende Funktionen ergänzt und 
ist künftig nicht allein staatsbezogen, 
sondern überall dort gefragt, wo sich 
politische Herrschaft und öffentliche 
Autorität bilden. Das trifft in zuneh­
mendem Maße auch ftir die Europä­
ischen Gemeinschaften zu. Sachlich zu­
treffend, wenn auch terminologisch 
nicht optimal,59 wird in diesem Zusam­
menhang von "Gemeinschaftsgewalt" 
gesprochen. 

Öffentliche Autorität bedarf der In­
stitutionalisierung, der Begrenzung 
und der Indienstnahme ftir Grundwer­
te. In diesem Sinne braucht auch die 
EU mit ihren Gemeinschaften eine 
"Verfassung" zum Zwecke der Wert­
orientierung, Integration und Legiti­
mierung. Die institutionellen Regelun­
gen und Aufgabenbestimmungen der 
Gründungsverträge erftillen bereits 
wesentliche Verfassungsfunktionen. 
Zu einer kompletten Grundordnung 
gehört jedoch auch ein Katalog der 
Grundrechte, wie er in der Charta ent­
halten ist. Die Schaffung eines Grund­
rechtskataloges ftir die EU ist ein 
Schritt, der langfristig in der Logik des 
Integrationsprozesses liegt. Die Pro­
bleme und Schwierigkeiten, die damit 
im Grundsätzlichen und im Detail ver-
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bunden sind, lassen es sinnvoll erschei­
nen, wenn die Charta zunächst nicht in 
voller Rechtsverbindlichkeit, sondern 
vorerst als Proklamation verabschiedet 
wird. Damit kann sie bereits Impulse 
ftir die Rechtsprechung des EuGH ge­
ben, ohne dass die rechtlichen Bruchli­
nien und Widersprüche wirksam wer­
den. 

Einige der Hauptprobleme sollen 
im Folgenden skizziert werden. In sy­
stematischer Hinsicht enthält die Char­
ta alle Elemente eines modern ausge­
statteten Grundrechtskataloges. Sie 
unterstreicht eingangs die fundamen­
tale Bedeutung der Menschenwürde 
(Kapitel I), enthält einen Katalog der 
klassischen Freiheitsrechte (Kapitel 11), 
statuiert Vorsorge- und Garantiepflich­
ten zur Vermeidung von Diskriminie­
rungen (Kapitel 111), schafft Leistungs­
pflichten und Leistungsrechte (Kapitel 
IV), schreibt Bürgerrechte als Teilhabe­
rechte am politischen Geschehen fest 
(Kapitel V), gewährleistet Ansprüche 
auf ein faires justizielles Verfahren (Ka­
pitel VI) und bestimmt das Verhältnis 
zu anderen Grunclrechtsgarantien (Ka­
pitel VII). 

Mit dieser Streu breite gehört die 
Charta zur Avantgarde moderner 
Grundrechtskodifikationen. In der kon­
kreten Ausarbeitung bleibt sie aller­
dings hinter dem zurück, was andere 
Grundrechtskataloge an dogmatischer 
Genauigkeit zu bieten haben. So sind 
etwa die Freiheiten (Kapitel 11) durch­
wegs als äußerst knapp gehaltene 
Wertformeln allgemeinsten Inhalts for­
muliert.GO Die meisten dieser Formeln 
sind komprimierte Garantien aus der 
MRK, die in ihrer dogmatischen Ausfor­
mung - einschließlich der richterrecht-

Grundsätze und fördern sie deren 
Anwendung gemäß ihren jeweiligen 
Zuständigkeiten (Abs 1). Die Charta 
begründet weder neue Zuständig­
keiten noch neue Aufgaben für die 
Gemeinschaft und für die Union, 
noch ändert sie die in den Verträgen 
festgelegten Zuständigkeiten und 
Aufgaben (Abs 2). 
55 Jede Einschränkung der Aus­
übung der in dieser Charta aner­
kannten Rechte und Freiheiten muss 
gesetzlich vorgesehen sein und den 
Wesensgehalt dieser Rechte und 
Freiheiten achten. Unter Wahrung 
des Grundsatzes der Verhältnismä­
ßigkeit dürfen Einschränkungen nur 
vorgenommen werden, wenn sie 
notwendig sind und den von der 
Union anerkannten Zielsetzungen 
von allgemeinem Interesse oder den 

Erfordernissen des Schutzes der 
Rechte anderer tatsächlich entspre­
chen (Abs 1). Die Ausübung der durch 
diese Chal'l:a anerkannten Rechte, 
die in den Gemeinschaftsverträgen 
oder im Vertrag über die Europäische 
Union begründet sind, erfolgt im 
Rahmen der darin festgelegten Be­
dingungen und Grenzen (Abs 2). So­
weit diese Charta Rechte enthält, die 
den durch die MRK garantierten 
Rechten entsprechen, haben sie die 
gleiche Bedeutung und Tragweite, 
wie sie ihnen in der genannten Kon­
vention verliehen wird. Diese Be­
stimmung steht dem nicht entge­
gen, dass das Recht der Union einen 
weiter gehenden Schutz gewährt 
(Abs 3). 

letzung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten auszulegen, die in 
ihrem jeweiligen Anwendungsbe­
reich durch das Recht der Union und 
das Völkerrecht sowie durch die in­
ternationalen Übereinkommen, bei 
denen die Union, die Gemeinschaft 
oder alle Mitgliedstaaten Vertrags­
parteien sind, darunter insbesondere 
die MRK, sowie die Verfassungen der 
Mitgliedstaaten anerkannt sind. 

58 50 die Formulierung des dt 
BVerfG im Urteil vom 12. 10.1993 - 2 
BvR 2134/92, 2 BvR 2159192 ("Maas­
tricht-Urteil"), EuGRZ 1993, 429; AI­
jred No//, "Verfassungsidentität" und 
"Staatlichkeit" im Prozess der Euro­
päischen Integration, JRP 1993, 240. 
59 Im Rechtsstaat und in Rechtsge­
meinschaften sollte es keine Staats­
oder Gemeinschafts-"Gewalt", son­
dern nur Staats- und Gemeinschafts­
funktionen geben. 

juridikum 4/00 

56 Keine Bestimmung dieser Charta 
ist als eine Einschränkung oder Ver-

57 Keine Bestimmung dieser Charta 
ist so auszulegen, als begründe sie 
das Recht, eine Tätigkeit auszuüben 
oder eine Handlung vorzunehmen, 
die darauf abzielt, die in der Charta 
anerkannten Rechte und Freiheiten 
abzuschaffen oder sie stärker einzu­
schränken, als dies in der Charta vor­
gesehen ist. 

60 Siehe nur Art 7 der Charta, der 
die Achtung des Privat- und Famili­
enlebens betrifft. Er lautet lapidar: 
"Jede Person hat das Recht auf Ach­
tung ihres Privat- und Familienle­
bens, ihrer Wohnung sowie ihrer 
Kommunikation". 
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lichen Entwicklung - mittelbar und 
pauschal übernommen werden.61 Bei 
den sozialen Grundrechten (Kapitel IV) 
f<illt ein hohes Maß an Diffusität auf. 
Ihr Inhalt richtet sich zumeist nach 
"dem Gemeinschaftsrecht und den ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften und 
Gepflogenheiten". Mit dieser Maß­
stabsumkehr wird die Garantiefunkti­
on dieser Rechte stark relativiert. Dies 
dürfte allerdings ein notwendiger Tri­
but an die teilweise sehr unterschiedli­
chen Vorstellungen und Standards des 
sozialen Schutzes in den Mitgliedstaa­
ten sein und dem Prinzip des kleinsten 
gemeinsamen Nenners entsprechen. 

Die Europäische Integration ist den 
Weg einer wirtschaftlichen Integration 
gegangen, die die Grundlage ftir eine 
sich abzeichnende politische Union bil­
det. Das Schwergewicht liegt noch im­
mer bei der 1. Säule der Währungs- und 
Wirtschaftsunion, die Architektur der 
2. und der 3. Säule (Gemeinsame Au­
ßen- und Sicherheitspolitik, Polizeili­
che und justitielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen) ist noch unfertig und be­
dient sich im Wesentlichen der traditio­
nellen Technik der intergouvernemen­
talen Zusammenarbeit. Die integrati­
onsleitenden Grundwerte sind in der 
Hauptsache noch immer die wirtschaft­
lichen Freiheiten. Die Charta erweitert, 
bündelt, konkretisiert, vertieft und ak­
zentuiert grundrechtsbezogene Ansät­
ze, die schon jetzt im Gemeinschafts­
recht, insbesondere in Art 6 EUV62 , in 
Art 136 EGV63 und in den Bestimmun­
gen über das Wahlrecht der Unionsbür­
ger64 vorhanden sind. Damit wird das 
System der Grundwerte erweitert und 
qualitativ verändert. Die Charta signali­
siert einen Paradigmenwechsel, durch 
den das künftige Europa der EU über 
die Marktfreiheiten hinausgehend zu 
einer vollwertigen und umfassenden 
Grundrechtegemeinschaft wird. 

Die Grundrechtsausstattung der 
Charta geht weiter als jene der MRK 

und ihrer Zusatzprotokolle. Ein Beitritt 
der Gemeinschaft zur MRK würde zwar 
deren Grundrechtsgarantien zu unmit­
telbar anwendbarem Gemeinschafts­
recht erheben, die inhaltliche Reich­
weite wäre aber - allein schon wegen 
des Fehlens von sozialen Grundrechten 
in der MRK - nicht die gleiche. Davon 
abgesehen wäre nach Auffassung des 
EuGH ein Beitritt zur MRK ohne Ände­
rung der Gründungsverträge nicht 
möglich65 . 

Würde die Charta zu einem verbind­
lichen Bestandteil des Gemeinschafts­
rechts gemacht werden, so ergäben 
sich daraus - bezogen auf den gegen­
wärtigen Stand der Rechtsentwicklung 
- beträchtliche Probleme. Die Gemein­
schaft hat nur jene Zuständigkeiten, 
die ihr durch die Verträge zugewiesen 
werden.66 Ein Eingriff in der Verfas­
sungshoheit der Mitgliedstaaten durch 
Schaffung einer im Wege supranatio­
naler Rechtsetzung erzeugten Grund­
rechtsordnung liegt nicht im Zustän­
digkeitsbereich der Gemeinschaft. Die 
Gemeinschaft kann sich aber einen 
Grundrechtskatalog geben, der für ihre 
eigenen Organe verbindlich ist und 
Rechte für Personen schafft, die unter 
der "Gemeinschaftsgewalt" stehen. 

In diesem Sinne bestimmt Art 51 
der Charta ftir deren Anwendungsbe­
reich, dass die Charta für die Organe 
und Einrichtungen der Union unter 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips 
und ftir die Mitgliedstaaten ausschließ­
lich bei der Durchftihrung des Rechts 
der Union gilt (Abs 1) und dass die 
Charta weder neue Zuständigkeiten 
noch neue Aufgaben ftir die Gemein­
schaft und die Union begründet, noch 
die in den Verträgen festgelegten Zu­
ständigkeiten und Aufgaben ändert. 

Ob dieser - selbst begrenzende -
Anspruch eingelöst werden könnte, er­
scheint insbesondere im Hinblick auf 
die in der Charta enthaltenen Vorsor­
ge- und Schutzpflichten (Kapitel 111) 

und die sozialen Leistungsrechte (Kapi­
tel IV) fraglich. 

Die Charta enthält nach dem Mu­
ster des Art 13 MRK ein Grundrecht auf 
wirksamen Rechtsschutz durch ein un­
parteiisches Gericht (Art 47). Eine spe­
zielle Instanz zur Geltendmachung die­
ses Rechts ist in der Charta nicht vorge­
sehen. Es ist davon auszugehen, dass 
der Rechtsschutz sowohl von staatli­
chen Gerichten als auch vom EGM und 
- wenn die Charta zu einem verbindli­
chen Teil des Gemeinschaftsrechts er­
hoben wird - auch durch den EuGH zu 
gewähren ist. Hier würden die eigentli­
chen Probleme beginnen67. Dem Ge­
danken der Subsidiarität folgend müss­
te ein wirksamer Rechtsschutz durch 
staatliche Instanzen und durch den 
EGM ausreichend sein, um dem Art 47 
der Charta Genüge zu tun. Dies wäre 
aber mit dem Anspruch des EuGH auf 
die ausschließliche jurisdiktionsbefug­
nis in Fragen des Gemeinschaftsrechts 
nicht vereinbar. Andererseits könnte 
der EuGH diesen Anspruch nur einlö­
sen, wenn er vom Einzelnen unmittel­
bar angerufen werden könnte, wie das 
in der Entschließung des Europäischen 
Parlaments verlangt wird. Eine solche 
Lösung würde aber die jurisdiktionsbe­
fugnis des EGM in Beschwerdesachen 
betreffend einen Mitgliedstaat der EU 
zur Aufhebung bringen. Eine Lösung 
des Dilemmas könnte vielleicht darin 
bestehen, dass sich der EuGH bei 
Grundrechten der Charta, die auch in 
der MRK verankert sind, die Rechtspre­
chung des EGM zu eigen macht, oder 
eine Entscheidungsinstanz aus beiden 
Gerichtshöfen gebildet wird. 

o. Univ.-Prof. Dr. Bernd-Christian 
Funk lehrt Staatslehre, Österreich i­
sches Verfassungsrecht, Verwal­
tungslehre und Österreichisches 
Verwaltungsrecht am Institut für 
Staats- und Verwaltungsrecht der 
Universität Wien. 

61 Eine entsprechende Adoptions­
klausel ist in Art 51 Abs 3 der Charta 
enthalten. 
62 Die Union beruht auf den Grund­
sätzen der Freiheit, der Demokratie, 
der Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten sowie der 
Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsät­
ze sind allen Mitgliedstaaten ge­
meinsam (Abs 1). Die Union achtet 
die Grundrechte, wie sie in der MRK 
gewährleistet sind und wie sie sich 
aus den gemeinsamen Verfassungs-

überlieferungen der Mitgliedstaaten 
als allgemeine Grundsätze des Ge­
meinschaftsrechts ergeben (Abs 2). 
63 Die Gemeinschaft und die Mit­
gliedstaaten verfolgen eingedenk 
der sozialen Grundrechte, wie sie in 
der Europäischen Sozialcharta aus 
1961 und der Gemeinschaftscharta 
der sozialen Grundrechte der Arbeit­
nehmer von 1989 festgelegt sind, 
folgende Ziele: die Förderung der Be­
schäftigung, die Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen, 

um dadurch auf dem Wege des Fort­
schritts ihre Angleichung zu ermögli­
chen, einen angemessenen sozialen 
Schutz, den sozialen Dialog, die Ent­
wicklung des Arbeitskräftepotentials 
im Hinblick auf ein dauerhaft hohes 
Beschäftigungsniveau und die Be­
kämpfung von Ausgrenzungen. 

65 Gutachten des EuGH vom 28. 3. 
1996,2/94; Gerhard Baumgartner, 
EMRK und Gemeinschaftsrecht, ZN 
1996, 319; Michael Potacs, Aus der 
Rechtsprechung der Gerichte der Eu­
ropäischen Union, ÖJZ 1996, 641. 
66 Grundsatz der begrenzten Ein­
zelzuständigkeiten. Die Gemein­
schaft hat keine Kompetenz-Kompe­
tenz. 
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64 Wahlen zum Europäischen Parla­
ment (Direktwahlakt) und Kommu­
nalwahlrecht der EU-Bürger in den 
Mitgliedstaaten (Art 19 EGV). 

67 Unter der Voraussetzung, dass 
die Charta nicht proklamativen, son­
dern verbindlichen Charakter hätte. 
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"Das ist Nazijournalismus" 

The Circumstances of the Case 
In June 1988 the applicant participated 
in a protest campaign against the sta­
tioning of interceptor fighter planes 
near Graz airport. In the course of a po­
lice action, Police Officer Fellner charged 
the applicant with having scratched his 
right arm, and he subsequently request­
ed that the applicant be prosecuted for 
having caused grievous bodily harm. In 
July 1988 the Graz Public Prosecutor's 
Office informed the applicant that the in­
vestigation proceedings against hirn had 
been discontinued. 

On 14 August 1988 the "Neue Kro­
nen-Zeitung - Steirerkrone" , issued in 
Graz, published the following article, 
under the title "Steirischer Grün-Abge­
ordneter verletzte Beamten - Jetzt Auslie­
ferungsklage wegen der Ansteckungsge­
fahr" and with the headline "Gendarm 
fordert: 'Aids-Testfiir Wab/!"'. The article 
read as folIows: 

"Dramatischer Beitrag zur Debatte um 
die Abgeordnetenimmunität: Der Gendar­
meriebeamte Walter E (34) fordert neben 
der ~uslieferung' des steirischen Grün­
Abgeordneten Andreas Wabl wegen Kör­
perverletzung auch die Durchführung ei­
nes Aids-Tests beim immunen Mandatar. 
Grund: E war von Wabl blutig gekratzt wor­
den. 
'I trau mi net mehr, mei Frau anz'greifen, 
und meine drei Kinder kann i a net amoi 
mehr obusseln' - Seit einem Einsatz gegen 
Draken-Gegner in Graz ist das Familienle­
ben des Gendarmen Walter E zerstört. Die 
Angst vor der Immunschwäche Aids lähmt 
die zwischenmenschlichen Beziehungen 
und das Liebesleben des dreifachen Famili­
envaters ... 
E will dem immunen Nationalrat zwar nicht 
unterstellen, dass er mit der Immunschwä­
che infiziert sei, aber, so der Inspektor zur 
'Steirerkrone': 'Der Abgeordnete hat zuvor 
mit anderen Aktivisten Kontakt ghabt, und 
die worn net unbedingt sauber.' Eine Anzei­
ge wegen Körperverletzung gegen Wabl ist 
von der Staatsanwaltschaft mittlerweile 
wegen Geringfügigkeit zurückgelegt wor­
den, E verlangt aber dennoch die Ausliefe­
rung des Mandatars .. ." 

1 FundsteIle: www.echr.coe.int/ 
eng/jugments.htm 
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EGMR vom 21. 3. 2000 -
(ase of Andreas Wabl vs Austria1 

This article, reproduced on pages 8 and 
9 of the newspaper, was accompanied 
by a photo graph showing the applicant 
and two police officers. The article was 
announced on the front page as fol­
lows: 

"Grüner Wabl soll nun zu Aids-Test." [ ... ] 

The applicant requested the author of 
the article in question, who had not 
contacted hirn prior to its publication, 
to publish a rectification as weil as a 
statement drafted by the applicant. 
The text ofthis statement, published in 
the "Steirerkrone" on 17 August 1988, 
read as folIows: 

"Die 'Steirerkrone' möchte im Zusammen­
hang mit dem Bericht über die Aids-Test­
Forderung von E klarstellen, daß es nie be­
absichtigt war, den Nationalratsabgeordne­
ten Andreas Wabl mit der Krankheit Aids 
persönlich oder politisch zu diffamieren. 
Für grobe Unterstellungen, die unserer 
selbst auferlegten Fairness und journalisti­
schen Ehre nicht angemessen waren, möch­
ten wir uns entschuldigen." 

The article further referred to the ap­
plicant's claims that the matter was a 
political campaign intending to bring 
hirn into disrepute. 

Also on 17 August 1988 the appli­
cant, on the occasion of a press confer­
ence, commented on the events of 10 
June 1988 and in particular the above 
articles of14 and 17 August 1988. He in­
formed the press ofhis opinion regard­
ing the background to the events wh ich 
he considered to be a "political charac­
ter assassination". When asked by a 
journalist how he feIt about the above 
events, the applicant replied as folIows: 

"Das ist Nazijournalismus" 

This statement was quoted in the Aus­
trian media. 

On 29 August 1988 the company 
publishing the news paper "Kronen-Zei­
tung" brought injunction proceedings 
under section 1330 of the Civil Code 

against the applicant with the Graz Re­
gional Civil Court. It requested that the 
applicant be prohibited from repeating 
the statement according to wh ich the 
contents of the "Kronen-Zeitung" were 
"Nazijournalismus" and to arrange for a 
rectification. 

In the context of private prosecu­
tion proceedings instituted by the ap­
plicant in respect of the article of 14 
August 1988, the Vienna Regional 
Criminal Court, as confirmed by the Vi­
enna Court of Appeal on 5 February 
1990, convicted the company publish­
ing the "Kronen-Zeitung" of defamation, 
pursuant to the Media Act, and or­
dered it to pay compensation to the 
applicant. [ ... ], 

On 14 December 1993 the Austrian 
Supreme Court, upon the plaintiffs fur­
ther appeal, reversed the Appeal 
Court's decision and issued an injunc­
tion against the applicant prohibiting 
hirn from repeating the statement that 
the article of 14 August 1988 amount­
ed to "Nazijournalismus", and similar 
statements. 

Alleged Violation of Article 10 ofthe 
Convention 
The Court notes that it was common 
ground between the parties that the 
Supreme Court's injunction constitut­
ed an interference with the applicant's 
right to freedom of expression, as 
guaranteed by Article 10 § 1 of the 
Convention. Furthermore, there was 
no dispute that the interference was 
prescribed by law and pursued a legiti­
mate aim, namely the protection ofthe 
reputation or rights of others, within 
the meaning of Article 10 § 2. The 
Court endorses this assessment. 

The dispute in the case related to the 
question whether the interference was 
"necessary in a democratic society." ... 

The Court notes that the Graz Re­
gional Civil Court, in its decision of 
5 February 1993, and the Graz Court of 
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Appeal, in its decision of30June 1993, 
had dismissed the action brought by 
the publisher ofthe "Kronen-Zeitung". 
They held in essence that the im­
pugned statement was a value-judg­
ment which was not excessive in the 
circumstances ofthe case. 

These decisions were overturned 
by the Supreme Court which, in its de­
cision of 14 December 1993, issued an 
injunction against the applicant pro­
hibiting hirn from repeating the state­
ment, "This is Nazi-journalism", and 
similar statements in relation to the ar­
tide published about hirn in the "Kro­
nen-Zeitung" on 14 August 1988. The 
Supreme Court shared the lower 
courts' view that the applicant had 
meant the impugned statement as a 
value-judgment. It weighed the appli­
cant's interest in expressing his opin­
ion against the necessity in a demo­
cratic society to protect the reputation 
and rights of others, in this case the 
publisher of the "Kronen-Zeitung", 
against an accusation of Nazi working 
methods. In condusion it found that 
the applicant had exceeded the limits 
of acceptable criticism. 

The Court considers that the rea­
sons given by the Supreme Court were 
"relevant" with regard to the aim pur­
sued. It remains to be ascertained 
whether they were also "sufficient" for 
that same purpose .... 

The applicant's remark, reproach­
ing the "Kronen-Zeitung" with Nazi­
journalism, was certainly not only po­
lemical but particularly offensive. On 
the other hand it was made in re­
sponse to an artide published in the 
"Kronen-Zeitung" which supposed that 
he was suffering from the immune de­
ficiency syndrome. The Supreme Court 
considered that the applicant's indig­
nation about defamatory reporting, 
associating hirn with a disease provok­
ing fear and antipathy amongst the 
majority of the population could not 
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justify the reproach of Nazi working 
methods, which came dose to a 
charge of criminal behaviour. In addi­
tion the Supreme Court referred to 
the legal remedies available to the ap­
plicant. 

The Court finds that the Supreme 
Court duly balanced the interests in­
volved and that the detailed reasons 
given by it were also "sufficient" for 
the purposes of Artide 10 § 2. In com­
ing to this condusion, the Court had 
particular regard to the special stigma 
wh ich attaches to activities inspired by 
National Socialist ideas. In this context 
it notes that, pursuant to constitution­
al provisions and legislation intro­
duced in Austria after the Second 
World War, it is a criminal offence to 
perform such activities (see paragraph 
26 above). 

However, the Court considers that 
the artide published in the "Kronen­
Zeitung" was defamatory. It would also 
appear open to doubt whether it con­
tributed to a debate of general con­
cern as it contained hardly any infor­
mation about the protest campaign 
against the stationing of interceptor 
fighter planes in which the applicant 
had participated. Thus, even bearing 
in mind that the applicant is a politi­
cian, who "inevitably and knowingly 
lays hirnself open to dose scrutiny of 
his every word and deed by both jour­
nalists and the public at large and 
must displaya greater degree of toler­
ance" (see the Oberschlick (no. 2) 
judgment, cited above, § 29), the 
Court finds that the artide at issue 
was indeed an understandable ground 
for indignation. Nevertheless, the 
Court notes that the applicant did not 
use this expression "Nazi-journalism" 
as an immediate reaction but only a 
few days later when the "Kronen-Zei­
tung" published a rectification which 
induded a statement drafted by the 
applicant hirnself. 

Furthermore, the applicant, as stat­
ed by the Supreme Court, could him­
self have brought injunction proceed­
ings under section 1330 of the Civil 
Code. In this context, the Court notes 
that the applicant did avail hirnself of 
the possibility of a private prosecution 
against the company publishing the 
"Kronen-Zeitung", wh ich resulted in the 
latter's conviction for defamation, pur­
suant to the Media Act. 

Finally, the Court observes that the 
contested injunction was confined to 
prohibiting the applicant from repeat­
ing the statement that the artide of 14 
August 1988 amounted to "Nazi-jour­
nalism", or the making of similar state­
ments. The applicant, thus, retained 
the right to voice his opinion regarding 
the reporting by the "Kronen-Zeitung" 
in other terms. 

Having regard to these consider­
ations, the Court finds that the Su­
preme Court was entitled to consider 
that the injunction was "necessary in 
a democratic society" for the protec­
tion of the reputation and rights of 
others. 

Accordingly, there has been no vio­
lation of Artide 10 of the Convention. 

Zusammenfassung: Daniel Ennöckl 
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Quod licet bovi 
non licet lovi florian Oppitz 

An dieser Entscheidung fällt zu aller­
erst einmal auf, dass das, was vor den 
österreichischen Gerichten die meiste 
Zeit beanspruchte, in Strasbourg nahe­
zu unbeachtet blieb: in mehreren Gut­
achten war versucht worden, einerseits 
die Bedeutung von "Nazi-Journalis­
mus" beziehungsweise die Wirkung 
dieses Wortes in der Bevölkerung zu 
klären, andererseits zu beweisen, dass 
die journalistischen Methoden der 
"Kronen Zeitung" Vorläufer im Natio­
nalsozialismus hatten. 

Dass sich der EGMR mit diesen Pro­
blemen· nicht wirklich auseinander 
setzte liegt nun an der zweiten Auffäl­
ligkeit des Urteils: das Thema Tatsa­
chen vs. Werturteil bleibt völlig ausge­
spart. 

Ob also die Aussage Wabls beweis­
bar ist und Wabl den Wahrheitsbeweis 

erbracht hat, oder ob sie eine Wertung 
darstellt, die auf bestimmten Tatsa­
chen beruht, aber eventuell exzessiv 
erfolgte, war ftir den Gerichtshof offen­
sichtlich irrelevant. 

Das Wabl-Erkenntnis argumentiert 
nach einem anderen Muster. Es steigt 
direkt beim wichtigsten "Schutzgut" 
der Meinungsfreiheit ein, der funktio­
nierenden Demokratie, und fragt, ob 
ftir die demokratische politische De­
batte der Schutz einer derartigen Äu­
ßerung erforderlich ist. Im Gegensatz 
etwa zu den Urteilen in den Fällen Lin­
gens oder Oberschlick stehen sich in 
diesem Fall zwei Kontrahenten gegen­
über, die beide an der Macht im Staate 
Anteil haben, Wabl als Nationalrats­
Abgeordneter, die "Kronen Zeitung" 
als bei weitem größte und einfluss­
reichste österreichische Tageszeitung. 

Keine Frage der Ehre 

Gleich vorweg: Ich teile die Einschät­
zung der Wabl-Entscheidung von Florian 
Oppitz in keinem Punkt und halte die 
Entscheidung schlichtweg ftir verfehlt. 
Die Abwägung der Verhältnismäßigkeit 
zwischen "persönlichem" Ehrenschutz 
der Krone Verlags GmbH & Co KG als 
Herausgeberin der Kronen Zeitung (in 
Folge kurz: Kronen Zeitung) auf der ei­
nen Seite und dem Interesse des Natio­
nalratsabgeordneten der Grünen, An­
dreas Wabl, (in der Folge kurz: BF) einen 
unwahren und ihn persönlich diffamie­
renden Artikel zu kommentieren auf der 
anderen Seite erfolgte nicht im Einklang 
mit der MRK und der stRsp des EGMR. 

1. Judikaturwende in der 
Rechtsprechung des EGMR? 
Wenngleich es zu früh erscheint, von 
einer Judikaturwende des EGMR zu 

juridikum 4/00 

Maria Wind hager 

sprechen - die Einzelfalljudikatur des 
EGMR weist auch in der Vergangenheit 
immer wieder schwer nachvollzieh­
bare Brüche auf -, so lässt diese Ent­
scheidung jedenfalls ein Abgehen von 
der bisherigen sehr sorgfältigen Argu­
mentation des EGMR in Angelegenhei­
ten der Meinungsäußerungsfreiheit er­
kennen. Die Begründung des EGMR ist 
knapp und mangelhaft und lässt viele 
Fragen unbeantwortet. Meiner Ansicht 
nach lassen sich der Entscheidung je­
doch folgende Argumente entnehmen, 
die nachfolgend - in der gebotenen 
Kürze - beleuchtet werden sollen: 

Der EGMR qualifizierte die vom 
OGH vorgenommene Interessenabwä­
gung als ausreichend und sah diesem 
folgend offensichtlich das besondere 
Stigma, das mit Aktivitäten nationalso­
zialistischer Gesinnung vor allem im 

Dieses Urteil hatte sich somit nicht 
mit der Problematik der Kontrolle der 
politischen Führung zu befassen, son­
dern - einfach gesagt - mit dem Um­
gangston innerhalb dieser Elite. Und 
da muss nicht unbedingt gleich mit 
der Nazi-Keule aufeinander losgegan­
gen werden. 

So gesehen kann ich in diesem Er­
kenntnis keine engere Interpretation 
der Meinungsfreiheit bemerken, als 
wir es bislang vom EGMR gewohnt wa­
ren. Aus Strasbourg scheint eher die 
Botschaft zu kommen: Quod licet bovi 
non licet lovi. 

Dr. Florian Oppitz ist Vertrags­
assistent am Institut für Staats­
und Verwaltungsrecht der 
Universität Wien und derzeit am 

EGMR in Straßburg tätig. 

Hinblick auf die strafrechtlichen Konse­
quenzen aufgrund des Verbotsgeset­
zes verbunden ist, als entscheidend an, 
den Eingriff der Kronen Zeitung in die 
Meinungsäußerungsfreiheit des BF als 
unentbehrlich in einer demokratischen 
Gesellschaft zu beurteilen. 

Der - auch ftir einen Politiker, der 
sich als "public figure" im Regelfall 
mehr gefallen lassen muss - als aus­
drücklich beleidigend qualifizierte Ar­
tikel in der Kronen Zeitung bildete 
nach Ansicht des EGMR zwar einen 
verständlicher Grund ftir die Entrüs­
tung des BE Dessen Ausdruck "Nazi­
journalismus" erfolgte jedoch nicht in 
einer unmittelbaren Reaktion, sondern 
erst ein paar Tage später, als die Kro­
nen-Zeitung eine Richtigstellung, die 
eine vom BF selbst verfasste Erklärung 
beinhaltete, veröffentlicht hatte. Das 

Seite 213 



recht & gesellschaft 

bekämpfte gerichtliche Verbot be­
schränkte sich darauf, dass der BF die 
Behauptung, der Artikel vom 14. Au­
gust 1988 sei "Nazijournalismus" und 
ähnliche Behauptungen, unterlassen 
müsse. Somit hätte der BF das Recht 
behalten, seine Meinung über die Be­
richterstattung der Kronen-Zeitung 
mit anderen Worten zu äußern. 

Dem BF wäre überdies die Möglich­
keit offen gestanden, selbst eine Klage 
nach § 1330 ABGB einzubringen. 

2. Kann ein Werturteil 
"unzutreffend" sein? 
Der EGMR, der Argumentation des 
aGH folgend, qualifizierte somit die 
Äußerung "das ist Nazijournalismus" 
als Werturteil. Allerdings werde mit 
diesem Werturteil der Kronen Zeitung, 
wohlgemerkt eine juristische Person, 
ein strafbares Verhalten im Sinne des 
Verbotsgesetzes unterstellt. Das sei 
"unzutreffend" bzw "unverhältnismä­
ßig". 

Die Unhaltbarkeit dieser Argumen­
tation besteht nun mE darin, dass der 
Äußerung damit im Widerspruch zu ih­
rer vorherigen Qualifikation als Wertur­
teil ein objektiv überprüfbarer - und 
zwar unwahrer - Tatsachenkern unter­
stelltwird: Ein Werturteil wird aufgrund 
einer durch den EGMR vorgenomme­
nen Wertung ("unzutreffend") zu einer 
unwahren Tatsachenbehauptung. 

Eine Äußerung kann jedoch nur 
entweder ein freies Werturteil oder ei­
ne Tatsachenbehauptung sein. Hier 
zeigen sich also wieder einmal die Fol­
gen der Inkonsequenz im Umgang mit 
ehrenbeleidigenden Werturteilen; al­
lerdings auf Kosten der Meinungsäuße­
rungsfreiheit. 

Die Unterscheidung zwischen Tat­
sachenbehauptungen und Werturtei­
len zählt zweifellos zu den Kernfragen 
des straf- und zivilrechtlichen Ehrenbe­
leidigungsrechts und kann im Einzelfall 
erhebliche praktische Schwierigkeiten 
bereiten. Das abstrakte Prinzip, an­
hand dessen die Unterscheidung zu er­
folgen hat, lässt sich allerdings sehr 
einfach beschreiben: Immer dann, 
wenn die Richtigkeit einer Aussage 

nicht empirisch überprüft (bewiesen) 
werden kann, liegt ein Werturteil vor. 
Daraus folgt jedoch, dass sich die Un­
terscheidung zwischen Tatsachenbe­
hauptungen und Werturteilen abstrakt 
immer eindeutig treffen lässt und dass 
Urteile darüber, ob es sich bei einer be­
stimmten Aussage um eine Tatsachen­
behauptung oder ein Werturteil han­
delt, nur entweder richtig oder falsch 
sein können. 

Mit der Einordnung einer Äußerung 
als Tatsachenbehauptung oder Wertur­
teil sind nun jeweils unterschiedliche 
Rechtsfolgen verbunden, was beson­
ders anhand des Wahrheitsbeweises 
deutlich wird. Handelt es sich bei den 
inkriminierten Äußerungen um Tatsa­
chenbehauptungen, so müssen diese 
eine objektive und faktische Grundlage 
aufWeisen.' Dem Äußernden muss da­
her die Möglichkeit offen stehen, fUr 
seine Behauptungen den Wahrheitsbe­
weis anzutreten; eine Nichtzulassung 
des Wahrheitsbeweises verletzt Art 10 
MRK.2 

Während das Vorliegen von Tatsa­
chen bewiesen werden kann, ist die 
Wahrheit von Werturteilen einem Be­
weis nicht zugänglich. Daraus folgt, 
dass die Zu lässigkeit eines Werturteils 
nicht von der Erbringung eines "Wahr­
heitsbeweises" fUr die Richtigkeit der 
darin liegenden Wertung abhängig ge­
macht werden darf. Geschieht dies 
dennoch, so stellt dies eo ipso einen 
Verstoß gegen die Freiheit dar.3 

Das bedeutet fUr die gegenständli­
che Äußerung nun zweierlei: Weist der 
Begriff Nazijournalismus keinen ein­
deutig objektivierbaren Bedeutungsin­
halt auf, so handelt es sich um ein 
Werturteil, das solange es sich auf un­
bestrittene Tatsachen stützen kann 
(hier: der Artikel in der Kronen Zei­
tung) substantiiert und daher frei, also 
sanktionslos, ist. 

Wenn aber dem Begriff Nazijourna­
lismus wiederum objektivierbare Tech­
niken bzw Merkmale des Journalismus 
des Dritten Reiches entnommen wer­
den können, so handelt es sich um eine 
Tatsachenbehauptung, die einem 
Wahrheitsbeweis zugänglich ist. 

Im innerstaatlichen Verfahren wur­
den dementsprechend sowohl der Be­
deutungsinhalt des Begriffes "Nazijour­
nalismus" als auch des Artikels in der 
Kronen Zeitung untersucht. Zwei ge­
richtlich eingeholte sprachwissen­
schaftliche Gutachten kamen überein­
stimmend zum Schluss, dass der Be­
griff keinen eindeutigen Bedeutungsin­
halt aufWeist. Im Artikel der Kronen 
Zeitung wurden allerdings Analogien 
zum Journalismus des Dritten Reichs 
festgestellt". Sowohl der aGH als auch 
der EGMR setzten sich jedoch über die­
se Feststellungen hinweg. Das fUhrt 
zum paradoxen Ergebnis, dass nicht je­
de Form der Wiederbetätigung, son­
dern vielmehr der Vorwurf der Wieder­
betätigung sanktioniert wird, was zu 
einer totalen Verkehrung der Intention 
des Verbotsgesetzes fUhrt. Der antina­
zistische Geist der österreichischen 
Verfassung wird von d,en Füßen auf 
den Kopf gestellt. 

Die Äußerung hätte als freies Wert­
urteil qualifiziert werden müssen, das 
keiner Sanktion unterliegt, weil es 
nicht jeder Tatsachengrundlage ent­
behrt. Im Gegenteil! Angesichts der ge­
richtlich festgestellten Analogien zum 
Journalismus des Dritten Reiches kann 
von einer Unverhältnismäßigkeit der 
Wertung nicht mehr die Rede sein. 

3. Dürfen Meinungsäußerungen 
beleidigen. schockieren und stören? 
Der EGMR hat zur Verdeutlichung des 
demokratisch-politischen Aspektes der 
Meinungsfreiheit in stRsp eine sehr 
eindringliche Formel entwickelt: die 
Meinungsfreiheit ist auch auf Informa­
tionen und Ideen anwendbar, die "belei­
digen, schockieren oder stären"; dies sind 
"die Anforderungen von Pluralismus, Tole­
ranz und Großzügigkeit, ohne die es eine 
demokratische Gesellschaft nicht gibt"s. 
Auch ein Gegner der offiziellen Ideen 
und Positionen muss (s)einen Platz in 
der politischen Arena finden. 6 

In engem Zusammenhang mit dem 
Grundsatz, dass Informationen und 
Ideen beleidigen, schockieren und stö­
ren dürfen, steht der Grundsatz, dass 
Art 10 MRK nicht nur die Substanz der 

1 Vgl EGMR 25. 6. 1992 - Thorgeir­
son, Rz 65. 
2 EGMR 23. 4. 1992 - Castells, Rz 48. 
3 EGMR 23. 4. 1992 - Castells, Rz 47. 
4 a)Auch in der NS-Zeitwurden 
feindliche Politiker mit Krankheitseti­
ketten diffamiert. 

.. b) Der Aids-Diskurs entspricht inhalt­
-lich dem Blut- und Krankheitsdiskurs 
im Dritten Reich, sowohl was die Su­
che nach vermeintlichen Verursa­
chern (Sündenbock, Feindbild) betrifft, 
als auch was die Maßnahmen und den 
Umgang mit Kranken anlangt. 

c) Dieformalen Techniken des Jour­
nalismus (sowohl subtilewie auch 
krude Strategien der Vorurteilsreali­
sierung und des "Wir-Diskurses") in 
der NS-Zeit sind Techniken im Artikel 
ähnlich. 

5 StRsp des EGMR seit 7. 12. 1976-
Handyside, Rz 49. 
6 EGMR 27. 4. 1995 - Piermont, 
Rz 76. 
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zum Ausdruck gebrachten Ideen oder 
Informationen, sondern auch die Form 
ihrer Darstellung schützU Den Schutz 
des Art 10 MRK genießen daher auch 
Äußerungen, die geeignet sind, dem 
guten Ruf einer Person zu schaden,s in 
denen besonders harte Worte (Kraft­
ausdrücke) verwendet werden9 oder 
die in einem provokanten, polemi­
schen oder aggressiven Ton gehalten 
sind,10 und zwar auch dann, wenn der 
EGMR diesen Ton selbst nicht billigt.11 

Weiters hat der EGMR immer wie­
der betont, dass der Einzelne bzw die 
Öffentlichkeit durch die Androhung 
strafrechtlicher oder anderer Sanktio­
nen nicht davor abgehalten werden 
darf, sich im Rahmen der politischen 
Diskussion an der öffentlichen Erörte­
rung von Fragen zu beteiligen, die das 
Leben der Gemeinschaft betreffen.12 

Die Meinungsäußerungsfreiheit garan­
tiert somit, subjektive Meinungen äu­
ßern zu dürfen, über deren Richtigkeit 
oder Falschheit der Staat grundsätzlich 
nicht richten darf, sondern deren Wert 
oder Unwert sich in der öffentlichen 
Diskussion erweisen soll. 

Die Anwendung dieser Grundsätze 
hätte dazu fuhren müssen, dass die in­
kriminierte Wortwahl und Ausdrucks­
weise des BF durch Art 10 MRK ge­
schützt ist, vor allem im Hinblick dar­
auf, dass der BF die Äußerung gerade 
nicht unüberlegt von sich gegeben hat, 
vielmehr in zugespitzter Form verdeut­
lichte, wie er den Artikel empfand. 

"Ich bin dann von einer Journalistin gefragt 
worden, wie ich das so empfinde und ich 
habe dann gesagt, für mich ist diese Art der 
Berichterstattung und der Artikel ,Nazi­
Journalismus' .... Auf die Frage einer Jour­
nalistin, was dieser Artikel persönlich für 
mich bedeute, habe ich dann angefUhrt, 
dass gen au so eine Art der Diffamierung 
nicht nur die politische Existenz geFahrdet, 
sondern auch die persönliche. Ich habe 
auch mitgeteilt, dass ich ja Lehrer bin und 
dass möglicherweise Eltern ihre Kinder 
nicht mehr hinschicken wollen. Und dann 

habe ich ja auch in meiner Stimmung ge­
sagt, fUr mich ist dies gen au dieser Kampf­
stil, der zur vollkommenen Diffamierung 
von Personen fUhren soll und dann folgte 
diese inkriminierte Äußerung."13 

Angesichts der Tatsache, dass nach der 
ersten Berichterstattung - gegen die 
der BF bereits vehement protestiert 
hatte - zwar eine formale Entschuldi­
gung abgedruckt, der unwahre Aidsvor­
wurf nicht ausgeräumt, sondern wie­
derholt und damit bekräftigt wurde, 
muss die Argumentation des EGMR, 
dass sich zum Zeitpunkt der Äußerung 
des BF die Situation deshalb entschei­
dend geändert hatte, weil die Kronen 
Zeitung bereits eine vom BF erwirkte 
eine Entschuldigung abgedruckt hatte, 
und damit gleichsam die Diffamierung 
getilgt worden sei, schlichtweg als ver­
fehlt bezeichnet werden. 

Unnachvollziehbar bleibt, warum es 
dem BF als demokratisch legitimierten 
Oppositionspolitiker verwehrt sein 
sollte, öffentlich auf einen ihn persön­
lich betreffenden Artikel zu äußern, 
weil ihm die Möglichkeit offen gestan­
den wäre, gerichtliche Hilfe gegen die­
se Berichterstattung in Anspruch zu 
nehmen. Diese Ansicht des EGMR (und 
des OGH) entspricht wohl nicht dem 
Prinzip der freien Rede über Themen 
von öffentlichem Interesse in einer de­
mokratischen Gesellschaft. 

4. An einer möglichst unbeschränkten 
Ausübung der Meinungsäußerungsfrei­
heit bestehen bedeutende individual­
rechtliche und öffentliche Interessen. 
Es reicht daher nicht aus, nur danach 
zu fragen, ob und welche (öffentlichen 
oder privaten Interessen) möglicher­
weisefiir die Einschränkung sprechen, 
sondern es ist auch und vor allem da­
nach zu fragen, welche individual­
rechtlichen und öffentlichen Interes­
sen gegen eine Einschränkung spre­
chen, weil eine Verfassung, die Mei­
nungsäußerungsfreiheit gewährt, 

, ....................................... . 

nicht nur das Risiko einer freien Dis­
kussion auf sich nimmt, sondern be­
wusst darauf setzt. 

Oder mit den Worten des US Su­
preme Court: "Die Freiheit auszuspre­
chen, was man auf dem Herzen hat, ist 
nicht nur ein Aspekt individueller Frei­
heit - und damit ein Selbstzweck -, 
sondern auch unentbehrlich bei der ge­
meinsamen Suche nach Wahrheit und 
ftir die Lebendigkeit der Gesellschaft 
als ganzer. "14 

Jedenfalls reicht es nicht aus, 
Rechtsbegriffe mit eigenen (gesell­
schafts)politischen Wertungen auszu­
ftillen. Ob nämlich der BF auf die Kro­
nen Zeitung "mit der Nazikeule" losge­
gangen ist, ist eine gesellschaftspoliti­
sche Frage, die durchaus unterschied­
lich beantwortet bzw bewertet werden 
kann. 

Drin. Maria Windhager ist Mither­
ausgeberin des juridikum. 

7 Erstmals ausgesprochen in EGMR 
23· 5. 1991- Oberschlick I, Rz 57. 
8 EGMR 8. 7. 1986 - Lingens, Rz 43. 
9 EGMR 25. 6. 1992 - Thorgeirson, 
Rz 67. 

Rz 61; 23. 9. 1994 - Jersild, Rz 31; 24. 2. 
1997 - Oe Haes und Gijsels, Rz 48. 
11 EGMR 1. 7. 1997 - Oberschlick 11, 
Rz 34. 
12 ZB EGMR 22. 2. 1989 - Barfod, 
Rz 29; 23· 4. 1992 - Castells, Rz 46. 

13 Aussage des BF in der mündli­
chen Verhandlung am 23. 1. 1992 
(Protokoll zur Zahl 25 Cg 288/98, AS 
5 ff) vor dem lG für Zivilrechtssa­
chen Graz (auszugsweise). 

14 Bose Corp v Consumers 
Union ofthe United States, 
Inc, 466 US, 485, 503 f (1984). 

10 EGMR 23. 5.1991 - Oberschlick I, 
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Die Einladung des Redaktionsteams im Dezember 1999, die 
inhaltliche Betreuung des Themenschwerpunktes "Erweite­
rung der Europäischen Union" in der vorliegenden Heftaus­
gabe zu übernehmen, freute uns sehr, stellte jedoch zugleich 
auch eine große Herausforderung dar. Soweit im gegebenen 
Rahmen machbar, sahen wir unsere Aufgabe darin, den inter­
essierten Leserinnen und Lesern nicht nur eine möglichst dif­
ferenzierte Diskussion kurzfristiger Probleme, die im Erweite­
rungszusammenhang zu erwarten sind, samt möglicher Lö­
sungsansätze zu bieten. Darüber hinaus hofften wir, mit vor­
liegendem Heft auch einen Beitrag zur Erhellung der strategi­
schen Dimension dieses historischen Integrationsprojektes 
zu leisten. Dieser Zielsetzung verpflichtet, erftillte es uns mit 
großer Freude, eine Reihe namhafter Wissenschafter und Ex­
perten unterschiedlicher Disziplinen ftir dieses Vorhaben ge­
wonnen zu haben. Ihnen allen gilt an dieser Stelle erneut un­
ser Dank. 

Dem skizzierten Grundverständnis, das wir dem Themen­
schwerpunkt "Erweiterung" unterstellt hatten, entsprechend, 
erschien es angezeigt, der Diskussion spezifischer Themen 
strategisch orientierte Ausftihrungen voranzustellen. 

Herr Univ.Prof. Dr. Werner Weidenfeld unterstreicht in sei­
nem Beitrag die Notwendigkeit, "die strategischen Chancen 
der Erweiterung offensiv zu thematisieren" und identifiziert in 
weiterer Folge den "Kampf um Millimeter und K1einherzigkeit 
aus taktischem Kalkül" als unangemessene Strategie. Hiervon 
seinen Ausgangspunkt nehmend, weist Weidenfeld darauf hin, 
dass das Europa der 28 von einer "ausgeprägten ökonomischen 
und ethnischen Heterogenität" gekennzeichnet sein werde. 
Die institutionelle Reform stelle keine ausreichende Vorberei­
tung der Union auf die Erweiterung dar, es bedürfe einer "Re­
naissance konzeptionell-strategischer Vorstellungen". 

Eng mit der Frage der politischen Stabilität ist jene der 
wirtschaftlichen verknüpft. Die tagespolitische Debatte um 
die ökonomischen Effekte der Erweiterung der Union er­
scheint von sehr gegensätzlichen Standpunkten und großen 
Unsicherheiten geprägt. Dies sowie die Komplexität des The­
mas unterstreichen das Erfordernis umfassender und diffe­
renzierter ökonomischer:Analysen. Hiervon umfasst ist auch 
die Notwendigkeit, wirtschaftlichen Problemen tendenziell 
kurzfristiger Natur nicht nur das Bemühen um Lösung oder 
bestmögliche Abfederung, sondern auch eine langfristige, an 
globalen Begebenheiten orientierte Beurteilung beiseite-
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bzw. gegenüberzustellen. Die ökonomische Analyse von 
Herrn Dr. Alan Mayhew wurzelt in der Feststellung, dass die 
bevorstehende Erweiterung leicht positive wirtschaftliche 
Auswirkungen auf die EU der 15 Mitgliedstaaten insgesamt 
haben werde. Mayhew wendet sich in weiterer Folge Vertei­
lungsfragen zu, denen er im Sachzusammenhang eine zen­
trale Bedeutung beimisst. 

Herr Dr. Michael Nentwich widmet sich in seinem Beitrag 
der aktuellen Regierungskonferenz, in deren Rahmen die in­
stitutionelle Neugestaltung der Union akkordiert werden 
soll. Die Verabschiedung des neuen Vertragswerkes ist ftir 
den Europäischen Rat von Nizza im Dezember 2000 geplant. 
Trotz des immer knapper werdenden Zeitbudgets erschei­
nen nach wie vor sämtliche Fragen substantieller Natur (dar­
unter auch die Reform des von Weidenfeld in seinem Beitrag 
thematisierten Instruments der verstärkten Zusammenar­
beit) weitestgehend ungeklärt - auch der informelle Gipfel in 
Biarritz, der kurz vor Redaktionsschluss stattgefunden hat, 
dürfte keinerlei Durchbruch gebracht haben. 

Die Erweiterungsstrategie der Europäischen Union hat 
nicht zuletzt an lässlich des Europäischen Rates von Helsinki 
im Dezember 1999 eine bedeutsame Wende erfahren. Herr 
Mag. Lothar jaschke diskutiert die bisher wichtigsten Etappen 
auf dem Weg zu einer nach Mittel-, Ost- und Südeuropa er­
weiterten Union. Darüber hinaus wird neben prozeduralen 
Aspekten auch der aktuelle Stand der Beitrittsverhandlungen 
skizziert. Abschließend wendet sichjaschke der allseits inter­
essierenden Frage des Beitrittsdatums zu. 

Der Beitrag von Herrn o.Univ.-Prof. Dr. Peter Doralt, Herrn 
RAA Dr. Markus Bruckmüller und Herrn Mag. Michael Knaus 
zur Europäisierung des slowenischen Gesellschaftsrechts ge­
währt nicht nur wertvolle Einblicke in die betreffende 
Rechtsmaterie. Anhand dieser "Fallstudie" wird auch die 
Komplexität des Geschehens deutlich, das hinter dem 
Schlagwort "Anpassung an den gemeinschaftlichen Besitz­
stand" steht. 

MMag. Dr. Katrin Forgo, CEMS-Master, ist Lektorin am For­
schungsinstitut für Europafragen der Wirtschaftsuniversi­
tätWien. 
Mag. Dr. Erich Vranes, LLM, ist Universitätsassistent am 
Forschungsinstitut für Europafragen der Wirtschaftsuni­
versität Wien. 
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Europa befindet sich an einem Scheideweg. In unserer 
Zeit vollzieht sich der Abschied vom alten Europa und 
der Beginn einer neuen Ära. Die Entscheidung, die Zahl 

der Staaten, mit denen die EU Beitrittsverhandlungen führt, 
von sechs auf zwölf zu erhöhen und darüber hinaus der Tür­
kei den Status des Beitrittskandidaten zuzusprechen - dies 
alles geschah ohne ein systematisches Konzept über die Zu­
kunft der europäischen Integration. Der Integrationsprozess 
verändert seinen Charakter - von den einen befürwortet, 
von den anderen kritisiert. Die Veränderung des politischen 
Systems mit Blick auf eine erweiterte Europäische Union 
wird jedoch nicht begleitet von einer öffentlichen Debatte, 
die den Bürgern die historische Dimension des künftigen 
europäischen Einigungsprozesses vermittelt. 

Eine Kosten-Nutzen-Analyse der Erweiterung 
Die Integration Europas hatte von Beginn an stets mehr im 
Sinn als die reine Maximierung des Nutzens ihrer Mitglieder. 
Die Europäische Union verbindet wirtschaftlichen Auf­

BI Die EU fördert die Dynamik dieser Handelsbeziehungen, 
da die Angleichung der rechtlichen Normen und Verwal­
tungsvorschriften, der Steuersysteme und der Infrastruktur 
sowie die höhere Sicherheit für ausländische Investoren das 
wirtschaftliche Wachstum in den neu-aufgenommenen Staa­
ten beschleunigen werden und somit auch die Exportaus­
sichten der westeuropäischen Unternehmen verbessern. 
~ Mit ihren Wachstums-, Wohlfahrts- und Strukturwirkun­
gen verhilft die Osterweiterung der EU zu einer höheren glo­
balen Wettbewerbsfähigkeit. Im globalen Wettbewerb 
braucht die EU die neuen und dynamischen Märkte MitteI­
und Osteuropas, um ihre eigene Wirtschaftsdynamik zu ent­
falten. 
Der Nutzen der Osterweiterung nach Ländern, Regionen und 
Sektoren wird sich unterschiedlich verteilen und natürlich 
werden Kosten und Nutzen der Erweiterung räumlich und 
zeitlich in unterschiedlichem Maße auftreten. Diejenigen EU­
Mitglieder, die intensivere Wirtschafts- und Handelsbezie­
hungen mit den mittel- und osteuropäischen Beitrittskandi-

schwung und politische Stabilität mit 
Strukturen des Ausgleichs der Interessen 
aller Mitglieder. Integration bedeutet Teil­
nahme an und in einer Schicksalsgemein­
schaft. 

Abschied vom alten 
Zum Grundgedanken dieser Schick­

salsgemeinschaft gehört das Konzept eu­
ropäischer Solidarität, und ein konstituti-

Euro pa Der radikale Wandel der 

ver Bestandteil dieses Solidarkonzepts ist 
dessen Offenheit für weitere Mitglieder. 

Konstellationen fordert eine 
neue Strategie 

Nach dem Selbstverständnis des inte­
grierten Europas ist der Weg der mitteI­
und osteuropäischen Staaten Europas zu 
Demokratie und Marktwirtschaft deshalb 

Wemer Weidenfeld 

zugleich auch der Weg in die Europäische Union - nur ihre 
Aufnahme in die EU und ihre formelle Gleichstellung mit den 
jetzigen Mitgliedern kann die Spuren des geteilten Europas 
überwinden. 

Der EU-Beitritt von bis zu 13 Kandidaten stellt jedoch ei­
ne nie dagewesene Herausforderung dar. Mit ihrer einseiti­
gen Fixierung auf die Kosten befindet sich die Diskussion um 
die Erweiterung jedoch in einer Schieflage - dies ist aber 
nicht nur einseitig, sondern auch falsch. Zweifellos werden 
die künftigen EU-Mitglieder aus Mittel- und Oste uropa zu­
nächst zu den Nettoempfängern in der Union zählen. Da ihr 
wirtschaftlicher Wohlstand selbst im Falle günstigster 
Wachstumsprognosen auf absehbare Zeit unter dem der 
meisten anderen EU-Länder liegen wird, werden sie länger­
fristig auf Transferzahlungen aus dem Gemeinschaftshaus­
halt angewiesen sein. Die Osterweiterung beinhaltet aber 
insgesamt für die EU einen großen wirtschaftlichen Nutzen, 
und jede glaubwürdige Kalkulation der Osterweiterung muss 
diese positiven wirtschaftlichen Effekte berücksichtigen:1 

~ Schon heute profitiert die EU vom erheblich gestiegenen 
Handel mit den mittel- und osteuropäischen Staaten. Zwar 
ist der Anteil Mittel- und Osteuropas am gesamten Außen­
handel der Union noch relativ gering, doch das HandeIspo­
tential ist bei weitem noch nicht ausgeschöpft. 

, ........................................ . 

daten unterhalten oder sich in einer günstigeren geographi­
schen Lage befinden, werden stärker profitieren als andere. 

Die Erweiterung der EU stellt jedoch für Gesamteuropa 
auch eine angemessene Antwort auf neue Sicherheitsrisiken 
dar, die über eine NATO-Mitgliedschaft der Beitrittskandida­
ten hinausgeht: 
~ Auf zwischenstaatlicher Ebene bietet die EU einen Rah­
men zur Verbesserung der Beziehungen ihrer neuen Mitglie­
der. Sie besitzt gefestigte und eingespielte Strukturen zur 
Diskussion von Fragen aus allen Politikfeldern, während sie 
zugleich die Achtung von Menschen- und Minderheitenrech­
ten fördert. 
~ Der Unionsbeitritt wird die Gefahr sozialer Spannungen in 
den Beitrittsländern verringern. Die EU-Mitgliedschaft stellt 
somit einen wirksamen Schutz gegen die Risiken einer Ar­
mutsmigration dar. Gleiches gilt für den Kampf gegen die or­
ganisierte Kriminalität, da nur eine gesamteuropäische Zu­
sammenarbeit im Bereich innere Sicherheit und Justiz das ge­
eignete Mittel im Umgang mit dieser Bedrohung darstellt. 
~ Die Erweiterung wird die Gesellschaften Ost- und Westeu­
ropas auf unterschiedlichen Ebenen miteinander vernetzen, 
was zu einem besseren gegenseitigen Verständnis und zum 
Abbau von Stereotypen führen kann und zudem Lernchancen 
für beide Seiten bietet. 

1 Siehe auch Bertelsmann Stiftung und For­
schungsgruppe Europa (Hrsg.), Kosten, Nutzen 
und Chancen der Osterweiterung für die Europäi­
sche Union (Gütersloh, 1998); Central and Eastern 

Europe on the Way into the European Union (in­
ternational Bertelsmann Forum, Warschau 25.126. 
Juni 1999). 
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Die Freizügigkeit in der Union erhöht soziale Kontakte, 
wodurch historisch belastete Beziehungen an Brisanz verlie­
ren. Offene Grenzen können Minderheitenkonflikte ent­
schärfen. Vertrauensbildend und konfliktmindernd wirkt ins­
besondere in Mittel- und Osteuropa auch die von der Union 
geförderte grenzüberschreitende Kooperation. 

j)) Durch die Osterweiterung 
werden die neuen EU-Mitglie­
der in ein demokratisches Sys­
tem mit starken Zivilgesell­
schaften eingebunden, wo­
durch der Wandel hin zu einer 
stabilen demokratischen poli­
tischen Kultur begünstigt 
wird. 

Die Osterweiterung ver­
mindert nicht zuletzt gravie­
rende ökologische Probleme, 
die in Mittel- und Osteuropa 
als Erbe der sozialistischen 
Vergangenheit fortbestehen. 
Durch die Übernahme von EU­
Umweltstandards und Know­
how-Transfer werden entspre­
chende Risiken, die durch ih­
ren grenzüberschreitenden 
Charakter ganz Europa gefahr­
den könnten, entschärft. 
Unter Berücksichtigung der 
positiven Effekte der Erweite­
rung überwiegt der Nutzen 

ftir West- und Osteuropa die tatsächlichen Kosten (Transfer­
zahlungen minus wirtschaftlichen Nutzen). Trotz dieser posi­
tiven Bilanz ist das Projekt einer großen EU in Gefahr, wenn 
Europa die strategischen Chancen der Erweiterung nicht of­
fensiv thematisiert. 

Die von den Äußerungen des EU-Kommissars Verheugen an­
gefachte Debatte über einen Volksentscheid zur Osterweite­
rung ftihrtjedoch in einen kontraproduktiven Diskurs.2 Die Tat­
sache, dass sich populistische Europagegnerwie Le Pen, Pasqua 
oder Haider die vermeintliche Forderung Verheugens zu eigen 
gemacht haben, und der Umstand, dass die Debatte innen- und 
parteipolitisch in Deutschland instrumentalisiert wurde, ver­
deutlichen die Gefahr, dass die Ängste der Bürger missbraucht 
werden können. In einer solchen Situation wäre es ein falsches 
Signal, das deutsche Grundgesetz zu ändern. Ein fehlgeleiteter, 
da nicht in eine strategische Konzeption eingebetteter Diskurs 
über die Erweiterung dient allein der Polarisierung und wirkt 
sich keinesfalls positiv auf die öffentliche Diskussion aus. Die 
EU-Bevölkerung frühzeitig zu informieren und zu involvieren, 
erscheint dennoch umso dringlicher. Hierzu bedarf es jedoch 
einer konzeptionellen Auseinandersetzung mit den euro pa po­
litischen Großprojekten der Zukunft. 

Der konzeptionelle Verfall des europapoJitischen Denkens 
Das große Europa der 28 oder mehr Mitgliedstaaten ist be­
schlossen und wird Wi~klichkeit werden. Die erweiterte Eu­
ropäische Union braucht ein solides Regierungssystem, um 

2 Interview mit Günter Verheugen, "Das Volk soll 
über die EU-Erweiterung entscheiden", Süddeut­
sche Zeitung v. 2. 9. 2000, S. 14. 
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den damit verbundenen Herausforderungen gerecht zu wer­
den. Daher muss sie die Frage nach ihrer Gestalt und ihren 
Ambitionen beantworten, wenn sie auch künftig eine zielge­
richtete Politik betreiben will. Entscheidend ist, dass Europa 
heute und nach seiner Erweiterung die grundlegenden Funk­
tionen erftillen kann, die seinen Fortbestand sichern und sei­
ne Handlungsfahigkeit erhalten. 

Die Handlungsfahigkeit und die Stabilität eines politi­
schen Systems benötigen einen strategischen Grundkonsens 
über Zweck, Richtung und Ausgestaltung. Die Ergebnisse des 
Europäischen Rats von Helsinki entsprechen nicht diesem 
Grundsatz. Mit der Entscheidung des Helsinki-Gipfels, Ver­
handlungen über den Beitritt mit weiteren sechs Staaten auf­
zunehmen und der Türkei als dreizehntem Staat den Bei­
trittskandidatenstatus zuzusprechen, verschärft sich der 
Konstellationswandel in der Europäischen Union. 

Die Erweiterungsentscheidung des Helsinki-Gipfels be­
legt erneut einen seit Jahren zu beobachtenden konzeptio­
nellen Verfall des europapolitischen Denkens. Die Anfangs­
jahre der europäischen Einigung waren gekennzeichnet 
durch strategische Transparenz. Der beginnende Integrati­
onsprozess war im Kern die große Antwort auf die Erfahrun­
gen des Krieges: Frieden, Wiederaufbau, Anti-Nationalismus, 
gemeinsame Macht, wirtschaftliche Wohlfahrt - dies alles 
verband sich mit dem epochalen Konzept, die Kriegsgegner 
von Gestern in einer neuen Gemeinschaft der Demokratien 
zu verbinden. Föderalismus und Funktionalismus gingen ei­
ne fruchtbare Ehe ein. Die Rede Walter Hallsteins vom "un­
vollendeten Bundesstaat" geriet zur Ikone der strategischen 
Orientierung. 

Heute liefert Europa noch keine überzeugende Antwort 
auf die Frage nach seiner künftigen Gestalt und dahinter 
steckt mehr als nur eine tagespolitische Formkrise. Europa 
hat den Verlust seiner Ordnungsidee festzustellen - und zu 
kompensieren. Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts über­
schlugen sich die geschichtlichen Ereignisse in Europa. Für 
ein orientierendes Innehalten fehlte es an Zeit und Kraft. 

Der Kontinent braucht heute im Grunde mehr Klarheit 
über sich selbst. Dem neuen Europa fehlt jedoch das Leitbild, 
das strategische Ordnungsprinzip. Ein einheitliches Bild "Eu­
ropa" ist noch nicht in Sicht. Wen kann es da wundern, wenn 
elementare Grundsatzdebatten neu aufbrechen? Meinen wir 
das geographische Europa, den Wirtschaftsstandort Europa, 
Europa als Bürgergesellschaft oder Europa als christlich­
abendländische Kulturgemeinschaft? Die alten Leitbilder der 
Integration tragen mehr und mehr museale Züge. Eine posi­
tiv ordnende Struktur, durch die sich widersprüchliche Ent­
wicklungen europapolitisch fokussieren ließen, ist nicht er­
kennbar. Selbst die Einftihrung des Euro musste gänzlich oh­
ne politisch-strategische Erörterung der Ziele und Konse­
quenzen auskommen. Die Institutionen und Kompetenzen 
wurden über die Jahre in pragmatischer Zufalligkeit ergänzt. 
Ein intransparenter Dschungel entstand. Dennoch blieb die 
Anziehungskraft der Union für immer mehr neue Mitglieder 
ungebrochen. 

Den Nachhall zu diesem Geschichtsprozess erleben wir 
nun mit den Erweiterungsbeschlüssen von Helsinki. Die Eu­
ropapolitik versucht weiterhin, der alten Integrationslogik 

I"'öl juridikum 4/00 



erweiterung der· europaeischenunion 

zu folgen: So wie die Gemeinschaft der Sechs zur Union der 
Fünfzehn mutierte, so sollte Europa nun in den Verbund der 
28 transzendieren. 

Bereits während und kurz nach dem Gipfel von Helsinki -
die weitergehende Dimension der Entscheidungen ahnend -
wurden berechtigte Fragen in Politik, Wissenschaft und Mas­
senmedien mit den inzwischen üblichen Gemeinplätzen der 
euro pa politischen Konversation bedient: Sinn und Zweck 
der Regierungskonferenz 2000 zur Reform der EU sei es, die 
Handlungsfahigkeit zu sichern, die Effektivität zu steigern 
und die Legitimation zu erhöhen. Die Klärung der so genann­
ten Überbleibsel von Amsterdam würde die Union bis 2002 
auf die Aufnahme neuer Mitglieder vorbereiten. Diese Ge­
meinplätze der europapolitischen Konversation wären 
durchaus einleuchtend und zufriedenstellend, würde es sich 
nur um das alte Europa der sechs bis fünfzehn Mitglieder 
handeln. [m Europa der 28 wird eine andere Sprache not­
wendig. Sie wird erzwungen durch Selbstverständnis und 
Größe des neuen Europas. 

Eine neue logik der Stabilitätspolitik 
Zweifel an einer EU-Mitgliedschaft der Türkei wurden mit 
dem Argument entkräftet, Europa sei nicht an die christliche 
Religion gebunden. Dies entspricht dem gegenwärtigen 
Selbstverständnis der EU als eine offene, plurale, weltan­
schaulich neutrale Entität. Niemand darf wegen seines Glau­
bens, seiner Überzeugung und seiner nationalen Herkunft 
diskriminiert werden. Dennoch greift der Verweis auf den 
weltanschaulichen Pluralismus im Blick auf das Raumbild und 
die Identität Europas zu kurz. Wenn Identität als Kriterium 
entfallt, dann erweist sich auch die Ablehnung eines späte-

ren Beitritts weiterer Staaten über die heutigen dreizehn Bei­
trittskandidaten hinaus - Russland, Ukraine, die Kaukasus­
Republiken, Nordafrika, der Nahe und Mittlere Osten - als 
unbegründet. Es sei denn die Kategorie der Identität wird ab­
gelöst durch die Logik der Stabilitäts politik. Berücksichtigt 
man die neuen Konstellationen der Weltpolitik, mag dies 
durchaus Sinn machen. Die anarchischen Grundstrukturen 
der internationalen Politik suchen sich nach dem Ende der Bi­
polarität neue Ordnungsmuster. Politik verliert durch Globali­
sierung und elektronische Vernetzung der Gesellschaften ins­
gesamt an Prägekraft. Für die politischen Restbestände von 
Daseinsvorsorge und der Frage nach Krieg und Frieden for­
mieren sich neue Konstellationen. Ein neuer großer europäi­
scher Stabilitätsraum könnte in seiner Bedeutung ebenso si­
gnifikant werden wie ein weit nach Südamerika ausstrahlen­
des Nordamerika und ein in den asiatischen Raum führendes 
Tandem von China und Japan. 
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Die Zukunft eines großen Stabilitätsraums, der ih Europa 
seinen Ursprung hat, hat ihren eigenen Wert. Eine derartige 
Entwicklung wäre jedoch nicht vergleichbar mit der alten 
Vorstellung, die ein f6derales Europa mit staatsähnlichen 
Qualitäten anstrebte. Die Handlungsfahigkeit eines derarti­
gen neuen Stabilitätsraums in Europa wird näher an der 
OSZE als an der früheren Europäischen Gemeinschaft liegen. 
Bereits die Größe eines Europa der 28 verdeutlicht dies: 
~ Die EU-Bevölkerung wird von heute 371 Millionen auf 539 
Millionen anwachsen - etwa doppelt so viel wie die der USA. 
Ili Die Fläche beträgt 5.097.000 m2; etwas mehr als die Hälfte 
der Fläche der USA. 
Ili Das Bruttosozialprodukt liegt mit rund 9.000.000 Millio­
nen Dollar um zirka 15% über dem der USA. 
Ili Das Potential einer EU-28 wird dem einer Weltmacht ent­
sprechen: ca. 35% der Weltproduktion (USA 27%), ca. 30% des 
Welthandels (USA 18%) in europäischen Händen. 
Ein Europa der 28 wird zugleich jedoch von einer ausgepräg­
ten ökonomischen und ethnischen Heterogenität gekenn­
zeichnet sein, so dass es vornehmlich mit seinen internen 
Konflikten befasst sein wird. Etwa ein Viertel der Bevölke­
rung der Beitrittskandidaten lebt als Minderheit in ihrem 
Land, weil ethnische Siedlungsräume und territoriale Grenz­
ziehung weit auseinanderfallen. Explosive Minderheitenkon­
flikte sind daher unter Umständen eine logische Konse­
quenz. 

Aber nicht nur in der internen Konfiguration wird Europa 
einen Epochenwandel vollziehen, auch in der internationa­
len Einbettung. Mit der Vollendung der Erweiterung wird die 
EU von der Barents-See im hohen Norden bis zum Schwarzen 
Meer im Süden ohne Puffer oder neutrale Zonen an diesen 
Raum grenzen, und alle grenzüberschreitenden Aktivitäten, 
Konflikte und Entwicklungsunterschiede werden zu Themen 
der Europapolitik werden. Bereits nach den ersten anstehen­
den Erweiterungsrunden schiebt sich das europäische Ge­
meinwesen bis an die Grenzen Russlands, der Ukraine, Weiß­
russlands und Moldawiens vor. Wir werden es mit Nachbarn 
zu tun bekommen, die politisch instabil, ethnisch polarisiert 
und wirtschaftlich rückständig sind. [n einer um die Türkei 
erweiterten Europäischen Union wird die EU zudem direkte 
Grenzen mit Syrien, Irak, Iran, Armenien und Georgien zu 
kontrollieren haben. Diese direkten Nachbarschaften bergen 
ihre eigenen Risiken und formulieren eine große stabilitäts­
politische Herausforderung. 

Eine nötige Renaissance konzeptionell-strategischer Vorstellungen 
Ein Europa der 28, welches sich weit über die Grenzen des 
bisherigen alten Europas hinaus ausdehnt, wird sich nicht 
mehr nach dem Muster der Römischen Verträge regieren las­
sen. Hieraus lassen sich zwei [nterpretationsschlüsse ziehen: 
~ Entweder versteht man die EU-Erweiterung als letzte Pha­
se einer außerordentlich erfolgreichen Geschichte - wie älte­
re Imperien wird auch die Europäische Union durch Überdeh­
nung ihrer Raumvorstellung erodieren und eines Tages unter­
gehen. 
Ili Oder man stellt sich der Herausforderung und reagiert 
entsprechend. [n diesem Falle wird die EU eher die Rolle ei­
nes krisenregelnden Systems kollektiver Sicherheit - ähnlich 
der heutigen OSZE, ergänzt durch einen Gemeinsamen 
Markt - übernehmen. Die Bedeutung eines derartigen Rau­
mes für die Stabilität in und an den Grenzen Europas wäre 
nicht zu unterschätzen. Ambitionen, die darüber hinaus ge-
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hen, werden jedoch nur in bestimmten Politikbereichen der 
erweiterten Europäischen Union zu realisieren sein. Wäh­
rungsunion, Verteidigungsunion, Umweltunion - alles dies 
wird mit eigenen Verfahren, Prozeduren und institutionellen 
Vorkehrungen zu versehen sein. 
Was mit der Inkorporierung des Artikels zur "verstärkten Zu­
sammenarbeit" in das Vertragswerk von Amsterdam schüch­
tern angedacht wurde, was mit Konzepten der Differenzie­
rung behutsam reflektiert wurde, in der nächsten Ära der Eu­
ropapolitik wird es radikal zu Ende zu denken sein.3 

Hinderte in den 50er jahren die Existenz der Vereinten 
Nationen und der Nordatlantischen Allianz die sechs Grün­
derstaaten nicht daran, EWG, EGKS und Euratom zu grün­
den, so wird die Existenz der EU die Staaten künftig nicht 
hindern dürfen, regionale Teil-Gemeinschaften ins Leben zu 
rufen. Im Ergebnis würden diese Teil-Gemeinschaften einen 
Zugewinn an effizienter Handlungsfahigkeit bedeuten, die in 
einer auf 28 Mitgliedstaaten erweiterten EU in vielen Berei­
chen nicht mehr zu erreichen ist. 

Nicht nur die kritischen Reaktionen auf die wenig ambi­
tionierte Regierungskonferenz belegen, dass über neue Ele­
mente der Differenzierung und Flexibilität nachgedacht wer­
den muss. Das im Amsterdamer Vertrag vorgesehene System 
der verstärkten Zusammenarbeit ist jedoch nicht das geeig­
nete Instrument, um die Ziele der Erweiterung und der Ver­
tiefung miteinander zu vereinbaren. Die Amsterdamer Flexi­
bilisierungsformel bietet keinen ausreichenden Spielraum 
für eine Kanalisierung des zunehmenden Wildwuchses der 
Europäischen Integration. Damit eine effektive und vertrags­
konforme Differenzierung innerhalb der Verträge auch in ei­
ner erweiterten Europäischen Union möglich wird, muss ei­
ne "Entfesselung" der verstärkten Zusammenarbeit erfolgen, 
wenn die Kohärenz der Gemeinschaft und damit ihre bisheri­
ge Identität nicht gefahrdet werden soll. 

Europa benötigt auf dem Weg in Richtung Politischer Uni­
on ein gewisses Maß an Differenzierung. Es ist jetzt jedoch 
an der Zeit, nicht mehr nur allgemeine, sondern vielmehr 
konkrete Überlegungen über die institutionelle und rechtli­
che Ausgestaltung einer verstärkten Zusammenarbeit in be­
stimmten Bereichen anzustellen. Hierzu gehören innere und 
äußere Sicherheit, der Umweltschutz sowie die Fortentwick­
lung einer wirtschaftspolitischen Union. 

Mit der Gipfelentscheidung von Helsinki, Beitrittsver­
handlungen mit weiteren sechs Staaten aufzunehmen, ver­
schärft sich der Konstellationswandel in der Europäischen 
Union. Auch wenn - wie bereits in Brüssel offen spekuliert 
wird - eine erste Erweiterungsrunde nicht in der Amtszeit 

der Kommission Prodi bis 2005 vollzogen werden sollte, darf 
dies nicht den Eifer einer grundlegenden und zukunftswei­
senden Vertragsreform lähmen. Die EU-Erweiterung verdient 
es, mit Vorrang behandelt zu werden, dennoch darf die 
Dringlichkeit und Bedeutung einer weit reichenden institu­
tionellen Reform nicht unterschätzt werden. 

Schlüsse/steine der Integration 
Zu Beginn des neuen jahrtausends wird Europa von großen 
Projekten geprägt: Vollendung der Währungsunion, Reform 
der Institutionen, Neugewichtung des Kompetenzgefüges, 
Entwicklung der gemeinsamen außenpolitischen Identität 
unter Einbeziehung einer eigenen sicherheitspolitischen Ka­
pazität - und all dies vor dem Hintergrund der Erweiterung. 
Diese Herausforderungen der kommenden jahre könnten die 
Gelegenheit bieten, eine neue Ära des Integrationsprozesses 
einzuleiten. Dazu ist die Ablösung der bisherigen Entwick­
lung eines institutionellen Wildwuchses durch eine kalkulier­
te politische Strategie erforderlich, auf der dann ein politi­
sches System aufbauen kann, das den Ansprüchen einer mo­
dernen Demokratie gerecht wird und staatsähnliche Hand­
lungsfahigkeit beweist. 

Vor diesem Hintergrund war es geradezu überfallig, dass 
die Grundsatzdebatte über Zustand und Zukunft der Euro­
päischen Integration begann.4 Die Finalität des Prozesses 
rückt ins Blickfeld und die anstehenden Grundsatzentschei­
dungen verlangen nach Orientierung. So ist mehr von Gravi­
tationszentren, von Kerneuropa und von Avantgarde, von 
der Neuorganisation der Verträge,S von der Grundrechte­
Charta, ja von einem europäischen "Verfassungsprozess"6 
die Rede. Dies alles signalisiert eine neue Suche nach Leitbil­
dern und Orientierungshilfen. 

Im letzten jahrzehnt hat der europäische Integrationspro­
zess eine substanzielle Verdichtung erreicht: Die gemeinsa­
me Währung wurde eingeführt, die Öffnung nach Osten wur­
de beschlossen und eingeleitet, und der Vertrag von Amster­
dam vertiefte die politische Integration - wenn auch nur mit 
verhaltenen Schritten. In der kommenden Dekade wird das 
große Europa mit wachsender Ausdehnung zugleich ambiva­
lenter; es rückt näher zusammen und wird damit konflikt­
trächtiger. Europa steckt im Zwiespalt seiner Erinnerungen 
und Möglichkeiten, zwischen einer für viele überraschenden 
Aktualität historischer Konflikte und Konstellationen und der 
Vorschau auf die Chancen seiner künftigen Ordnung. 

In den vergangenen fünfzig jahren war das Maß suprana­
tionaler Integration nie größer als heute, und doch war die 
Idee Europa, die Vorstellung von der gemeinsamen Zukunft 

3 Siehe hierzu auch CEPR, Flexible Integration. 
Towards a More Effective and Democratic Europa 
(London, 1995); Claus Giering, "Vertiefung durch 
Differenzierung - Flexibilisierungskonzepte in der 
aktuellen Reformdebatte", in integration 20/1997, 
H. 2, 5: 72-83; Claus Giering und Josef Janning, 
"Differenzierung als Integrationskonzept der 
künftigen Europäischen Union", in Bertelsmann 
Stiftung und Forschungsgruppe Europa (Hrsg.), 
Systemwandel in Europe - Demokratie, Subsidiari­
tät, Differenzierung, 5.41-50 (Gütersloh, 1998). 
4 Vgl. u. a. Rede von Außenminister Fischer an der 
Humboldt-Universität am 12. 5. 00. Das Auswärti­
ge Amt stellt den Text der Fischer-Rede unter 
http://www.auswaertiges-amt.de/4_ eu ropa/1/ 
humb1205.htm (Zugriff 28.8.2000) zur Verfü­
gung; zu der politischen Debatte siehe u. a. Ca rio 

Ciampi, "Zuerst muss die Vertiefung kommen", in 
Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 8. 2. 2000, S. 16; 
Helmut Schmidt und Valery Giscard d'Estaing, 
"Die EU ist nicht reiffür die Erweiterung", in Welt 
am Sonntag v. 23.4.2000, S. 34; zum wissen­
schaftlichen Hintergrund vgl. u. a. Fritz Scharpf, 
Regieren in Europa (Frankfurt/New York, 1999); 
Beate Kohler-Koch, "Regieren in der Europäischen 
Union, Auf der Suche nach demokratischer Legiti­
mität", in Aus Politik und Zeitgeschichte, B612000, 
5: 30-38; Jürgen Schwarze (Hrsg.), Die Entstehung 
einer europäischen Verfassungsordnung (Baden­
Baden, 2000); Claus Giering u. a., Demokratie und 
Interessenausgleich in der Europäischen Union 
(Gütersloh, 2000); Franz Borkenhagen u. a., Ar­
beitsteilung in der Europäischen Union - die Rolle 
der Regionen (Gütersloh, 1999); Thomas Fischer 

und Nicole Schley, Europa Föderal Organisieren 
(Bonn, 1999). 
5 Siehe dazu: Bericht der Drei Weisen (Jean-Luc 
Dehaene, David Si mon, Richard von Weizsäcker), 
abrufbar unter http://www.europa.eulint/ 
igc2000Iindex_de.htm (Zugriff: 25.7.2000). Vgl. 
Europäisches Hochschulinstitut, Ein Basisvertrag 
für die Europäische Union: Studie zur Neuorgani­
sation der Verträge (Mai 2000), abrufbar unter 
http://www.iue.it/RSC/Treaties.html(Zugriff 
29.8.2000): Centrum für angewandte Politikfor­
schung, Ein Grundvertrag für die Europäische 
Union: Entwurf zur "Zweiteilung" der Verträge 
(München, 2000). 
6 Vgl. u. a.lngolf Pernice, "Vertragsrevision oder 
europäische Verfassungsgebung" in Frankfurter 
Allgemeine Zeitung v. 7. 7. 2000, S. 7. 
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zu keiner Zeit diffuser als in unserer Zeit. Real betrachtet ist 
Europa in seiner gegenwärtigen Gestalt jedoch eher ein 
Raum historisch beispielloser Möglichkeiten. Zwei Projekte 
stehen symbolhaft fiir die künftigen Möglichkeiten der Inte­
gration und den Zusammenhalt seiner Mitglieder: die Vollen­
dung der Wirtschafts- und Währungsunion und die Vollen­
dung der territorialen Einheit Europas. Beides konkretisiert 
die vage Vorstellung von der Finalität des Integrationspro­
zesses. Europas politische Einheit wird nicht aus der Macht 
und aus der Abwehr äußerer Gefahren entstehen, sondern 
aus dem gemeinsamen Markt und der Behauptung des euro­
päischen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells in einer glo­
balisierten Weltwirtschaft. Europas territoriale Reichweite 
entscheidet sich nicht imperial, sondern wird Ergebnis einer 
freiwilligen normativen Übereinstimmung sein. 

Die kommenden zehn Jahre setzen den Schlüsselstein in 
das Gewölbe der Integration; was bisher als ferne Zukunft 
und abstraktes Ziel bild vage beschrieben blieb, wird schon 
morgen zur politischen Entscheidung anstehen. Die Ge­
schichte gönnt Europa keine Ruhepause. Noch sind die histo­
rischen Umbrüche der letzten Jahre nicht verarbeitet, da ste-

hen bereits neue Weichenstellungen zur Entscheidung. Die 
Regierungskonferenz ist nur eine Etappe eines längeren Pro­
zesses, der eine sich erweiternde EU regierungs- und hand­
lungsfähig machen soll. Angesichts der erheblichen Anforde­
rungen, die von innen und außen an die Union herangetra­
gen werden, können die Europäer es sich dabei aber nicht 
leisten, lediglich technische Details oder Teillösungen zu 
verhandeln. Die Europäer haben es in der Hand, ob ihr Ge­
meinwesen stagniert oder ob es zukunftsfähig gestaltet 
wird. Der Kampfum Millimeter und K1einherzigkeit aus takti­
schem Kalkül sind dabei keine angemessene Strategie. Un­
terhändler, deren Blickwinkel nicht über den Rand der Regie­
rungskonferenz hinausreicht, verlieren den Maßstab ihres 
Handeins. Die europäische Integration in den Kategorien der 
Aufgaben und der Möglichkeiten einer großen Europäischen 
Union zu denken, darin liegt die Herausforderung der Politik. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Werner Weidenfeld ist 
Direktor des Centrums für angewandte 
Politikforschung (CAP) an der Ludwig­
Maximilians-Universität München. 
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Redaktionsschluss: Mitte August 

Heft 4/2001 
Eingebildete Ausbildung - ausgebildete Einbildung 
Redaktionsschluss: Mitte Oktober 
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The Economics of Eastern Enlarge­
ment of the European Union 

Introduction 
The economics of European enlargement are straightforward 
and enormously complex at the same time. 

They are straightforward because when two countries or 
regions eliminate barriers to the free movement of factors of 
production, the result for the larger region as a whole will be 
positive, though the analysis may look different at the global 
level. This of course is only true if production factors really 
are mobile. The completion ofthe internal market in the Eu­
ropean Union from 1985 onwards was beneficial to the 
Union as a whole, because factors of production could be 
employed more efficiently. 

about 40% of the average for the European Union and all 
country averages are below that of the poorest me mb er 
state, Greece. Agriculture is also a much more significant 
contributor to GDP and has a larger share of the working 
population than in the Union (table 1). Above all, ten of the 
twelve countries were formally centrally-planned economies 
and have undergone more or less rapid transition to the 
market. 

In looking at the uniqueness of the accession candidates 
however, it is easy to forget how radically different the Euro­
pean Union itself is in relation to earlier enlargements. Even 
compared to the 'EFTA' enlargement of 1995, Monetary 

Union and the Amsterdam Treaty ,have changed 

Table 1: GDP per capita and agriculture as a % of GDP in the Associated Countries 
the Union; in relation to the previous enlarge­
ment to Spain and Portugal, the changes are 
even more radical - the completion of the inter­
nal market, the development of an environmen­
tal policy, the reform ofthe Common Agricultur­
al Policy and the Maastricht Treaty. 

GDP/cap. 1999 GDP/cap.1999 Agriculture and Agriculture 
current prices current prices 

+ exchange rates and pps 
fishing in gross 

value added 1998 
in total employ­

ment 1996 

as % of EU average 

Bulgaria 7 22 
Czech Rep. 23 59 
Estonia 16 36 
Hungary 21 51 
Latvia 11 27 
Lithuania 13 29 
Poland 18 37 
Romania 7 27 
Slovak Rep. 16 47 
Slovenia 45 71 

EU 100 100 

Source: Euro5tat 

% 

21.1 
4.6 
6.3 
6.8 
4.3 

10.3 
4.8 

16.1 
4.6 
4.1 

2.3 

% (1) 

23.4 
4.1 
9.2 
8.2 

15.3 
24.0 
26.7 
37.3 

6.0 
6.3 

5.1 

These differences are very important to bear 
in mi nd when considering the economic dimen­
sion of the negotiations for accession. The can­
didate countries are poorer and more agricultur­
al than at any previous accession and the level of 
Community regulation is much higher than in 
earlier negotiations. However the candidates are 
developed countries, although poor. The level of 
education is high and entrepreneurship is strong 
in most societies in the region. These are econo-
mies held back by the Communist system, which 
have the potential to develop rapidly in the mar­
ket economy. 

(1) 5tatistics for agricultural employment in these countries are difficult to compare to statistics 
within the EU member states. Generallythey exaggerate the size offarm employment con­
siderably. The ,real' comparative figure for Poland 15 probably around 12% But the economic and regulatory hurdle 

which the candidates have to climb to join the 
Union is much higher today than in previous en­

largements. The introduction of the acquis communautaire 
can not be achieved in the short term in all areas in the candi­
date countries. The Union must recognise that in order to 
make longer term economic gains, so me f1exibility in the im­
plementation of regulation must be accepted. 

They are extremely complex however because enlarge­
ment is about political economy. The overall impact of inte­
gration in Europe is to most economic actors less important 
than the impact on their country, their region, their profes­
sion or business. In the European Union this is all the more 
the case because there are no well-developed redistribution 
mechanisms; if one region gains from enlargement, there are 
only very imperfect ways of redistributing this gain to re­
gions which suffer losses. 

The uniqueness of the EU's fifth enlargement 
Each enlargement of the Union has been different. The fifth 
enlargement is characteris'€d by the large number of negoti­
ating countries (twelve), the size of the additional popu­
lation (around 105 millions) and by their low levels of 
wealth and income. Ifthe latter is measured as GDP per cap­
ita at purchasing power parities, the twelve countries are at 

Seite 222 

The global economic impact of enlargement on the 
European Union 
All the attempts to measure the overall economic impact of 
enIargement on the European Union as a whole have shown 
that it will have neutral or positive economic impacts on 
both the EU-15 and on the candidate countries. This work 
has usually been carried out using computable general equi­
Iibrium models. 

Baldwin, Francois and Portes' calculations suggested that 
the EU-15 member states would gain around ECU 10 billions 
per year from enlargement to seven central European coun-

juridikum 4/00 



erweiterung.dereurolJaeischenunion 

tries.' If budgetmy transfers are considered, they calculate 
that the net cost of transfers less economic gains could lie 
between 0 and ECU 8 billion. On the other hand the gains to 
the new member states would in their view amount to be­
tween ECU 25-50 billions depending on the assumptions 
used. The net gain to the enlarged EU is therefore unambigu­
ously positive and at worst a short-term marginal additional 
cost to the EU-15 iftransfers are considered. These estimates 
however ignore the impact on state budgets resulting from 
higher growth and income. 

Recent work by Breuss and by Keuschnigg and Kohler also 
concludes that the overall economie impact of enlargement 
will be marginally positive for both the enlarged EU and for 
the current EU-15 and very positive for the new member 
states.2 These studies however underline that the overall 
welfare gains to the EU-15 are spread unevenly across the 
Union. 

lt is worth notieing that these studies consider essentially 
economic mechanisms. Positive impacts come largely 
through trade and trade liberalisation, the more efficient al­
location ofresources in an enlarged Union and accumulation 
effects. Political factors do affect the results in the Baldwin 
et. al. analysis, where a major part ofthe benefits for the new 
member states comes through the reduction of risk premia 
on state and private sector borrowings. However the long­
term economie gains from the politieal integration may be 
considerable. The creation of a larger area of greater political 
security in central Europe may weil bring very significant 
economic gains beyond these risk premia. 

The distribution of economic ga ins in the Union 
The distribution of economic gains from enlargement is a far 
more important political factor in the EU than it would be in 
the USA or within a nation state in Europe. This is because, as 
mentioned, redistribution mechanisms in the Union are 
largely lacking and because each member state has a veto on 
any accession to the Union. This combination means that 
rather than being automatie, redistribution takes place 
through political haggling between the member states. 

Economic analyses of the distribution of economic gains 
from enlargement show the fairly obvious result that it is the 
countries closest to the new member states whieh al ready 
have strong economie relations with central Europe which 
will gain. On the other hand those countries further away, 
and notably the 'Cohesion countries' , will be left largely unaf­
fected by the economie changes following on from enlarge­
ment. 

The results of Baldwin et. al. suggest however that all the 
current member states will gain with the possible exception 
of Portugal. The work of Keuschnigg et. al. and Breuss point 
to significant economic gains for Austria and Germany. 
Keuschnigg concludes that 'overall ... Eastern enlargement 
of the EU may largely be self-financing and promises consid­
erable welfare gains for present member states even under 
narrow self-interested economie calculus'. 

The problem with this otherwise rosy picture of enlarge­
ment effects is that there are also impacts on the budget of 

i ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

the European Union. Politicians frequently make the grave 
error of equating economic results with EU budget impacts. 
As they often manage to persuade the public to believe even 
their errors, the problem must be taken seriously. 

The impact of enlargement on the Union budget will 
clearly be to increase transfers to the new member states 
weil beyond what they receive through the various pre-ac­
cession programmes. Eventually the net level of transfers 
could grow to around 4% of the GDP of the new member 
states. This would mean a transfer of the order of EURO 15 
billion annually at current levels of GDP to the ten central Eu­
ropean applicant countries perhaps five years after accession 
(it will take several years for the absorption capacity of the 
new member states to develop). This is approximately 15% of 
the current EU budget or roughly 0.2% ofthe EU-15 GDP. 

While this addition does not appear to be dramatie, it 
conflicts with the aims ofthe net contributors to the budget, 
who wish to see their contributions reduced in future. This 
powerful group of countries includes Germany, Austria, the 
Netherlands, the principle beneficiaries in economic terms of 
the enlargement. This group of member states wish to fi­
nance the enlargement from within the limits of the current 
EU budget by redirecting transfers from the Cohesion coun­
tries to the new member states. 

The net beneficiaries, who appear to regard their net 
transfers as fixed side payments for their membership ofthe 
Union, have resisted a reduction of transfers to them in the 
past and will do so again in the future. As they all have a veto 
on any accession, they have the power to force an increase in 
side payments from the main economic beneficiaries of en­
largement. 

The incidence of economic gains and of budgetary gains 
and losses together with the peculiar character of gover­
nance in the Union means that the negotiations between the 
fifteen existing member states may weil be just as difficult as 
those with the candidate countries. 

The distribution of economic gains should also be seen 
from other points ofview, notably through their relative allo­
cation to factors ofproduction (labour and capital) and to dif­
ferent sectors ofthe economy. 

The impact of enlargement on the labour market and on 
migration 
At accession, and assuming that no transitional arrange­
ments are agreed, workers from the new member states will 
have access to the EU labour market. lndeed this is one ofthe 
mechanisms which will lead to a more efficient allocation of 
resources and to economic gains from enlargement. 

Employment and wages in the enlarged Union will be in­
fluenced by the movement ofworkers and migration and by 
the impact oftrade and capital movements. 

The movement of workers will take place in a variety of 
ways. There will be some true migration, with people moving 
permanently to take up residence and to work in the mem­
ber states. Others will maintain their horne in the new mem­
ber states and look for work in the old member states. In 
frontier regions, just as in the EU-15, there will be many who 

1 Baldwin, Franeois and Portes, 
(April 1997), The costs and benefits 
of eastern enlargement. Economic 
Poliey, No. 24. 

2 Breuss (June 1999), Costs and 
benefits of EU Enlargement in 
Model Simulations. IEF Working 
Paper Nr. 33, Vienna; Keusehnigg, 

Kohler (September 1999), Eastern 
enlargement to the EU: eeonomic 
costs and benefits for the present 
member states. 

European Commission, study XIX/ 
B1/9801. 
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become daily commuters across the frontier. Finally others 
will be employed by their current employers in the old mem­
ber states through the freedom to provide services - this will 
be particularly common in services such as construction and 
transport. 

Migration normally leads to gains both for the source 
country and the host country. In the longer term it is now ac­
cepted that the EU-15 member states will need considerable 
inflows of workers into their economies in order to maintain 
existing social systems and production patterns. Inflows of 
workers from the new member states would be welfare en­
hancing in this context. For the new member states, the tem­
porary movement of workers to the EU-15 after accession 
would probably be positive as these workers would acquire 
enhanced skills which could be valuable, when they return 
(the ca se of Ireland for example). 

The potential flow of migrants is extremely difficult to 
project. This depends on the difference in current and ex­
pected average and sectoral earnings in the source and recip­
ient countries, the employment situation in both and on a 
large number of non-economic factors which make up the 
cost ofmigration. These latter costs are high in Europe -Ian­
guage, different customs and traditions, a strong sense ofbe­
longing, the existence of strong xenophobic movements in 
most host countries - with the result that movements of la­
bour have been lower than one would normally expect. 
There is no reason to expect the source countries in central 
Europe to be any different. 

Quaisser et al. survey some ofthe re cent estimates for mi­
gration potential from the central European countries.3 

These vary from between 23,000 to 680,000 per year. The 
higher figures are considered gene rally to be excessive and a 
more likely level would be around half of this level. A very re­
cent study for the European Commission estimates the level 
at 335,000 persons per annum for the first few years after ac­
cession followed by a dedine to 150,000 after the first de­
cade.4 

Crucial of course to both the new member states and the 
EU-15 is what sort of workers are liable to migrate. The can­
didate countries have in general good quality education sys­
tems, which have adjusted quickly to the economic and so­
cial transition. Nevertheless there is;a shortage ofhigh quali­
ty experienced staff in many sectors. In consequence pay lev­
els are quite favourable for these workers in the private sec­
tor. Professionals in the public sector (induding doctors, 
nurses and civil servants) are generally badly paid, as are un­
skilled workers. These are perhaps the two groups most like­
Iy to seek higher paid work in the EU-15. The loss of public 
sector professionals would of course be very negative for the 
candidate countries, where public services are already gener­
ally underfunded and stretched to meet the demand. 

Potential flows of labour from east to west of this order 
will be easily absorbed in a labour market of over 165 mil­
lion. None of the studies suggest otherwise. However the 
distribution of the additional labour geographically and by 
sector can cause so me difficulty. Many workers looking for 
better conditions of work will tend to try to stay dose to 
their homes and will therefore compete for jobs in the fron-
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tier regions. For daily commuters the same is true. Some 10-
cal problems may arise therefore in the eastern parts of Ger­
many and Austria. 

A movement of unskilled labour would tend to reduce the 
pay of unskilled workers in the EU-15. However the effect 
would be so small as to be hardly noticeable. even in those 
countries most affected by migration.s The impact ofmigra­
tion for higher skilled workers in the EU-15 would be at 
worst zero and probably positive. There may weil be a con­
centration of foreign labour in certain branches of activity; 
construction, transport, hotel and catering and possibly sec­
tors such as textiles might be affected. Again these sectoral 
impacts will also tend to be geographically concentrated on 
the areas dose to the new member states. Here policies need 
to concentrate on increasing the flexibility ofthe labour mar­
ket and continually updating the skills ofthe workforce. 

Trade and investment 
Employment and wages will also be affected through chang­
es in trade flows and in investment decisions after accession. 

Since the signing of the Trade and Cooperation Agree­
ments and the Association Agreements, trade has expanded 
rapidly between central Europe and the Union. Trade in 
goods is essentially free (there are still a few restrictions for 
EU-15 exports) while agricultural trade is not. The level of 
ta riff protection in the protected sectors is far higher on the 
candidate country side than for imports into the EU-15. To­
day the candidate countries do between 60%-70% of their 
trade with the Union. For the Union however, trade with cen­
tral Europe is still a very small part of total trade. In 1998 it 
made up just 11% of all extra-EU trade. 

Enlargement is likely to increase trade between the two 
sides considerably in spite of the rapid increases of the last 
decade. Some estimates suggest that trade could double to 
reach 'normal' levels of trade between middle-income indu­
strialised countries in the years after accession. With strong 
growth in the candidate countries sucking in investment 
goods as they catch up with the European Union, the trade 
surplus of the EU-15 would expand considerably after acces­
sion. 

The candidate countries' exports to the EU-15 consist of 
lower unit-value items than EU-15 exports. Theoretically this 
should mean that with increased competition in low value 
added sectors from the east, employment and factor prices 
in these sectors should decrease. On the other hand the op­
posite effect would be noted in high value added sectors in 
the EU-15, where wages and employment would tend to rise. 

These effects are however liable to be extremely weak in 
the EU-15. though dearly stronger in the candidate coun­
tries. EU-15 imports and exports to the candidates make up 
only around 1% of GDP. It would take enormous shifts in 
trade to have anything other than a marginal impact on wag­
es and employment. 

Similar reasoning applies to foreign direct investment 
from EU-15 companies in the candidate countries. While this 
is extremely important for the latter (foreign companies 
make up around one half of Poland's external trade), it re­
mains marginal for the EU-15 in terms of global FDI flows. At 

3 Quaisser, Hartmann, Hönekopp 
and Brandmeier, March 2000, Die 
Osterweiterung der Europäischen 

Union: Konsequenzen für Wohlstand 
und Beschäftigung in Europa. Fried­
rich Ebert Stiftung, Berlin. 

4 Boeri and Brücker (2000), The 
impact of eastern enlargement on 
employment and wages in the 

EU member states, European Com­
mission. 
s Boeri and Brücker; op. cit. 
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the start of 1998, EU-15 investors held around 5% of their 
world-wide assets in the candidate countries. The largest in­
vestor, Germany, invested ECU 52 billion in FDI outside the 
EU-15 in 1998 of which only 8% was to the candidate coun­
tries. 

Most ofthe FDI in the candidate countries has been made 
to gain entry to the market rather than to replace investment 
in the Union.6 Accession may change this somewhat as the 
political uncertainty in central Europe declines. However ex­
cept in certain frontier regions, it is unlikely that the attrac­
tion of low but rapidly rising wages in the candidate coun­
tries will attract a suffidently large number of companies 
supplying the EU-15 market, given the other problems which 
location in central Europe has (transport infrastructure, tele­
communications etc.). 

Enlargement impacts on sectoral policies 
Agriculture is probably the most difficult policy issue in the 
enlargement ofthe Union. 

Table 1 shows that with the exception ofBulgaria and Ro­
mania, agriculture and fisheries contributes 10% or less ofto­
tal value added in the economy of the candidate countries. 
Of the 'Luxembourg' Group of candidates (Czech Republic, 
Estonia, Hungary, Poland, Siovenia and Cyprus) agriculture 
contributes more than 5% ofvalue added only in Hungary and 
Estonia. This is still twice the contribution of agriculture in 
the EU-15. 

However the productivity of agriculture in the candidate 
countries is far below that in the Union. Employment in agri­
culture in so me ofthe candidate countries is weil over twice 
that in the EU-15. Poland is a particular case where, because 
small independent farmers survived throughout the Commu­
nist regime, there are a large number of very small farms, 
which will not survive the opening of markets to the world 
(wrO) or accession. Table 1 exaggerates the size ofthe farm 
work force in Poland considerably but nevertheless there is 
thought to be around 12% of the labour force in agriculture 
on a comparative EU basis. 

The real danger here is that, if the Common Agricultural 
Policy remains in its present form, increases in the prices of 
certain products will encourage considerable increases in 
production in the low productivity candidate country farm­
ing sectors. These increases will give rise again to large sur­
pluses, which with the wro limits on export subsidies will 
be very difficult to dispose of. The key is therefore further re­
form of the CAP, which will in any case be forced on the 
Union by international trade negotiations in wro. 

For the candidate countries, accession should speed up 
the adjustment of the agricultural sector. This will benefit 
the economies but will cause severe sodal problems in cer­
tain countries. Transfers would perhaps better be used for 
programmes to help farmers leave the sector rather than for 
subsidising prices. 

, . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
6 lankes and Stern, (1998), Capital 
flows to eastern Europe and the 
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Finally implementing the EU environment policy will put 
major strains on state and private sector finandng in the can­
didate countries. This is a purely finandal question, as all the 
central European countries want a clean environment. Insist­
ing on the immediate implementation of this policy would 
have serious detrimental effects on economic stability. This is 
true whether or not much of the needed finance comes 
through foreign assistance. The most effident way to achieve 
environmental goals would be to agree a programme for the 
gradual attainment of EU environmental standards over the 
medium term. 

Policy conclusions 
The economics of enlargement to the ten countries of central 
Europe suggest that the enlarged Union will make consider­
able gains from the integration. These will be very significant 
for the candidate countries and will be important for certain 
existing member states although being relatively small for 
the EU-15 as a whole. 

Enlargement will be made easier, and the gains will be 
higher, the more economic reform takes place in both re­
gions. High on the list for the EU-15 must be further reform 
of the CAP and of nationallabour markets, as weil as the es­
tablishment of sodal security systems on a sustainable long­
term basis. The candidate countries must continue the tran­
sition process and proceed with the implementation of the 
Community acquis, which will require massive effort. 

One of the main causes of economic gain from enlarge­
ment is the decrease in political risk which it will bring. This 
can best be assured by a relatively early enlargement, even if 
this means that so me of the adjustment to EU rules takes 
place after accession. After all none of the present EU mem­
bers have satisfactorily implemented all the acquis. 

Enlargement will however cause certain limited regional 
or sectoral problems. These should be dealt with rather than 
ignored. Degressive transitional assistance for instance could 
be given to help the adjustment of certain frontier regions 
wh ich are likely to be particularly affected. 

The main problem for the Union is likely to be a distribu­
tional one concerned with side payments needed to get 
unanimous agreement on enlargement. Such disputes 
should not be allowed however to delay a process which will 
bring such positive economic but also political advantages to 
the Continent. 

Dr. Alan Mayhew, College d'EuropejNatolin, 
University of Sussex. 
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Seit 14. Februar 2000 verhandeln die EU-Mitgliedstaaten 
erneut eine Verfassungsreform, um die Union auf die be­
vorstehende Erweiterung nach Süden und Osten vorzu­

bereiten. Spätestens seit dem Europäischen Rat von Helsinki 
im Dezember 1999 steht fest, dass kurzfristig mit insgesamt 
zwölf Beitrittswerbern und längerfristig auch mit der Türkei 
verhandelt wird, sodass mittelfristig nahezu mit einer Ver­
doppelung der Mitgliederzahl zu rechnen ist. Die institutio­
neIl zur Verhinderung von Blockaden und IntegrationsstiII­
stand und zur Ermöglichung weiterer Integrationsschritte 
notwendigen Anpassungen steIlen eine große Herausforde­
rung ftir die EU dar. Wie schon öfter in ihrer Geschichte be­
findet sich die EU somit im Spannungsfeld zwischen Vertie­
fung und Erweiterung. Der Amsterdamer 

~ Das Mitentscheidungsverfahrens wurde entscheidend no­
veIIiert5

• Die Neuerungen laufen auf eine beinahe voIlständi­
ge GleichsteIlung des Parlaments mit dem Ministerrat hinaus 
und dienen der Verfahrensbeschleunigung. 
~ Der Anwendungsbereich des Mitentscheidungsverfahrens 
wurde deutlich erweitert. Nach wie vor ist jedoch die Liste 
jener FäIle, in denen der Rat handeln kann, ohne auf die zu­
mindest implizite Zustimmung des Parlaments angewiesen 
zu sein, länger als jene der Mitentscheidung. 
~ Das Verhältnis der beratenden Organe untereinander so­
wie im Verhältnis zu den EU-Rechtsetzungsorganen wurde 
reformiert. Insbesondere wurde der Regionalausschuss zu ei­
ner selbständigen Einrichtung der EG mit eigenem Budget, 

Vertrag war zwar ein wesentlicher Schritt 
der Vertiefung wie auch der Ermögli­
chung der weiteren Vertiefung (Stichwort: 
engere Zusammenarbeit). Der neue Ver­
trag solI nun aber die endgültigen Voraus­
setzungen ftir die Erweiterung schaffen 
und am Abschlussgipfel der französischen 
Ratspräsidentschaft im Dezember 2000 in 
Nizza beschlossen werden. Vier Monate 
vor diesem Ziel datum zeichnet sich noch 
kaum ab, wie die in Amsterdam ausge­
sparten Probleme konsensual gelöst wer-

Institutionelle Fragen 
auf dem Weg zum 
Vertrag von Nizza 

den könnten. Der folgende Beitrag gibt 
daher nach ein paar einleitenden Bemer­
kungen über den institutioneIlen Status 
quo nach Amsterdam einen Überblick über die verhandelten 
Themenkomplexe und den aktueIlen Stand der Verhandlun­
gen, die LeserInnen werden jedoch erst im Dezember er­
fahren können, worauf sich die Mitgliedstaaten einigen 
konnten. 

Der Amsterdamer Vertrag' 
Der am 1. Mai 1999 in Kraft getretene Amsterdamer Vertrag 
setzte den Pfad inkrementeIler Reformen fort, der seit lan­
gem das Markenzeichen der europäischen Integration ist. 
Folgende Eckpunkte sind hervorzuheben: 
~ Das Verfahren zur BesteIlung der Kommission wurde refor­
miert. Nun benötigt bereits die Benennung deslr zukünftigen 
Kommissionspräsidenten/in die Zustimmung des Ep'2 wie 
auch weiterhin die Einsetzung des gesamten Teams. Nichts­
destotrotz sind es nach wie vor die Regierungen der Mit­
gliedstaaten, die die Kandidaten/innen auswählen. Der/die 
Kommissionspräsident/in in spe hat darüber hinaus ein ver­
stärktes Mitspracherecht bei der Auswahl der anderen Kom­
missionsmitglieder. 
~ Die Kommission übt fortan ihre Tätigkeit unter der "politi­
schen Führung" ihres Präsidenten aus.3 Weiters hat der Präsi­
dent eine erweiterte Kompetenz hinsichtlich der Verteilung 
der Portfolios während der Amtszeit der Kommission und 
nicht nur zum Zeitpunkt der Auswahl der Kommissionsmit­
glieder". 

.............................................. 

Michael Nentwich 

Sekretariat und Geschäftsordnungshoheit gemacht. Weiters 
wurde hinsichtlich der RoIle von COSAC, der Konferenz der 
Europaausschüsse der mitglied staatlichen Parlamente, klar­
gesteIlt, dass es zu keiner direkten Einbindung, etwa gar in 
Form einer dritten Kammer, kommen wird, sondern lediglich 
zu einem formalisierten Informationsaustausch.6 

~ Der Vertrag von Amsterdam erlaubt es, einer engeren 
Gruppe von Mitgliedstaaten (mindestens die Hälfte) nach ei­
ner einstimmigen Entscheidung und unter Beachtung be­
stimmter Kriterien, wie insbesondere der Achtung des acquis 
communautaire, eine engere Kooperation innerhalb des be­
stehenden Vertragsgebäudes durchzuftihren.7 

Die Agenda der Regierungskonferenz 2000 
Wie einleitend bereits erwähnt, dienen die laufenden Ver­
handlungen der institutioneIlen Vorbereitung der EU auf die 
anstehende große Erweiterungsrunde, da es trotz expliziten 
Auftrags in Amsterdam nicht gelungen war, ftir die notwendi­
gen Maßnahmen Einigkeit zu erzielen. Diese Notwendigkei­
ten beziehen sich nach aIlgemeiner Ansicht nicht auf das Ver­
hältnis zwischen den Institutionen, sondern in erster Linie 
auf das interne Funktionieren der Organe. Die Hauptthemen 
sind: 
~ Die Mitgliederzahl in den verschiedenen Institutionen, so ins­
besondere der Kommission, aber auch des Parlaments. Wäh­
rend bei Letzterem die "Quadratur des Kreises", nämlich das 

1 Ausführlich zum Amsterdamer Vertrag siehe 
Griller, S.lDroutsas, D.lFalkner, G.lForg6, K.lNent­
wich, M., 2000, The Treaty of Amsterdam. Facts, 
Analysis, Prospects. Se ries ofthe Research Insti­
tute for European Affairs, Bd. 15, Wien/New York: 

2 Artikel 214 Abs. 2 UAbs. , EGV. 
3 Artikel 219 UAbs.1 EGV. 

5 Artikel 25' EGV. 
6 Protokoll Nr. '3. 

Springer. 
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4 UAbs. 2 der Erklärung Nr. 32 zur Schlussakte des 
Amsterdamer Vertrags. 

7 Artikel 43 EUV und Artikel" EGV. 
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Zuteilen von Sitzen auch an die kleinsten Mitgliedstaaten 
trotz der bereits vereinbarten Obergrenze von maximal 700 
Sitzen zu bewerkstelligen ist, lässt sich die Sicherung einer 
effizienten Arbeitsweise der Kommission entweder durch ei­
ne zahlenmäßige Begrenzung (weniger Kommissare/innen 
als die zukünftige Mitgliederzahl) mit Rotationsprinzip oder 
durch die Einführung einer Hierarchie zwischen den (vielen) 
Kommissionsmitgliedern lösen. 
~ Die Anpassung der Gewichte für die qualifizierte Mehrheit, um 
einerseits die annähernde Repräsentativität der Stimmge­
wichte im Verhältnis zu den Bevölkerungszahlen zu gewähr­
leisten und trotzdem andererseits zu verhindern, dass - wie 
es bei einer Fortschreibung der aktuellen Gewichtungsregel 
unter bestimmten Voraussetzungen der Fall wäre - die Re­
präsentanten einer rechnerischen Bevölkerungsminderheit 
einen (qualifizierten) Mehrheitsbeschluss zustande bringen 
können. Ein mögliches Lösungsmodell in diesem Zusammen­
hang wäre eine völlige Umgestaltung der "qualifizierten 
Mehrheit" zur so genannten "doppelten Mehrheit" von Mit­
gliedstaaten und Bevölkerung. 
~ Die weitestmägliche Abschaffung von Einstimmigkeit im Rat, 
um Entscheidungsblockaden in einer EU27 oder mehr zu ver­
meiden. Hierzu wurden - nicht unähnlich den Diskussionen 
im Vorfeld der letzten IGK - Modelle vorgeschlagen, die zwi­
schen verschiedenen Typen von Entscheidungen unterschei­
den, wobei die gesetzgeberische Tätigkeit des Rates prinzipi­
ell mehrstimmig zu erfolgen hätte und nur genau spezifizierte 
Entscheidungen (etwa mit Bedeutung für die ,,verfassung" der 
Union) weiterhin einstimmig beschlossen werden würden. 
~ Seit dem Gipfel in Feira im Juni 2000 beschäftigt sich die 
Regierungskonferenz nun auch mit der Überarbeitung der 
Bestimmungen über die verstärkte Zusammenarbeit. Die in 
Amsterdam beschlossenen Voraussetzungen (insbesondere 
einstimmige Beschlussfassung und Teilnahme einer Mehrheit 
von Mitgliedstaaten an der Kooperation) sollen überdacht 
werden, um zu ermöglichen, dass auch in einer erweiterten 
Union die Möglichkeit der verstärkten Zusammenarbeit 
praktisch genutzt werden kann. 
Ebenfalls auf der Agenda befindet sich wiederum die endgül­
tige Abschaffung des Kooperationsverfahrens, die weitere 
Verbreiterung des Anwendungsbereichs des Kodezisionsver­
fahrens sowie, dass der Rat nicht mehr mit Einstimmigkeit 
entscheiden soll, wenn das EP mitentscheidet. 

Der Stand der Verhandlungen 
Mitte Juni legte die portugiesische Ratspräsidentschaft dem 
Gipfel in Feira einen ausführlichen Bericht über die Fort­
schritte der Regierungskonferenz vor.8 

~ Hinsichtlich der Anzahl der Kommissionsmitglieder werden 
folgende Optionen diskutiert: (1) kein Land hat Anspruch auf 
einen zweiten Kommissar; (2) es gibt weniger Kommissare 
als Mitgliedstaaten, wobei insbesondere überlegt wird, ent­
weder im Vorhinein festzulegen, welche Staaten in welcher 
Amtsperioden der Kommission Kommissare stellen, oder 
aber die Regel aufzustellen, dass es niemals vorkommen darf, 
dass ein Land im Vergleich zu irgendeinem anderen Land 
mehr als einmal öfter einen Kommissar gestellt hat. 

, ......................................... . 
8 Presidency report to the Feira European Council: 
Intergovernmental Conference on Institutional Re­
form, CONFER 4750100, Brussels, 14June 2000. 
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~ Die interne Organisation der Kommission wird reformiert 
werden, wobei voraussichtlich die folgenden Optionen 
(eventuell kombiniert) zum Einsatz kommen werden: (1) wei­
tere Stärkung des Präsidenten (Dirimierungsrecht, Richt­
linienkompetenz, Verteilung der Portfolios); (2) weitere Vi­
zepräsidenten mit Koordinationsbefugnissen; (3) Kommissa­
re ohne Portfolio, aber mit Stimmrecht, denen Spezialaufga­
ben zugeteilt werden könnten. Die Optionen (2) und (3) lau­
fen auf eine deutliche Hierarchisierung der Kommission hin­
aus. 
~ Weitere Themen in Bezug auf die Kommission sind die 
eventuelle Einführung eines Rechts des Kommissionsprä­
sidenten, vor dem Parlament die Vertrauensfrage zu stellen, 
und die Möglichkeit, einzelne Kommissare zum Rücktritt zu 
zwingen. 
~ Stimmgewichtung im Ministerrat: In diesem besonders sen­
siblen Bereich schwankt die Diskussion offenbar weiterhin 
zwischen den Modellen (1) "doppelte Mehrheit" und (2) 
"Neugewichtung". Hinsichtlich des ersten Modells wurden 
folgende Varianten erarbeitet: (la) "einfache" doppelte 
Mehrheit (z. B. 60% der Mitgliedstaaten plus 60% der Bevölke­
rungszahl); (1 b) "gewichtete" doppelte Mehrheit (jetzige 
qualifizierte Mehrheit plus z. B. 60% der Bevölkerungszahl); 
(1 c) "neugewichtete" doppelte Mehrheit (Kombination aus 
(1 b) und (2)). Bezüglich der - nach wie vor sehr umstrittenen 
- Neugewichtung werden zwei Varianten diskutiert: entwe­
der soll die Festlegung nach rein politisehen Kriterien erfol­
gen (2a) oder streng arithmetisch durchgeführt werden (2b). 
Als politische Parameter wird etwa genannt, dass die großen 
Mitgliedstaaten für den Verlust des zweiten Kommissars mit 
z. B. fünf zusätzlichen Stimmen kompensiert werden sollen. 
Darüber hinaus wird auch die Anzahl der erforderlichen 
Stimmen für das Erreichen einer qualifizierten Mehrheit the­
matisiert und die Frage, ob die in Nizza zu beschließenden 
Veränderungen hinsichtlich der qualifizierten Mehrheit in ei­
nem einzigen Akt oder ob sie entsprechend der fortschrei­
tenden Erweiterung schrittweise angepasst werden sollen. 
~ Ausweitung der qualifizierten Mehrheit: Die Konferenz disku­
tiert einerseits eine durch die Präsidentschaft vorgeschlage­
ne Liste von derzeit 39 Bestimmungen, die eine direkte Be­
ziehung zum Binnenmarkt oder zu anderen Bestimmungen 
haben, die in Zukunft mehrstimmig entschieden werden 
könnten. In anderen Bereichen wird erwogen, das Beschluss­
quorum nicht für ganze Vertragsartikel zu ändern, sondern 
einzelne, spezifische und klar definierte Aspekte herauszulö­
sen. Diese Bereiche sind das Steuerwesen, Sozialpolitik, Um­
weltpolitik, Außenwirtschaftsbeziehungen (gemischte Ab­
kommen, WTO) sowie die subsidiäre Kompetenzbestim­
mung des Artikel 308 EG-Vertrag. 
~ Sitzverteilung im Parlament: Auf Basis der Vorgabe, dass das 
EP maximal 700 Sitze haben soll, werden hier im Wesentli­
chen zwei unterschiedliche Ansätze verhandelt: (1) das aktu­
elle System würde extrapoliert, wobei gleichzeitig die Zahlen 
linear gekürzt würden, um innerhalb der Vorgabe zu bleiben; 
(2) allen Mitgliedstaaten werden vier Sitze zugestanden, der 
Rest wird strikt entsprechend der Bevölkerungszahlen zuge­
teilt. 
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~ Das Mitentscheidungsverfahren soll zwar nicht wieder geän­
dert, dessen Anwendungsbereich jedoch ausgeweitet wer­
den, wobei die portugiesische Präsidentschaft einen Vor­
schlag mit 21 Kandidaten gemacht hat. Wenngleich Einigkeit 
bestehen dürfte, dass das Verfahren der Zusammenarbeit end­
gültig abgeschafft werden soll, scheint es noch nicht klar zu 
sein, ob an dessen Stelle in den vier verbliebenen Fällen Mit­
entscheidung oder Konsultation treten soll. 
!W Es wird ernsthaft erwogen, eine Art Hierarchie der Rechtsak­
te einzuführen, um die Arbeitsbelastung von EP und Rat auf­
grund der Mitentscheidungsverfahren zu reduzieren. Die in 
diesem Verfahren beschlossenen Akte sollen hinfort nur die 
allgemeinen Prinzipien, Grundelemente und Ziele der Ge­
meinschaftsgesetzgebung, nicht hingegen die technischen 
Details betreffen, während Letztere in einem weniger auf­
wendigen Verfahren beschlossen werden sollen. 
~ Hinsichtlich der Reform der beiden Gerichte der EU im Lich­
te der bevorstehenden Erweiterungen sind bereits einige 
Entscheidungen gefallen: so wird es pro Mitgliedstaat genau 
einen Richter im EuGH geben, während dessen Plenum kein 
echtes Plenum mehr sein wird, also weniger Mitglieder ha­
ben wird. Weiters werden die Generalanwälte nicht mehr zu 
jedem Fall Stellung nehmen müssen und es wird voraussicht­
lich spezielle Berufungsorgane geben, etwa in Dienstrechts­
angelegenheiten. Außerdem werden zukünftige Änderungen 
hinsichtlich der Gerichte nicht mehr in jedem Fall durch ein 
Vertragsänderungsverfahren gehen müssen, sondern ein­
stimmig vom Rat beschlossen werden können. Verschiedene 
Fragen, insbesondere in Hinblick auf die Kompetenzen des 
Gerichts Erster Instanz, scheinen hingegen noch umstritten 
zu sein, etwa ein eingeschränktes Vorabentscheidungsver­
fahren vor diesem Gericht. 
~ Der Vorschlag des Regionalausschusses, dass seine Mitglie­
der entweder selbst ein politisches (regionales) Mandat ha­
ben oder zumindest einer gewählten Vertretung politisch 
verantwortlich sein müssen, scheint auf allgemeine Zustim­
mung zu stoßen, während es wohl kaum zu der geforderten 
Aufwertung zu einem vollwertigen Organ mit Klagebefugnis 
vor dem EuGH kommen wird. 
~ Die Diskussionen im Rahmen der Regierungskonferenz 
zum Thema verstärkte Zusammenarbeit sind offenbar über ihr 
erstes Stadium noch nicht hinausgekommen, wobei einige 
Delegation überhaupt keine Änderung der Amsterdamer Be­
stimmungen wünschen. Der portugiesische Bericht zählt da­
her in erster Linie die möglichen Optionen auf: so wurde eine 
Differenzierung des Verfahrens je nach Anzahl der beantra­
genden Mitgliedstaaten vorgeschlagen sowie je nach Be­
reich. Spezielle Überlegungen werden für die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik angestellt. 
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Schlussbemerkung 
Wie ein roter Faden zieht sich durch den Zwischenbericht 
der portugiesischen Präsidentschaft die Anmerkung, dass ei­
nige Delegationen der Auffassung sind, dass im institutionel­
len Bereich aufgrund der divergierenden Interessen der klei­
nen und großen Staaten nur eine Paketlösung vorstellbar ist. 
Mit anderen Worten: Voraussichtlich erst in der Endphase 
der Verhandlungen bzw. gar erst am Gipfel in Nizza selbst 
könnte jenes Paket geschnürt werden, das die Verringerung 
der Zahl der Kommissionsmitglieder und der Hierarchie in­
nerhalb der Kommission mit dem Verfahren zur Festlegung 
der Sitze im Parlament, mit der Art der neuen (oder alten) 
Stimmgewichtung im Rat, mit den Fällen einer nicht mehr 
einstimmigen Entscheidung, mit dem Übergang zum Mitent­
scheidungsverfahren usw. in einer Weise verknüpft, der alle 
Mitgliedstaaten zustimmen können. Auf Nizza darf man ge­
spannt sein! 

Dr. Michael Nentwich arbeitet am Institut 
für Technik(olgen-Abschätzung der Öster­
reichischen Akademie der Wissenschaften 
in Wien. 
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Über die Größe von Ostseeheringen, Stahlquoten, 
Ackerprämien und Transportkontingenten geht der Blick 
auf das eigentliche Ziel, die Vereinigung des europäi­

schen Kontinents, verloren - so ein oft gehörter Vorwurf im 
Kontext des Erweiterungsprozesses. Klagen über das zu 
langsame Tempo, den mangelnden Schwung und das Fehlen 
eines Kalenders mit Zieldatum eines Beitritts der ersten Kan­
didaten2 gehören mittlerweile zum Standardrepertoire der 
meisten Beitrittskandidaten. Es besteht - so scheint es - we­
nig Verständnis für die ,;rrockenübungen" von Brüssel, wo 
doch die Erweiterung nach allgemeiner Lesart das Schlüssel­
projekt für die Zukunftsfahigkeit Europas sein soll und das 
politische Versprechen zum Beitritt be-

Erweiterungsprozess ist enorm. Allein in der Kommission, 
die die Vorbereitungsarbeiten der Kandidaten inhaltlich 
überwacht, sind mehr als 700 Beamte ausschließlich im Bei­
trittsprozess, meist weit über das zumutbare Maß hinaus, 
beschäftigt. Politisch sichtbarster Ausdruck dieser Knochen­
arbeit sind die Beitrittsverhandlungen, der Ort auf dem das 
politisch Gewollte und technische Notwendige zusammen­
gebracht werden soll. 

Den Rahmen für die Beitrittsverhandlungen bilden inter­
gouvernemental ausgerichtete Beitrittskonferenzen zwi­
schenjedem einzelnen Kandidaten und den Mitgliedsstaaten 
der EU. Diese treten in der Regel pro Semester zweimal auf 

reits 1993 vom Europäischen Rat von Ko­
penhagen ausgesprochen3 und danach 
von allen Staatschefs abwärts wiederholt 
wurde und wird4

• 

Das politische Bekenntnis zur Erweite­
rung ist jedoch immer ein bedingtes: es 
hängt von der Einhaltung definierter Bei­
trittskriterien, darunter die Übernahme 
und Umsetzung der Rechtsvorschriften der 
EU ("acquis"), ab5

• Was die Beitrittskandida­
ten besonders nervt, ist das ständige Be­
harren seitens der EU auf eben diesen 

Hintergrund und Stand 
der al<tuellen Beitritts-
verhandlungen1 

lothar Jaschke 

Punkt, nämlich die genaue Umsetzung des 
acquis, wodurch ihnen nach eigenen Angaben zum Teil mehr als 
den heutigen Mitgliedsstaaten abverlangt würde. Zweifelsoh­
ne wurden die Mühen der Ebene, die Komplexität des Beitritts­
prozesses, der gleichzeitig auch ein Aufhol- und Umstrukturie­
rungsprozess ist, unterschätzt. Immerhin füllt der bestehende 
acquis über 80.000 Seiten Rechtstexte; Acquisanpassung be­
deutet daher die Erstellung detaillierter Kalender und Umset­
zungstabellen über jede Rechtsvorschrift der EU und den Nach­
weis getroffener Maßnahmen zur Einhaltung des acquis (Auf­
bau und entsprechende Besetzung von Verwaltungsbehörden, 
Nachweis der Umsetzungskapazitäten, Erlassung entsprechen­
der interner Vorschriften usw). Seitens der EU wurden ausge­
feilte Überprüfungs mechanismen etabliert. 

Viele Vertreter der Beitrittskandidaten empfinden die 
vollständige Umsetzung der Beitrittskriterien als lästige For­
malität, die in keinem Fall dem ausgesprochenen politischen 
Prinzip eines Beitritts entgegenstehen könne. Wie meistens 
im Leben, gilt eben auch hier das Prinzip der differenzierten 
Wahrnehmung: das politische Versprechen auf der einen, die 
"Details" der damit einhergehenden Verpflichtungen auf der 
anderen Seite. Denn der Arbeitsanfall für die Beitrittskandi­
daten, die Institutionen der EU und die Mitgliedsstaaten im 

, ii ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Stellvertreter- (zumeist Verhandlungsleiter seitens der Bei­
trittskandidaten, EU-Botschafter seitens der Mitgliedsstaa­
ten) und einmal auf Ministerebene zusammen. Die Verhand­
lungen sollen die Bedingungen, zu denen ein Kandidat der 
Union beitritt, klären und resultieren in von den Parlamenten 
der Mitgliedsstaaten und des betreffenden Kandidaten sowie 
dem Europaparlament zu ratifizierenden Beitrittsabkom­
men. 

Grundlage der Verhandlungen bildet der acquis. Dieser 
ist, in 31 Verhandlungskapitel eingeteilt, sine qua non jedes 
Beitritts, wobei es keinen Teilabschluss geben kann, bevor 
nicht alle Kapitel abgeschlossen sind ("nothing is agreed un­
til everything is agreed") und sich die Union ein Bild über die 
Umsetzungskapazität der Beitrittskandidaten gemacht hat. 
Ist der acquis als solcher auch nicht verhandelbar, so können 
Ausnahmeregelungen (Übergangsfristen für das volle Inkraft­
treten der jeweiligen Rechtsvorschriften) festgelegt werden, 
soweit sie inhaltlich und zeitlich klar begrenzt sind, das 
Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigen und 
einem Abbaukalender unterliegen. Heilige Regel dabei ist: 
keine permanente Ausnahme, weder de facto noch de jure. 
Werden Ausnahmebestimmungen vom acquis beantragt, so 

1 Dieser Beitrag gibt ausschließlich die Meinung 
des Autors wieder. 

Verpflichtungen einer Mitgliedschaft beitreten 
kann. 

- Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den 
Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten; 
- Übernahme der aus einer Mitgliedschaft er­
wachsenen Verpflichtungen und der Ziele der poli­
tische Union sowie der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion. 

2 Als Beitrittskandidaten werden in diesem Beitrag 
jene 12 Staaten bezeichnet, die Beitrittsverhand­
lungen mit der EU aufgenommen haben. Der Tür­
kei wurde vom Europäischen Rat von Helsinki 
ebenfalls Kandidatenstatus zugesprochen. Zur Zeit 
werden eine Strategie für die Vorbereitung der Tür­
kei auf den Beitritt sowie eine Beitrittspartner­
schaftfürdie Türkei ausgearbeitet. Vor der Aufnah­
me von Beitrittsverhandlungen müssen die politi­
schen Beitrittskriterien (siehe Fn 5) erfüllt sein. 
3 Der Europäischer Rat von Kopenhagen (Juni 
1993) bestimmte, dass jeder assoziierte Staat Mit­
tel- und Osteuropas der EU unter Einhaltung der 
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4 Noch 1995 stellte Präsident Chirac Budapest, 
Prag und Warschau einen Beitritt bereits im Jahre 
2000 in Aussicht. Mittlerweile sind entsprechende 
Zusagen wesentlich moderater geworden. 
5 Beitrittskriterien des Europäischen Rates von 
Kopenhagen: 
- Verwirklichung von institutioneller Stabilität als 
Garantie für demokratische und rechtsstaatliche 
Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte 
sowie die Achtung und den Schutz von Minderhei­
ten (politische Kriterien); 
- Einführung einerfunktionsfähigen Marktwirt­
schaft; 

Ausgehend von der in mehr als 40 Jahren Europäi­
scher Integration gewonnenen Erfahrung, dass ei­
ne reine Übernahme des acquis noch lange nicht 
deren Umsetzung bedeutet, formulierte der Euro­
päische Rat von Madrid im Dezember 1995 als zu­
sätzliche Beitrittsbedingung - neben der Übernah­
me - auch die Umsetzung und die Anwendung 
des acquis. 
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sind die Beitrittskandidaten aufgefordert, den konkreten Be­
darf, die Dauer und den Umfang dieses Wunsches nachzu­
weisen und auf entsprechende Klärungsfragen der Beitritts­
konferenz einzugehen. 

Verhandlungskapitel, ftir die zurzeit kein konkreter 
Handlungsbedarf gesehen wird, werden vorläufig abge­
schlossen, d. h. es besteht zur Zeit des Abschlusses keine 
Notwendigkeit ftir die Beitrittskonferenzen, darauf zurück­
zukommen. Vorläufig deshalb, weil es eben keinen Teilab­
schluss geben kann. Seit kurzem besteht als Rute im Fenster 
die Möglichkeit, auf ein vorläufig geschlossenes Kapitel zu­
rückzukommen, wenn der jeweilige Kandidat bei der zuge­
sagten Umsetzung seiner Verpflichtungen aus dem acquis 
säumig ist. Neues Element im Gegensatz zu früheren Ver­
handlungen: auch die Europäische Union könnte Übergangs­
fristen ftir bestimmte Kapitel wie Landwirtschaft oder Perso­
nenfreizügigkeit anmelden. Noch offen, d. h. vorläufig nicht 
abgeschlossen, sind Verhandlungskapitel, ftir die Übergangs­
fristen verlangt wurden. Zurzeit (Ende September 2000) wird 
gerade an einer Methodologie bezüglich der Behandlung von 
von Beitrittskandidaten beantragten Übergangsfristen gear­
beitet, die es möglich machen soll, auch dann Kapitel abzu­
schließen, wenn Ausnahmeregelungen beantragt wurden -
soweit sie eben von den Mitgliedstaaten akzeptiert werden. 
Schließlich gibt es auch noch solche Kapitel, in denen keine 
Ausnahmeregelungen angemeldet wurden und der Beitritts­
kandidat erklärt hat, in der Lage zu sein, den acquis vollstän­
dig umzusetzen, die aber noch eingehender geprüft werden 
müssen, etwa weil profunde Mängel bei der bisherigen Um­
setzung bestehen. 

Die Beitrittsverhandlungen erfolgen mit jedem Kandidat 
einzeln. Aus verhandlungsökonomischen Gründen wird zur­
zeit zwar in Gruppen verhandelt, grundsätzlich gilt jedoch, 
dass Kandidaten ausschließlich nach ihren eigenen Leistun­
gen beurteilt werden. Das Datum der Aufnahme von Ver­
handlungen ist daher nicht notwendigerweise ein Indiz ftir 
deren Abschluss6

, das Überholen bzw. Zurückbleiben eines 
Kandidaten prinzipiell stets möglich. In diesem Sinne über­
wacht die Kommission die Reformleistungen der Beitritts­
kandidaten, insbesondere die Erftillung der in den Verhand­
lungen gemachten Zusagen und hält die EU-Staaten in Form 
von so genannten "scoreboards" unclregelmäßigen Berich­
ten auf dem Laufenden. 

Der Ablauf der Verhandlungen unterliegt folgendem 
Schema: Die Beitrittskandidaten legen der Beitrittskonferenz 

Positionspapiere zu jedem der 31 Verhandlungskapitel vor 
(die Reihenfolge der Behandlung der Kapitel wird im Vorhin­
ein seitens der Union festgelegt). Auf dieser Basis erstellen 
die Mitgliedsstaaten dann ihrerseits eine Gemeinsame Positi­
on, die bei den regelmäßigen Verhandlungsrunden im Rah­
men der Beitrittskonferenzen ausgetauscht wird. Die Ge­
meinsame Position der Union wird in allen Verhandlungska­
piteln auf Vorschlag der Kommission ausgearbeitet und zu­
nächst in der Ratsgruppe Erweiterung und - soweit notwen­
dig - in weiterer Folge im COREPER und im Außenminister­
rat abgestimmt. Bei schwierigeren Kapiteln kann es auch zu 
mehreren Verhandlungsrunden kommen. Jenseits des Aus­
tausches der Positionen bzw. Dokumente der Beitrittskonfe­
renzen finden die "wahren" Verhandlungen innerhalb der 15 
bei der Erstellung der EU-Position bzw. am Telefon zwischen 
den Institutionen, Beitrittskandidaten und EU-Hauptstädten 
statt7. In einigen Fällen lassen sich bereits im Vorhinein Un­
stimmigkeiten oder Missverständnisse, die zur Beantragung 
von Ausnahmen geftihrt haben, klären - etwa wenn der ac­
quis falsch verstanden oder falsch ausgelegt wird. 

Dies ist auch zentrale Aufgabe des den Beitrittsverhand­
lungen vorgespannten "acquis-screening" in allen Verhand­
lungskapiteln. Das acquis screening dient dem Abgleichen 
der Rechtsvorschriften, welches die Beitrittskandidaten mit 
den Verpflichtungen des acquis und die Mitgliedsstaaten mit 
dem Umsetzungsstand des acquis in den Beitrittskandidaten 
(und beide Seiten mit der entsprechenden Lücke) vertraut 
machen soll, und wird von den Dienststellen der Kommission 
mit jedem Beitrittskandidaten vorgenommen8 • Weil der ac­
quis sich permanent weiterentwickelt, kommt es zum Nach­
screening des so genannten Pipeline-acquis. In einer ersten 
Phase wurde der acquis bis zum Stichtag 31.3. 1998, im Rah­
men eines Nachscreening dann bis zum Stichtag 31. 12. 1999 
gescreent. Die Kommission informiert die Mitgliedsstaaten 
in der Ratsgruppe Erweiterung schriftlich und mündlich über 
das Ergebnis des acquis-screening und liefert gleich eine ers­
te Beurteilung über den Stand und die Aussichten zur Umset­
zung des acquis im betreffenden Kapitel. 

Beitrittsverhandlungen wurden im März 1998 mit den im 
Brüsseler Jargon als "Luxemburg-6" und im Februar 2000 mit 
den als "Helsinki-6"9 bezeichneten Staaten formell eröffnet. 
Sie sind zusammen mit multilateralen Ad-hoc-Treffen der 
15 Mitgliedstaaten mit den Beitrittskandidaten 10 auf Minis­
terebene, der individuellen Heranftihrungsstrategie (inklusi­
ve Beitrittspartnerschaft und Heranftihrungshilfe)11 und der 

6 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von 
Feira (Juni 2000): "Alle Beitrittsländer werden wei­
terhin auf der Grundlage ihrer jeweiligen Leistun­
gen beurteilt. Entsprechend dem Grundsatz der Dif­
ferenzierung haben die Beitrittsländer die Möglich­
keit, die Länder, mit denen die Verhandlungen 
schonfrüher begonnen haben, einzuholen". 
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von 
Luxemburg (Dezember 1997): "Der Beschluß, Ver­
handlungen aufzunehmen, bedeutet nicht, daß die­
se mit allen Verhandlungspartnern gleichzeitig ab­
geschlossen sein werden. Ihr Abschluß und der 
nachfolgende Beitritt der einzelnen Bewe"berstaa­
ten werden jeweils von der Einhaltung de'tfKopen­
hagener Kriterien und der Fähigkeit der Union, neue 
Mitgliedstaaten zu assimilieren, abhängen". 

müssen (und Dossiers, die scheinbar nichts mitein­
ander zu tun haben, abgetauscht werden: Milch­
prämien gegen LKW-Durchfahrten, Fischquoten 
gegen Zustimmung zu dieser und jener Über­
gangsfrist usw). 

stand der Beitrittskandidaten in Bezug auf die Bei­
trittskriterien zum Ausdruck brachte. 
10 Gemäß den Schlussfolgerungen des Europäi­
schen Rates von Luxemburg zwar Teil des Bei­
trittsprozesses, spielen diese Treffen in der Praxis 
jedoch keine Rolle mehr. 

7 Erst in einer späteren Phase der Verhandlungen 
kommt es zu echten Verhandlungen im Rahmen 
der Beitrittskonferenzen, wenn in "Jumborunden" 
Verhandlungen global abgeschlossen werden 

Seite 230 

8 Mit der Türkei gab es bisher in einigen Berei­
chen ein "Pre-screening." 
9 Die Bezeichnungen gehen auf die Orte der Euro­
päischen Räte, in denen der Beschluss zur Aufnah­
me von Verhandlungen getroffen wurde, zurück. 
Der Europäische Rat von Luxemburg im Dezember 
1997 setzte die Beitrittskonferenzen mit Zypern, 
Ungarn, Polen, Estland, der Tschechischen Repu­
blik und Slowenien ein, der Europäische Rat von 
Helsinki im Dezember 1999 jene mit Malta, Slowa­
kei, Lettland, Litauen, Rumänien und Bulgarien. 
Voraus ging diesen Beschlüssen detaillierte Beur­
teilungen und entsprechende Empfehlungen der 
Kommission, die dabei ihre - von den Mitglieds­
staaten geteilte - Ansicht über den Vorbereitungs-

11 In den Beitrittspartnerschaften werden seitens 
der EU für jeden Bewerberstaat genaue Angaben 
über die Prioritäten, die bei der Übernahme des 
Besitzstands der Union einzuhalten sind, und die 
hierzu zur Verfügung stehenden finanziellen Mit­
tel zusammengestellt. Die finanziellen Maßnah­
men hängen von den Fortschritten der Bewerber­
staaten sowie im besonderen von der Übernahme 
des Besitzstands ab. Heranführungshilfe bezeich­
net die Programme PHARE, SAPARD (Landwirt­
schaft) und ISPA (Strukturhilfe), für die 
2000-2006 (Basis 1999) 3.120 Millionen EURO p. a. 
zur Verfügung stehen. 
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regelmäßigen Bewertung der Fortschritte der Beitrittskandi­
daten Bestandteil des vom Europäischen Rat von Luxemburg 
im März 1998 eingeleiteten Beitrittsprozesses12

• 

Luxemburg-6: Erste substantielle Verhandlungen fanden 
unter österreichischer Präsidentschaft statt. Mittlerweile 
sind alle Verhandlungskapitel mit Ausnahme der Kapitel 
Institutionen und Sonstiges eröffnet und eine Reihe von 
"einfacheren" Kapiteln ist vorläufig abgeschlossen. 16 mit 
Zypern, je 13 mit Estland und der Tschechischen Republik, 
12 mit Slowenien und je 11 mit Ungarn und Polen13• Die 
derzeitige französische Ratspräsidentschaft hat sich vor­
genommen, eine neue Phase, in der möglichst viel an sub­
stantiellen Fortschritten und Entscheidungen erzielt werden 
soll, einzuleiten. Verhandlungen über offene Kapitel sollen 
fortgeftihrt und eine Diskussion innerhalb der Mitglied­
staaten über die Frage, welche Anträge von Übergangsfris­
ten akzeptiert werden können, soll begonnen werden. 
Am Ende der französischen Präsidentschaft soll dann ein 
strukturierter und nach Prioritäten gewichteter Gesamt­
überblick über den Verhandlungsstand mit jedem Kandida­
ten vorliegen. 

Helsinki-6: Substantielle Verhandlungen wurden im Juni 
2000 unter portugiesischer Präsidentschaft aufgenommen. 
Bereits unter schwedischer Präsidentschaft in der ersten 
Hälfte 2001 sollen möglichst alle Kapitel geöffnet werden14

• 

Derzeit sind folgende Kapitel vorläufig abgeschlossen: 7 mit 
Malta, 6 mit der Slowakei, jeweils 5 mit Lettland, Litauen und 
Rumänien und 4 mit Bulgarien15

• Neu dabei ist, dass die Er­
öffnung von Verhandlungskapiteln von einer vorherigen Be­
wertung des Standes der Vorbereitungen jedes Kandidaten 
abhängig gemacht wird16

• Dies soll helfen, Verzögerungen 
auf beiden Seiten zu vermeiden und verhandelbare Kapitel 
zu identifizieren. 

Die Beitrittsverhandlungen schreiten somit relativ zügig 
voran, wobei Verhandlungen über Übergangsbestimmungen 
- Kernstück der zukünftigen Beitrittsverträge - erst bevor­
stehen. Auch gilt es zu beachten, dass Beitrittsverhandlun­
gen keine isolierten Ereignisse bilden: Dies ergibt sich aus 

dem Kontext des Beitrittsprozesses, der einen Gesamtrah­
men ftir die Erweiterung bildet. Das Tempo der Beitrittsver­
handlungen hängt von mehreren Faktoren ab17

, insbeson­
dere Fortschritt bei der Respektierung sämtlicher Beitritts­
kriterien, Umsetzung der Verpflichtungen aus den Prioritä­
ten der Beitrittspartnerschaften, Erreichung eines hohen Si­
cherheitsniveau bei Kernkraftwerken18 und Umsetzung der 
bilateralen Europa-Abkommen (Assoziationsabkommen). Da­
mit soll ein Abschluss der Beitrittsverhandlungen bei unge­
nügender Umsetzung des acquis vermieden und eine Verbin­
dung zwischen den formellen Verhandlungen und der inhalt­
lichen Vorbereitung auf den Beitritt gewährleistet werden. 
Denn ein auf den Abschluss der Verhandlungen folgendes 
"politisches Vakuum" bis zur Umsetzung sämtlicher Beitritts­
verpflichtungen könnte als inakzeptable Verzögerung aufge­
fasst werden und der politischen Unterstützung ftir die Er­
weiterung wenig dienlich sein. 

In den regelmäßigen Fortschrittsberichten vom Oktober 
1999 weist die Kommission nochmals explizit auf diese Ver­
bindung hin: Kein Verhandlungskapitel soll vorläufig abge­
schlossen werden, solange die Union nicht die Überzeugung 
gewonnen hat, dass die Vorbereitung des betreffenden Kan­
didaten mit seinen Verpflichtungen bzw. gemachten Zusa­
gen, insbesondere bezüglich Übernahme und Umsetzung 
des acquis, übereinstimmt. Aus diesem Grund können zum 
derzeitigen Zeitpunkt auch keine Angaben über den Zeit­
punkt des Abschlusses der Verhandlung~n oder gar den Bei­
tritt selbst gemacht werden, die über die - bedingte - Ab­
sichtserklärung des Europäischen Rates von Helsinki, ab 
2003 ftir die Aufnahme neuer Mitglieder'9 bereit sein zu wol­
len, hinausgehen würden. In ihren Gemeinsamen Positionen 
begnügen sich die 15 jedenfalls damit, die von den Beitritts­
kandidaten gemachten zeitlichen Angaben eines Beitritts zur 
Kenntnis zu nehmen20

• 

Mag. Lothar Jaschke arbeitet im Rat der 
Europäischen Union in der Genera/­
direktion E - Außen beziehungen. 

12 "Dieser- evolutive und alle Kandidaten einbe­
ziehende - Beitrittsprozeß findet im Rahmen der 
Anwendung des Artikels 0 des Vertrags über die Eu­
ropäische Union statt. Der Europäische Rat erinnert 
daran, daß alle genannten Staaten auf der Grund­
lage derselben Kriterien Mitglieder der Europäi­
schen Union werden sollen, und daß sie unter den­
selben Voraussetzungen am Beitrittsprozeß teilneh­
men". 

Dieser Grundsatz wird sowohl für die Eröffnung der 
Verhandlungen über die verschiedenen Verhand­
lungskapitel als auch für den weiteren Verlauf der 
Verhandlungen gelten". 

die Bedeutung dieser Angelegenheit im Zusammen­
hang mit der Erweiterung der Union hin und ruft 
die Kommission dazu auf, diese Angelegenheit [ ... } 
eingehend zu prüfen". 

13 Stand nach der letzten Verhandlungsrunde auf 
Ministerebene vom 14. Juni 2000 und vor der auf 
Stellvertreterebene anberaumten Verhandlungs­
runde im Oktober 2000. 

14 Beschluss des Europäischen Rates von Feira: 
"Nach Auffassung des Europäischen Rates sollte es 
möglich sein, mit den am weitesten fortgeschritte­
nen dieser Beitrittsländer möglichst bald im Laufe 
des Jahres 2001 in allen Bereichen des Besitzstands 
Verhandlungen zu eröffnen." 
15 Wie Fn 12. 

16 Fortschrittsbericht der Kommission vom Okto­
ber 1999, bestätigt durch die Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates von Helsinki (Dezember 
1999): "Bei den Verhandlungen wird jedes beitritts­
willige Land für sich genommen beurteilt werden. 
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17 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
von Luxemburg: "Der Europäische Rat hat hervor­
gehoben, daß zwischen der kontinuierlichen Anglei­
chung der Bewerberstaaten an das Niveau der Ge­
meinschaft bei den sektoriellen Politiken - insbe­
sondere was den Binnenmarkt und die damit in Zu­
sammenhang stehenden Politiken angeht - und 
dem harmonischen Funktionieren der Politiken der 
Gemeinschaft nach dem Beitritt ein Zusammen­
hang besteht. Die Einhaltung der politischen Kriteri­
en von Kopenhagen stellt eine unabdingbare Vor­
aussetzungfür die Eröffnung von Beitrittsverhand­
lungen dar. Die wirtschaftlichen Kriterien und die 
Fähigkeit, die sich aus dem Beitritt ergebenden Ver­
pflichtungen zu erfüllen, wurden bisher und müs­
sen auch weiterhin aus einer zukunftsorientierten, 
dynamischen Sicht heraus beurteilt werden". 
18 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
von Köln (Juni 1999): "Der Europäische Rat betont 
die Bedeutung hoher Sicherheitsstandards im Nu­
klearbereich in Mittel- und Osteuropa. Er weist auf 

19 "Die Union hat eine feste politische Zusage ab­
gegeben, sich nach besten Kräften darum zu bemü­
hen, die Regierungskonferenz über die institutionel­
le Reform bis Dezember 2000 abzuschließen, wor­
auf dann noch die Ratifizierungfolgen muß. Nach 
der Ratifizierung der Ergebnisse dieser Konferenz 
sollte die Union in der Lage sein, ab Ende 2002 neue 
Mitgliedstaaten aufzunehmen, sobald diese nach­
gewiesen haben, daß sie die Pflichten einer Mit­
gliedschaft auf sich nehmen können, und sobald 
der Verhandlungsprozeß zu einem erfolgreichen 
Abschluß gebracht worden ist". 
20 Die Beitrittskandidaten gehen von folgenden 
Beitrittsterminen als Arbeitshypothese ihrer Bei­
trittsverhandlungen, dh für die Übernahme und 
Umsetzung des acquis, Aufbau der notwendigen 
Behörden, Beantragung von Übergangsfristen, 
aus: Zypern, Malta, Ungarn, Estland, Tschechische 
Republik, Slowenien, Lettland und Litauen: 1. 1. 

2003; Slowakei und Litauen: 1.1.2004; Bulgarien 
und Rumänien: 1. 1. 2007. 
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Überblick 
Das Forschungsinstitut für mittel- und osteuropäisches 
Wirtschaftsrecht (FOWI) der Wirtschaftsuniversität Wien er­
hielt 1998/99 die Gelegenheit, im Rahmen des European 
Union's Phare Approximation of Legislation, Regulation and 
Enforcement Programme an der Überprüfung der EU-Kon­
formität des slowenischen Gesellschaftsrechts mitzuwirken 
und bei der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs zur No­
veIIierung des bestehenden Regelungswerks, des Gesetzes 
über die Wirtschafts gesellschaften, 1 entscheidende Akzente 
zu setzen. Die Verpflichtung Sloweniens zur EU-Anpassung 
(unter anderem) des Gesellschaftsrechts ergibt sich aus dem 
Assoziierungsabkommen, das seit 1. Februar 1999 in Kraft 
ist. 

Das Projekt wurde von der Deutschen Stiftung für inter­
nationale rechtliche Zusammenarbeit (lRZ) durch einen in 
Ljubljana/Laibach tätigen Vertreter koordiniert. Der eigentli­
chen Arbeitsgruppe standen zwei "Core Experts" vor, näm­
lich Herr Univ.-Prof Dr. Marijan Kocbek, In-

Verfassung sieht noch zwei weitere Lesungen vor), die sich 
wohl wegen der vor kurzem stattgefundenen Neuwahlen ver­
zögerte. 

Die rasche Erarbeitung wurde einerseits durch die Ähn­
lichkeit des slowenischen GWG zum deutschen und österrei­
chischen Recht erleichtert - es konnte dabei in hohem Maße 
auf die österreichischen Erfahrungen mit dem EU-GesRÄG 
19963 zurückgegriffen werden -, andererseits waren in der 
Arbeitsgruppe Personen involviert, die die slowenische Leh­
re und auch Praxis repräsentierten, während politische Vor­
gaben und Interessen (noch) keine Rolle zu spielen hatten. 
Zusätzlich hatte sich der die EU-Seite repräsentierende Core 
Expert, Prof. Doralt, schon früh mit dem slowenischen Ge­
sellschafts-, insbesondere dem Aktienrecht befasst.4 

Die Schwierigkeiten eines grenzüberschreitenden Ar­
beitsprojekts sind leicht vorstellbar: Einerseits war die Kom­
munikation der nicht in Slowenien ansässigen Mitarbeiter 
der Arbeitsgruppe mit ihren slowenischen Kollegen schon 

stitut für Wirtschafts recht an der rechts­
wissenschaftlichen Fakultät der Universi­
tät Maribor/Marburg, unterstützt von sei­
nem Assistenten Mag. Sasa Prelic, und 
Herr o. Univ.-Prof Dr. Peter Doralt LL. M. 
(Harvard) , Abteilung für Unternehmens­
recht der Wirtschaftsuniversität Wien, 
gleichzeitig Leiter des FOWI. Weitere 
Mitglieder der Arbeitsgruppe waren slo­
wenische Professoren des bürgerlichen 
Rechts und des Handelsrechts an den Uni­
versitäten Ljubljana/Laibach und Maribor/ 
Marburg, o.Univ.-Prof Dr. Dtto A. Altenbur­
ger, Institut für Betriebswirtschaftslehre 

Die Europäisierung 
des slowenischen 
Gesellschaftsrechts 

Peter Doralt. Markus Bmckmüller. Michael Knaus 

'" ., '" 

an der Universität Regensburg, sowie Mitarbeiter des FOWI 
und der Abteilung für Unternehmensrecht (Mag. Dr. Bachner, 
Dr. Bruckmüller, Mag. Knaus). 

Die Arbeitsgruppe konnte auf einem in Slowenien bereits 
bestehenden, ersten Novellierungsvorschlag aufbauen; die­
ser Entwurf wurde überarbeitet und ergänzt. Im weiteren 
Ablauf entstanden weitere Diskussionspapiere, die in mehre­
ren Arbeitsgruppen, teilweise an der Wirtschaftsuniversität 
in Wien, teilweise in den Räumlichk.;;iten des - direkt dem 
slowenischen Ministerpräsidenten unterstellten - Amtes für 
Gesetzgebung (Sluiba ba za zakonodajo) in LjubIjana abge­
halten, gründlich diskutiert wurden. 

Bereits im Sommer 1999 wurde der interessierten Öffent­
lichkeit im Rahmen eines gemeinsam mit dem Amt für Ge­
setzgebung und der Leitung des Phare Projekts (Hr. RA Hans 
jürgen Zahorka) veranstalteten Symposiums von den Mitglie­
dern der Arbeitsgruppe ein genau formulierter Gesetzesent­
wurfvorgestellt, der auch schon mit erläuternden Bemerkun­
gen versehen war. Nach weiterer Redaktion wurde der Ent­
wurf der Novelle in der ersten Lesung der slowenischen 
Staatsversammlung (driavni zbor) beschlossen.2 Danach 
wurde der Entwurf einer neuerlichen Redaktion unterworfen 
und harrt der weiteren Beschlussfassung (die slowenische 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

aufgrund der Entfernung naturgemäß etwas eingeschränkt; 
andererseits musste man sich, da die Experten auf EU-Seite 
nur teilweise des Slowenischen mächtig waren und nicht alle 
der slowenischen Kollegen der deutschen Sprache kundig, 
häufig der Arbeitssprache Englisch bedienen. Dies führte 
teilweise bei zwar im österreichischen (deutschen) und slo­
wenischen Recht gleichermaßen bekannten Rechtsinstitu­
ten, für die es aber kein eindeutiges Gegenstück im Engli­
schen gibt, zu gelegentlichen Missverständnissen. Außerdem 
war man bei der Verfassung der schriftlichen Teile sehr von 
der Qualität und Geschwindigkeit der Übersetzer abhängig, 
deren Geduld durch schleppende Bezahlung ihres Honorars 
überbeansprucht wurde. Abgemildert wurde dieser Nachteil 
durch den Umstand, dass alle FOWI-Mitarbeiter zweispra­
chig sind und sowohl die slowenische als auch die deutsche 
Fachsprache beherrschen. 

Die Tätigkeit der Arbeitsgruppe soll im Folgenden durch 
einzelne Beispiele illustriert werden. 

Vertretungsmacht 
Weil die Praxis der slowenischen Firmenbuchgerichte bisher 
der Auffassung war, dass es zulässig sei, die Beschränkung 
der Vertretungsmacht von Gesellschaftsorganen im Firmen-

1 Zakon 0 gospodarskih dru bah, Amtsblatt Nr 
30/93,29/94,82/94,20/98,32/98,37/98,84/98, 
6199, im folgenden GWG. 

2 Abgedruckt im Berichterstattungsorgan des slo­
wenischen Parlaments, Nr 71 vom 6. Oktober '999, 

'7· 

4 Vgl DoraltlKocbeklPivka, Die Aktiengesellschaft 
und ihre Satzung nach slowenischem Recht, 
FOWI-Schriftenreihe (1997). 

3 BGB111996/304. 
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buch (Gerichtsregister) mit Wirkung fUr Dritte einzutragen, 
sieht die Novelle nunmehr entsprechend Art 9 Abs 2 der Pu­
blizitätsrichtlinie5 die Unbeschränkbarkeit der Vertretungs­
macht von Gesellschaftsorganen gegenüber Dritten vor. 

Aktienrecht 
Maßgebliche Änderungen auf dem Gebiet des Aktienrechts 
betreffen Änderungen im Bereich der Gründungsvorschrif­
ten: Nunmehr soll- ebenso wie bei der GmbH - auch bei der 
slowenischen Aktiengesellschaft eine Einmanngründung 
möglich sein, die Höhe des Mindestgrundkapitals wird auf 
die europarechtlich vorgegebene Höhe angehoben. Einge­
fUgt wurden weiters Regelungen zur Nachgründung, die bis­
her im GWG gefehlt hatten und die dem deutschen bzw 
österreichischen Aktienrecht nachempfunden wurden (§ 45 
AktG, § 52 dAktG). 

Zusätzlich musste entsprechend den Vorgaben der Kapi­
talerhaltungsrichtlinieG der Umfang der Gründungsprüfung 
ausdrücklich festgelegt werden. 

Die fUr die GmbH geltenden Vorschriften über eigenkapi­
talersetzende Gesellschafterdarlehen werden auf die Aktien­
gesellschaft ausgedehnt. 

Den Entwicklungen im österreichischen und deutschen 
Recht folgend, können nunmehr eigene Aktien bis zum Aus­
maß von 10% des Grundkapitals erworben werden. Für die ei­
genen Aktien ist eine Rücklage zu bilden. 

Weitere, sehr wichtige Änderungen hat es im Recht der 
Umgründungen gegeben; die Verschmelzung wurde einer 
grundlegenden Überarbeitung unterzogen, die Spaltung 
nach dem Vorbild des österreichischen SpaltG7 neu einge­
fUhrt. 

Recht der GmbH 
Die Bestimmungen im GWG über die GmbH (d. o. o.) orien­
tierten sich weitgehend, aber nicht nur am deutschen GmbH­
Gesetz. So wie bei der Aktiengesellschaft wurden die Vorbil­
der oft vereinfacht und verkürzt; in anderen Fällen enthält 
das Gesetz fUr die slowenische GmbH Bestimmungen, die im 
deutschen Recht nur durch die Lehre klargestellt wurden. So 
ist zB einerseits das Weisungsrecht der Generalversammlung 
im Gesetz nicht ausdrücklich verankert - unbestritten ist frei­
lich, dass es im Gesellschaftsvertrag normiert werden kann -
andererseits jedoch der Ausschluss und der Austritt von Ge­
sellschaftern aus wichtigem Grund, praktischen Anforderun­
gen entsprechend, gesetzlich geregelt. 

Die gesellschaftsrechtlichen Richtlinien der EU haben nur 
in wenigen Punkten dazu gezwungen, in das bestehende 
GmbH-Recht einzugreifen. So war in Slowenien schon bisher 
die Gründung einer Einpersonen-GmbH zulässig, die Einper­
sonen-GmbH-Richtlinie hat nur dazu gezwungen, Insichge­
schäfte zwischen dem Einmanngesellschafter, der gleichzei­
tig GeschäftsfUhrer ist, und der GmbH EU-konform zu regeln; 
wie auch schon in Österreich wurde die Schriftform vorge­
schrieben. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Im Gegensatz zum österreichischen Recht - jedoch im 
Einklang mit den Formulierungen des deutschen GmbH-Ge­
setzes - sind zwei andere wichtige Materien geregelt. Dem 
deutschen Vorbild entsprechend, enthält das GWG Bestim­
mungen über die eigenkapitalersetzende Gesellschafterfi­
nanzierung und Bestimmungen über die Rückgewähr der 
Einlagen. 

Zur Bestimmung über die eigenkapitalersetzende Gesell­
schafterfinanzierung, die bis zur Novelle dem deutschen 
Vorbild entsprach, wurde in der letzten Phase der Gesetzes­
vorbereitung ein zusätzlicher Absatz hinzugefUgt. Dieser 
soll klarstellen, dass die Eigenkapitalersatzregeln nicht an­
zuwenden sind, wenn im Falle der Besicherung eines von 
einem Dritten gewährten Darlehens durch einen Gesell­
schafter der Dritte die Sicherung nicht in Anspruch ge­
nommen bzw das Darlehen nicht gekündigt hat. Es ist zu 
hoffen, dass dieser Versuch einer KlarsteIlung nicht Verwir­
rung stiftet. 

Während in Österreich jede Form der Rückgewähr von 
Einlagen und der verdeckten Gewinnausschüttung unzuläs­
sig ist (§ 82 GmbHG) enthält Art 430 GWG dem § 30 dGmbHG 
folgend ein (striktes) Auszahlungsverbot fUr den Fall, dass 
das Nettoaktiwermögen der Gesellschaft (in der Bilanz aus­
gewiesene Aktiva minus sämtliche echte Passiva) unter die 
Stammkapitalziffer sinkt. Dies gilt wohl auch in Slowenien 
nicht nur fUr offene, sondern auch fUr verdeckte Auszahlun­
gen (zB durch Verträge zwischen den Gesellschaftern und 
der Gesellschaft). 

Bis zur GWG-Novelle sind auch die Bestimmungen über 
eigene Geschäftsanteile nahezu wortgleich der deutschen 
Regelung (§ 33 dGmbHG) gefolgt. Diese Kapitalerhaltungs­
vorschrift wird nunmehr insofern verstärkt, als der Kapital­
schutz neben dem Stammkapital auch auf die Revalorisie­
rungsrücklage ausgeweitet wird. Diese Vorschrift wird durch 
die neu eingefUhrte Verpflichtung zur Bildung einer Rücklage 
fUr eigene Anteile flankiert. Auf diese Weise wird der Erwerb 
eigener Anteile bilanziell ausgeglichen und durch Bindung 
dieser Rücklage der Ausschüttung entzogen. Sofern die ge­
setzlichen Voraussetzungen nicht erfUllt sind, ist der Erwerb 
eigener Anteile nicht nichtig; das Nettoaktiwermögen der 
Gesellschaft einschließlich der Revalorisierungsrücklage 
wird jedoch durch den Erstattungsanspruch bei verbotswid­
riger Auszahlung geschützt.8 

Es wurde auch die Gelegenheit ergriffen, in einigen ande­
ren wichtigen Punkten das GmbH-Recht zu modernisieren. 
So wurde - als investitionsfördernde Maßnahme - die so ge­
nannte "Drittelklausel" gelockert; nach dieser Regel war bis­
her ein Drittel des Stammkapitals stets in Geld aufzubringen, 
und zwar selbst dann, wenn die Sacheinlagen (was bei Sach­
einlagen mit einem Wert von 1,4 Mio SIT vorgeschrieben 
war, Art 411 Abs 4) von einem Gründungsprüfer geprüft wur­
den. Nunmehr ist es bei Sacheinlagen über 1,4 Mio SIT nicht 
mehr erforderlich, das Verhältnis zwischen Bar- und Sachein­
lagen, die so genannte Drittelklausel, einzuhalten. 

5 1. Richtlinie des Rates vom 9. März 1968 (68/1511 
EWG). 
6 2. Richtlinie vom 13. Dezember 1976 (77/1911 
EWG). 
7 BGB111996/304. 
8 Der Gesetzgeber war bei der Ausweitung des 
der Kapitalerhaltung unterliegenden Vermögens 

der GmbH nicht konsequent. Um einem Verstoß 
gegen die der Kapitalerhaltung dienende Rege­
lung nicht "zahnlos" ausgesetzt zu sein, ist in Ana­
logie zur Regelung des Erwerbes eigener Aktien 
auch das durch das Auszahlungsverbot geschützte 
Vermögen um die Revalorisierungsrücklage zu er­
gänzen. Andernfalls wäre die Wertungsentschei-

dung des Gesetzgebers im Zusammenhang mit 
dem Erwerb eigener Aktien, durch Erhöhung des 
dem Kapitalschutz unterworfenen Vermögens 
mittels Erweiterung um die Revalorisierungsrück­
lage für die GmbH, nicht vollständig. 
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Klarstellend wird ins Gesetz aufgenommen, dass die Zu­
lässigkeit der Abberufung eines Geschäftsftihrers auf die im 
Gesellschaftsvertrag festgesetzten Gründe beschränkt wer­
den kann. Die Bestimmung über die gesellschaftsrechtlichen 
Entschädigungsansprüche bei Abberufung ohne wichtigen 
Grund werden - nach einem bereits erfolgten Eingriffin die­
se Bestimmung9 

- endgültig aufgehoben. Dem deutschen 
Vorbild folgend hat man sich nun endgültig dazu durchge­
rungen, dass Entschädigungsansprüche ausschließlich durch 
die schuld rechtliche Beziehung zwischen Geschäftsftihrer 
und Gesellschaft (Anstellungsvertrag) geregelt werden.lu 

Bestimmungen zur vereinfachten Kapitalherabsetzung als 
Sanierungsinstrument wurden sehr spät (1994) ins dGmbH­
Gesetz aufgenommen (so auch ins österreichischell

). So er­
klärt sich auch die fehlende Regelung im GWG - welches erst 
1993 beschlossen wurde - und das jetzige Nachziehen des 
slowenischen Gesetzgebers. Legistisch wurde diese Bestim­
mung jedoch nicht durch eine gesonderte Regelung ftir die 
GmbH (d. o. 0.) eingeftihrt, sondern durch einen Verweis auf 
die entsprechende aktienrechtliche Bestimmung. 

Verschmelzung 
Die Verschmelzung unter Beteiligung von Aktiengesellschaf­
ten ist dem GWG seit seinem Inkrafttreten im Jahr 1993 be­
kannt. Die Regelung folgte im Wesentlichen dem dAktG vor 
Inkrafttreten des dUmwG. Einzelne Verschmelzungsarten 
waren im alten GWG gar nicht geregelt, sodass eine Ergän­
zung zu erfolgen hatte, wie etwa die Verschmelzung zweier 
GmbHs oder die Verschmelzung einer AG auf eine GmbH als 
übernehmende Gesellschaft. 

Die Verschmelzung zur Aufnahme unter Beteiligung zwei­
er Aktiengesellschaften ist auch im slowenischen Recht (vgl 
§§ 219 ff AktG) der vollständig durchnormierte Verschmel­
zungstyp. Der Aufbau und die einzelnen Regelungen orien­
tieren sich in der Novelle nunmehr in verstärktem Maße nach 
dem österreichischen Verschmelzungsrecht und überneh­
men fast durchgehend österreich ische Lösungen.12 

Im Entwurfneu oder erstmals näher ausgestaltet wurden 
etwa die Regelungen zur Vorbereitung und Durchftihrung 
der Hauptversammlung, die Zwischen bilanz, der Verschmel­
zungsbericht sowie Neuerungen bei der Gründungsprüfung 
anlässlich der Kapitalerhöhung zur Durchftihrung der Ver­
schmelzung. Neu eingeftigt wurde eine dem § 224 AktG ent­
sprechende Regelung über das Unterbleiben der Gewährung 
von Aktien, womit die Behandlung der up-stream-, down­
stream und side-stream-mergers dem österreichischen Recht 
angepasst wurde. 

Eine wesentliche Neuerung des slowenischen Verschmel­
zungsrechts betrifft die Regelung der Durchbrechung der Re­
gistersperre, die einen Mittelweg zwischen österreichischem 
(§ 19 Abs 2 FBG) und deutschem Recht (§ 16Abs 3 dUmwG) 
versucht. 

Weiters wurde im Entwurf eine wesentliche Neuerung 
eingeftigt, die ihren Ursprung im österreich ischen Recht hat, 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

nämlich das Verfahren der gerichtlichen Überprüfung des 
verschmelzungsrechtlichen Umtauschverhältnisses, das vor­
behaltlich einiger Anpassungen an das slowenische Außer­
streitverfahren den §§ 225c ff AktG nachempfunden und des­
sen Aufnahme in den Gesetzesentwurf insbesondere von den 
mit der Praxis vertrauten Mitgliedern der Expertengruppe 
sehr begrüßt wurde. 

Überhaupt neu zu regeln war die Verschmelzung unter 
Beteiligung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
die im GWG ursprünglich gefehlt hatte. Doch wurde die Ver­
schmelzung zweier GmbHs in der Praxis ftir zulässig angese­
hen; der im deutschen und österreich ischen Umgründungs­
recht geltende numerus clausus der Umwandlungsfälle war 
der slowenischen Praxis und Lehre bislang fremd. 

Spaltung 
Die 6. Richtlinie, die so genannte Spaltungsrichtlinie, nimmt 
innerhalb der gesellschaftsrechtlichen Richtlinien eine be­
sondere Stellung ein. Zum einen regelt sie einen gesell­
schaftsrechtlich nicht unbedeutenden Vorgang und zum an­
deren ist die Umsetzung der Spaltungsrichtlinie nur dann ftir 
die Mitgliedsstaaten verpflichtend, wenn die nationale 
Rechtsordnung das Institut der Spaltung überhaupt kennt. 
Der Begriff der Spaltung findet sich in mehreren sloweni­
schen GesetzenY Eine gesellschaftsrechtliche Regelung der 
Spaltung fehlte jedoch bisher. Das Erfordernis der Regelung 
solcher Vorgänge ist in Zeiten einer raschen wirtschaftlichen 
Entwicklung evident. Anders als in Österreich wurde die zivil­
rechtliche Regelung der Spaltung jedoch nicht durch das Vor­
preschen der Steuergesetzgebung ausgelöst; umgekehrt: Es 
bleibt abzuwarten, ob sich nicht ein steuerlicher Regelungs­
bedarf in Form von Sondervorschriften zur Verhinderung der 
Besteuerung stiller Reserven ergibt. 

Die Spaltungsbestimmungen sind ftir Kapitalgesellschaf­
ten anzuwenden.14 Dies ist neben der AG und der GmbH 
auch die gesetzlich geregelte Kommanditgesellschaft auf Ak­
tien. Einige Abweichungen zum SpaltG ergeben sich durch 
Abweichungen im gesellschaftsrechtlichen Unterbau. Als sol­
che seien zB das nicht gegebene Erfordernis eines obligatori­
schen Aufsichtsrates bei Überschreiten bestimmter Merkma­
le (vgl § 29 GmbHG) bzw die obligatorische Einrichtung eines 
Aufsichtsrates für Aktiengesellschaften (nur) bei Überschrei­
ten bestimmter Merkmale (vgl Art 261 Abs 2 GWG) sowie bei 
der GmbH das Erfordernis einer Mehrheit von drei Viertel 
der Stimmen aller Gesellschafter zur Änderung des Gesell­
schaftsvertrages genannt.15 

Bei Einschränkung der Übertragungsbeschränkungen der 
Anteile der übernehmenden Gesellschaften (zB Vinkulierung) 
ist für den Fall des Widerspruches zur Niederschrift ein Aus­
tritts recht normiert. Dadurch wird im Vergleich zu dem im 
SpaltG (§ 10 Abs 3 leg cit) vorgesehenen Zustimmungsrecht 
eine Stärkung der spaltungswilligen Anteilsinhaber unter 
Aufrechterhaltung der Vermögensposition des/der nicht zu­
stimmungswilligen Anteilsinhaber(s) erreicht. Das Austritts-

9 Vgl Änderung des Art 449 Abs 3 durcn'ABI Rs Nr 
20/98 [ZDG-C]. 

Bestifmmungen in §§ 59 und 60 GmbHG. 14 Zu den zukünftigen Spaltungsbestimmungen 
in Slowenien Knaus, Das neue slowenische spal­
tungsrecht, WIRO 10/2000. 10 Hierzu Art 262 ff Obligationengesetz; Plavsak 

in Gospodarske pogodbe I [Wirtschaftsverträge I] 
(1993) 74-81. 
11 Noch später, nämlich erst durch das Insolvenz­
rechtsänderungsgesetz im Jahre 1997, folgten die 

Seite 234 

12 VglBruckmüller, Das neue slowenische Ver­
schmelzungsrecht, Diss Universität Wien [2000]. 
13 So zB im Übernahmegesetz [Zakon 0 prevze­
mih, ABI Rs Nr 47/97], Gerichtsregistergesetz 
[Zakon 0 sodnem registru, ABI Rs Nr 13/94]. 

15 § 50 Abs1 GmbHG sieht hierfür die Mehrheit 
von drei Viertel der abgegebenen Stimmen vor. 
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recht ist jedoch - durch das Erfordernis des Widerspruches­
nur außerhalb der Grenzen der durch die Spaltungsbestim­
mungen vorgegebenen Beschlusserfordernisse möglich; an­
dernfalls ist auch in Slowenien eine Spaltung nicht möglich. 
Eine in § 17 Z 5 SpaltG durch Analogie zu schließende Li.i­
cke16 wurde in den slowenischen Spaltungsbestimmungen 
durch eine Ausweitung der sinngemäßen Anwendung der 
Verschmelzungsbestimmungen auch auf die übertragende 
Gesellschaft geschlossen. 

Rechnungslegung 
Die Rechnungslegungsbestimmungen sind neben der Spal­
tung und der Verschmelzung der dritte Bereich des sloweni­
schen Gesellschaftsrechtes, der völlig neu geregelt werden 
soll. Wenngleich bis zur Inkraftsetzung der Novelle im GWG 
nur rudimentäre gesetzliche Vorschriften zur Rechnungsle­
gung vorhanden waren, so war durch die Slowenischen Rech­
nungslegungsstandars (SRS)17 doch ein Regelungswerk gege­
ben, das - abgesehen von den nicht ausreichenden Angaben 
im Anhang und Lagebericht - aus EU-rechtlicher Sicht nur 
wenig Anlass flir Änderungen gab.18 Zur Ausformulierung ei­
nes EU-konformen Rechnungslegungsentwurfes19 hat man 
sich unter anderem aus rechtsstaatlichen Gründen entschlos­
sen.20 Man wollte der Klärung der Frage ausweichen, ob 
schon die Veröffentlichung der SRS im Amtsblatt der Repu­
blik Slowenien (Uradni list Republike Slovenije) eine Umset­
zung der Richtlinie darstellen würde. Auch Praktikabilitäts­
gründe spielten eine Rolle, denn die Einarbeitung der Bilanz­
richtlinie in die SRS wäre unverhältnismäßig zeitaufwendi­
ger. In der derzeitigen Fassung des Entwurfes (siehe Einlei­
tung) wurden die besonderen Bewertungsbestimmungen 
(Anlage- und Umlaufvermögen) ausgenommen und einer Re­
gelung in den SRS zugeflihrt. Da einige Bestimmungen des 
ursprünglichen Entwurfes etwas unglücklich abgeändert 
wurden und unseres Erachtens noch nicht als endgültig be­
trachtet werden können, beschränken wir uns hier auf einige 
grundlegende Aussagen zum Rechnungslegungsentwurf. 

Die Rechnungslegungsbestimmungen des GWG gelten in 
ihrer Gesamtheit nur flir Kapitalgesellschaften und flir Perso­
nengesellschaften ohne persönlich haftende Gesellschafter.21 

Für kleine Einzelunternehmer und flir Personengesellschaf­
ten - nach Maßgabe der der Bilanzrichtlinie (vgl § 221 Abs 1 
bis 3 HGB) entsprechenden Größenklassen - gelten nur die 
allgemeinen Rechnungslegungsbestimmungen (Pflicht und 
Frist zur Erstellung des jahresabschlusses, Generalnorm, In­
ventur sowie Ermächtigung an das Institut flir Wirtschafts­
prüfung zur Konkretisierung der Rechnungslegungsbestim­
mung und zur Festsetzung besonderer Bewertungsbestim­
mungen unter Berücksichtigung der Bilanz- und Konzern­
richtlinie), die allgemeinen Bewertungsbestimmungen sowie 
die Gliederungsvorschriften mit dem Wahlrecht zur Anwen­
dung aller Erleichterungsbestimmungen. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Zur Umsetzung der Bilanzrichtlinie kann ganz allgemein 
gesagt werden, dass die Rechnungslegungsbestimmungen 
alle Länderwahlrechte der Richtlinie und auch alle in ihr vor­
gesehenen Erleichterungen enthalten. Dadurch bleibt es 
auch bei den bisher bereits in den SRS festgesetzt(~n Ansatz­
wahlrechten (zB Aktivierung von Erweiterungsaufwendull­
gen und/oder ForschungsaufWendungen). jedenfilIIs neu ist 
der Katalog der verpflichtenden Angaben im Anhang. Bestim­
mungen über die Bildung und Verwendung von Rücklagen 
einschließlich der Abgrenzung zwischen gebundenen und 
freien Rücklagen22 sind nunmehr in Art 60 GWG geregelt. 
Korrespondierend zu den Umgründungsbestimmungen ist 
als Bewertungswahlrecht in den Rechnungslegungsbestim­
mungen sowohl eine Buchwertfortflihrung als auch eine Be­
wertung zu Tageswerten vorgesehen. 

Rückblick und Ausblick 
Als zu Beginn des 20.jahrhunderts der reformfreudige öster­
reichische justizminister Franz Klein Vorarbeiten zur Einflih­
rung der damals modernsten Gesellschaftsform, der GmbH 
anordnete, unterstützte ihn hierbei ein junger slowenischer 
Beamter, Milan Skerlj. Skerlj hatte schließlich maßgeblichen 
Anteil an der Ausgestaltung des österreichischen GmbH­
Rechtes, das im Verhältnis zum deutschen Recht zweifellos 
das modernere ist und aus diesem Grund auch die NS-Zeit 
überlebte. 

Skerlj war nach dem Ersten Weltkrieg maßgeblich am 
Aufbau des jugoslawischen Handelsrechtes beteiligt und 
prägte die slowenische Rechtskultur im Bereich des Handels­
rechts als Universitätsprofessor der juristischen Fakultät der 
Laibacher Universität und als Mitglied des obersten Gesetz­
gebungsrates des damaligen jugoslawien. 23 

Die Zusammenarbeit zwischen slowenischen und öster­
reichischen Experten knüpft also an eine alte Tradition an. Es 
ist zu hoffen, dass unter dem Dach der europäischen Union 
die Zusammenarbeit Österreichs mit seinen Nachbarstaaten 
- befreit von historischen Altlasten - intensiviert wird und ei­
ne gemeinsame Rechtskultur entsteht, die der Wirtschaft 
und damit dem Wohl der Bürger zu Gute kommt. 

o. Univ.-Prof. Dr. Peter Doralt, LL. M. 
(Harvard), Abteilung für Unternehmens­
recht der WU Wien; Leiter des FOWI 
(Forschungsinstitut für mittel- und ost­
europäisches Wirtschaftsrecht) der 
WUWien 
Dr. Markus Bruckmüller, RAA in Wien 
Mag. Michael Knaus, Mitarbeiter am FOWI 
derWUWien. 

16 Hierzu KaJss, Handkommentar § 17 Rz 2. 
17 Die SRS wurden aufgrund einer gesetzlichen 
Ermächtigung vom Verband der Rechnungsführer, 
Finanzfachleute und Prüfer Sloweniens am 21. 
April 1993 verabschiedet und gelten für alle Gesell· 
schaftsformen des GWG. Sie liegen in deutscher 
Übersetzung vor. Knaus/Korosec, Die Siowenl· 
schen Rechnungslegungsstandards [Slovenskl Ra· 
cunovodski standardi] FOWI-Schriftenreihe (1996), 

18 Ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien nur 
die Zu lässigkeit der Aktivierung von Vertriebskos­
ten und einige fehlende Bestimmungen bei der 
Regelung der allgemeinen Bewertungsbestim­
mungen (vgl § 201 HGB; Art 31 der Bilanzrichtlinie), 
genannt. 

20 Vglllesic in Prelic, Harmonization, 288 bis 293. 
21 Vgl § 221 Abs 5 HGB; GmbH & Co. KG-Richtli­
nie (90/604/EWG). 
22 Vgl § 130 AktG und § 23 GmbHG. 
23 Bruckmüller, Milan Skerlj und das österreich i­
sehe GmbH-Gesetz in Vilfanov Zbornik [Vilfan 
Gedächtnisschrift] (1999),439. 
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19 Abgedruckt in Prelic (Hrsg) Harmonization of 
the Siovene eompany law to the EU eompany law, 
Marlbor (1999) 348. 
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nach.satz 

Masters of bananas 

Ist davon auszugehen, dass Österreich, 
entgegen der erfolgreichen Selbstdar­
stellung als Bananenrepublik, immer 
noch EU-Mitgliedsstaat ist, dann gilt 
auch für das kleine Land mit den sehr 
hohen Bergen und sehr tiefen Tälern 
EU-Recht. Wohl ist Österreich nicht nur 
ein Bildungsdefizit durch den Akademi­
kerinnenanteil am Gesamtanteil der 
Bevölkerung bescheinigt, auch bei der 
Umsetzung internationaler Verpflich­
tungen, im konkreten des Amsterda­
mer Vertrages, macht sich dieses pein­
lich bemerkbar. 

Artikel 3 des Vertrages besagt, dass 
die Gemeinschaft bei allen in diesem 
Artikel genannten Tätigkeiten darauf 
hinwirkt, Ungleichheiten zu überwin­
den und die Gleichstellung von Frauen 
und Männern sicherzustellen. Die 
Gleichstellung wurde so einerseits zu 
einer besonderen Aufgabe der Gemein­
schaft erklärt und andererseits als 
Querschnittsmaterie definiert. 

Hintergrund dieser Bestimmungen 
ist, dass Diskriminierung schlicht Geld 
kostet und volkswirtschaftlichen Scha­
den anrichtet. Basierend auf diese Vor­
gaben gibt es mittlerweile Seminare 
fur Führungskräfte die allein den 
Zweck verfolgen, dass diese eine Sensi­
bilität in Bezug auf gendersensitives 
Führen entwickeln. 

Zwar hält sich immer noch jedeR 
der eine Schwester, Tochter, Mutter, 
Frau oder Freundin hat für einen E.l'­
perten in Sachen Frauenforschung, nur 
ist Feminismus mittlerweile eine Wis­
senschaft, die Bücherwände und Bi­
bliotheken füllt und es ist sehr dünnes 
Eis, wenn sich Experten über Frauen­
spezifisches gerieren, ohne sich gebil­
det zu haben. Es ist freiäugig wahr­
nehmbar, ob jemand den notwendigen 
Bewusstwerdungs- und Bildungspro­
zess durchgemacht hat, um sich in 
Frauenbelangen äußern zu können 
und auch, ob er oder sie keine Ahnung 
hat. 

So ist es geradezu erkenntnisfeind­
lich, wenn Politikerinnen immer noch 
über Familienpolitik disKUtieren und 
über das Recht der Frauen, sich für die 
Familie zu entscheiden, sprich für die 
Männer- und Kinderversorgung. Auf 
derartigem Schwachsinnsniveau disku-

Seite 236 

tieren beispielsweise in Schweden 
nicht einmal mehr die eher rechtslasti­
gen Konservativen. Auch für diese ist 
es keine Diskussion und selbstver­
ständlich, dass das Recht auf Arbeit 
und eine eigenständige Existenz fast 
zu den Grund- und Menschenrechten 
zählt und alles andere in ökonomische 
Abhängigkeit und Unterdrückung 
fuhrt. Dort lässt es sich für PolitikerIn­
nen nur damit punkten, dass sie sich in 
Sachen fortschrittlicher Frauenpolitik 
übertrumpfen. 

Hierzulande gibt es einen Sozialmi­
nister, der fälschlicherweise als Frau­
enminister denunziert wird. Da jedoch 
in klarem Widerspruch mit oben er­
wähntem Amsterdamer Vertrag das 
Frauenministerium abgeschafft wurde, 
ist nicht davon auszugehen, dass die 
Wahrnehmung oder Einarbeitung in 
diese Materie bei ihm oberste Priorität 
hat. Wohl wird ihm Fachkompetenz 
bescheinigt, doch vor dem Hinter­
grund der Erkenntnisfreudigkeit seiner 
Partei ist davon auszugehen, dass Bam­
bi und Klopfer mehr vom gelernten Ve­
terinärmediziner zu erwarten haben 
als die Frauen, deren Belange auch in 
etwa dieser Reihenfolge im Parteipro­
gramm erwähnt werden. 

Leider sind oben erwähnte Semina­
re für Politikerinnen nicht verpflich­
tend, sofern sie sich zu Frauenagenden 
äußern möchten - dies erhöht zwar die 
kabarettistische Qualität diverser 
Wortmeldungen, ist aber in Ansehung 
der unreflektierten Machtausübung, 
die damit verbunden ist, so gar nicht 
komisch. 

Unreflektierte Machtausübung in 
Ermangelung ausreichender Bildung 
führt auch in anderen Entscheidungs­
gremien zu Katastrophen für Betroffe­
ne. So gibt es ein Urteil des Oberlan­
desgerichtes Wien, wo der Berufung 
einer Frau nicht Folge gegeben wurde, 
die in erster Instanz nach durchgeführ­
ter Wegweisung ihres Gatten samt 
Rückkehrverbot wegen gefährlicher 
Drohung und versuchter Körperverlet­
zung ihrerseits verurteilt wurde. Dies, 
obwohl sich der Gatte rechtswidriger­
weise in ihrer Wohnung aufgehalten 
hat und es zuvor bereits zu Tätlich­
keiten gekommen ist. Die Beweiswür-

digung, die durch das Oberlandesge­
richt bestätigt wurde, liest sich fol­
gend: 

"Der Zeuge (der Gatte) machte ins­
gesamt einen eher ruhigen Eindruck 
und wurde seine Aussage den Feststel­
lungen als glaubwürdig zugrunde ge­
legt. Demgegenüber vermittelte die Be­
schuldigte zunächst einen eher weiner­
lichen, bei Auftreten des Zeugen einen 
durchaus aggressiven Eindruck, wobei 
ihre heftigen Aggressionen gegenüber 
ihrem Ehegatten während der Einver­
nahme des Zeugen durch diverse Kom­
mentare sowie Gesten der Beschuldig­
ten klar zum Vorschein kam. Im Übrigen 
verwies die Beschuldigte sowohl vor 
Gericht als auch bereits anlässlich ihrer 
niederschriftlichen Einvernahme vor 
der Polizei darauf, dass die von ihrem 
Gatten geschilderten Ereignisse frei er­
funden seien und im Gegenteil sie mit 
einem Topf auf den Kopf geschlagen 
wurde, eine Anzeige diesbezüglich hat 
sie jedoch nicht erstattet. Die Beschul­
digte versuchte darzustellen, dass sie 
bereits seit geraumer Zeit von ihrem 
Gatten geschlagen und bedroht werde 
und richtete ihr Hauptaugenmerk auf 
die Belastung des Ehegatten anlässlich 
früherer Vorfälle. Darüber hinaus depo­
nierte sie, von ihrem Gatten gefoltert 
zu werden und erklärte auf Nachfragen, 
dass er ihr die Fernbedienung vom 
Fernseher weggenommen habe. Er ha­
be sie eingesperrt und hätte sie mit nie­
manden reden oder sich treffen dürfen, 
er wolle, dass sie nach dem Koran lebe. 
Insgesamt konnte ihre leugnende Ver­
antwortung zu den Vorfällen lediglich 
als Schutzbehauptung gewertet wer­
den." (OLG Wien, 19 Bs 298/00). 

Unnötig anzumerken, dass sich hier 
die gesamte Bandbreite an Unkenntnis 
über Gewaltdynamiken samt dem da­
zugehörenden sexistischen Vorurteil 
wie Frauen - insbesondere muslimi­
sche Frauen - zu sein haben, offenbart. 
Solange auf der Ebene entscheidender 
Machtapparate ein Mindestmaß an Bil­
dung nicht Karrierebedingung ist, ist 
diese Republik der frauenpolitische 
Treppenwitz in der EU. 

I{ol juridikum 4/00 
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